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Gegen Pflegenotstand 

Am 29. März überreichte das Hamburger Bünd¬ 
nis für mehr Personal im Krankenhaus dem Senat 
27 763 Unterschriften für eine Volksinitiative. 
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Kämpfer für den Frieden 

Vor 25 Jahren wurde Chris Hani, Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei Südafrikas, ermordet, 
um einen Bürgerkrieg auszulösen. 
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Thema der Woche 


Das war der Ostermarsch 

Deutschlandweit gingen zehntausende Men¬ 
schen gegen Aufrüstung und Krieg auf die 
Straße. Sie forderten Abrüstung und Entspan¬ 
nungspolitik. Tausende Unterschriften für „Ab¬ 
rüsten statt Aufrüsten“ wurden gesammelt. 
Bericht und Fotos auf den Seiten 12 und 13. 
Wir dokumentieren die Grußworte von Karin 
Leukefeld und Horst Schmitthenner. 

Im oberbayrischen Landshut versuchte die AfD 
erfolglos den dortigen Ostermarsch für sich zu 
vereinnahmen. Sie scheiterte am Widerstand 
der Veranstalter und der Demonstranten. 
Seiten 5,12 und 13 


BILD schoss mit 

Im Jahr 1968 riefen deutsche Medien zur Gewalt auf 


A m 11. April 1968, Gründon¬ 
nerstag, wurde Rudi Dutsch- 
ke durch Schüsse des Faschis¬ 
ten Josef Bachmann in Berlin schwer 
verletzt. An den Spätfolgen starb er 
im Dezember 1979. 

Nur wenige Stunden nach dem At¬ 
tentat organisierte sich in der gesam¬ 
ten Bundesrepublik und in Westberlin 
der Protest. Von Karfreitag bis Oster¬ 
montag sammelten sich große Men¬ 
schenmassen vor den Druckereien 
der „Bild“-Zeitung und versuchten, 
deren Auslieferung zu verhindern. In 
München kamen dabei der Fotore¬ 
porter Klaus Frings und der Student 
Jürgen Schreck ums Leben. 

Die erstaunlich schnelle und brei¬ 
te Mobilisierung - ohne Internet und 
Flashmobs - lässt sich nur dadurch er¬ 
klären, dass sich schon lange vorher 
ein Potential angesammelt hatte, das 
sofort aktionsbereit und -fähig gewe¬ 
sen ist. Diese gesteigerte Aktionsbe¬ 
reitschaft bestand spätestens seit dem 
2. Juni 1967, als in Westberlin der Stu¬ 
dent Benno Ohnesorg durch den Po¬ 
lizisten Karl-Heinz Kurras erschossen 
wurde, der - wie erst vierzig Jahre spä¬ 
ter bekannt wurde - zugleich verdeck¬ 


tes Mitglied der Sozialistischen Ein¬ 
heitspartei Deutschlands Westberlin 
und Informant des Ministeriums für 
Staatssicherheit der DDR war. 

Beide Tatsachen haben nichts mit¬ 
einander zu tun. Kurras handelte als 
Beamter des Westberliner Senats. 
Aber wenn wir Kommunisten an die 
damaligen Vorgänge erinnern, dürfen 
wir an diesem unerfreulichen Zusam¬ 
menhang nicht mit Verschweigen vo¬ 
rübergehen. 

Nicht erst seit dem 2. Juni 1967, 
sondern seit 1948 herrschte in West¬ 
berlin eine Bürgerkriegsatmosphä¬ 
re - es war tatsächlich eine Front¬ 
stadt. Nach dem 13. August 1961 
fanden kommunistische Arbeiter in 
Westberliner Betrieben ihre Werk¬ 
bänke mit Stacheldraht - angebracht 
von ihren eigenen Kollegen - vor. Seit 
Anfang 1968 lag Gewalt in der Luft. 
Der Springer-Konzern war Kampa¬ 
gnenführer. Nach der Westberliner 
Vietnam-Demonstration vom 18. Fe¬ 
bruar rief der Senat zu einer Gegen¬ 
kundgebung auf, an deren Rand ein 
junger Mann, der mit Rudi Dutschke 
verwechselt wurde, fast gelyncht wor¬ 
den wäre. Der Regierende Bürger¬ 


meister Klaus Schütz aber heizte ein: 
„Schaut euch diese Typen an!“ Als 
Josef Bachmann knapp zwei Monate 
später feuerte, konnte er sich einbil¬ 
den, im Einklang mit der Mehrheits¬ 
meinung und gleichsam in staatlichem 
Auftrag zu handeln. 

Wer vom Aufbruch der Jugend 
vor 50 Jahren spricht, denkt oft an 
Woodstock. Aber das war erst 1969. 
Das Jahr 1968 jedoch war nicht von 
Flower-Power geprägt, sondern von 
blutiger Gewalt. Am 4. April wurde 
Martin Luther King ermordet. Die 
schrecklichste Gewalt dieser Jahre 
aber ist in diesen Jahren von den USA 
in Vietnam ausgeübt worden. Als in 
der Nacht vom 2. auf den 3. April 1968 
Andreas Baader, Gudrun Ensslin, 
Horst Söhnlein und Thorwald Proll in 
zwei Kaufhäusern in Frankfurt/Main 
Brände legten, verstanden sie dies als 
eine Demonstrationstat: Gewalt ge¬ 
gen Sachen, bei der keine Menschen 
gefährdet wurden, als Hinweis auf die 
Heuchelei, mit der die veröffentlichte 
Meinung sich über einen Kaufhaus¬ 
brand in Brüssel erregte, aber über 
das Morden in Indochina schwieg. 
Skandalisiert wurde nur ihre Aktion, 


nicht das viel größere Verbrechen, auf 
das sie aufmerksam machen wollten. 
Die vergleichsweise harmlose Gegen¬ 
gewalt von links wurde als die einzige 
Gewalt überhaupt ausgegeben, nicht 
ihre Ursache. Auch im Verhältnis der 
Schüsse auf Dutschke einerseits, Os¬ 
terblockaden andererseits fand sofort 
diese Verkehrung statt. Es wurde so¬ 
gar über ein Verbot des SDS disku¬ 
tiert. 

Es wird behauptet, inzwischen 
habe sich zumindest die Bundesre¬ 
publik zivilisiert und zu friedliche¬ 
ren Formen der Konfliktaustragung 
gefunden. Dies nennt man: „Sich in 
die Tasche lügen“. Nach Angaben der 
„ Amadeu Antonio Stiftung“ sind von 
1990 bis 2016 mindestens 195 Men¬ 
schen in der Bundesrepublik Todes¬ 
opfer faschistischer (sie selbst nennt 
es „rechtsextremer“) Gewalt gewor¬ 
den. Hinzu kommt die stumme struk¬ 
turelle Gewalt, durch die alljährlich 
Tausende im Mittelmeer ertrinken. 

Form und Ausmaß der Mobilisie¬ 
rung, die nötig wäre, um dagegen an¬ 
gemessen zu reagieren, sind gegen¬ 
wärtig überhaupt nicht absehbar. 

Georg Fülberth 


1818 Marx 2018 



Niemand wird bestreiten, 
dass die Apostel des poli¬ 
tischen Indifferentismus ... 
von der Arbeiterklasse längst 
zum Teufel gejagt worden 
wären; die Arbeiterklasse 
hätte das als Beleidigung 
doktrinärer Bourgeois und 
verkommener Edelleute auf¬ 
gefasst, die so dumm oder 
so naiv sind, ihr jedes reale 
Kampfmittel zu verweigern, 
weil man all diese Kampf¬ 
mittel der heutigen Gesell¬ 
schaft entnehmen muss und 
weil die fatalen Bedingungen 
dieses Kampfes das Unglück 
haben, sich nicht den idealis¬ 
tischen Phantasien anzupas¬ 
sen, die diese Doktoren der 
Sozialwissenschaft unter den 
Namen Freiheit, Autonomie, 
Anarchie zur Gottheit erho¬ 
ben haben. Doch ist jetzt die 
Bewegung der Arbeiterklas¬ 
se so stark, dass diese philan¬ 
thropischen Sektierer nicht 
mehr den Mut haben, über 
den ökonomischen Kampf 
dieselben großen Wahrhei¬ 
ten zu wiederholen, die sie 
unaufhörlich über den poli¬ 
tischen Kampf proklamier¬ 
ten. Sie sind zu feige, um 
diese Wahrheiten auch auf 
die Streiks, Koalitionen, Ge¬ 
werksgenossenschaften, auf 
die Gesetze über Frauen- und 
Kinderarbeit, über die Be¬ 
schränkung des Arbeitstages 
etc. etc. anzuwenden. 

MEW Band 18 , Seite 301 


Marx hat Zukunft! 

Die Deutsche Kommunistische 
Partei veranstaltet gemeinsam mit 
der Sozialistischen Deutschen Ar¬ 
beiterjugend (SDAJ) am Wochen¬ 
ende 5. und 6. Mai im Bürgerhaus 
Trier-Nord eine Konferenz anläss¬ 
lich des 50. Geburtstags der SDAJ 
und des 200. Geburtstags von Karl 
Marx. Neben verschiedenen Rede¬ 
beiträgen und Kulturveranstaltun¬ 
gen stellt die SDAJ auf der Kon¬ 
ferenz ihr Buch „Eine Welt zu ge¬ 
winnen - Karl Marx, der heutige 
Kapitalismus und wir“ vor. Mehr 
Informationen gibt es unter 
www.marxgeburtstag.de 
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Heißer Herbst für Drucker 


Unternehmer kündigen Manteltarifvertrag 



Die Druck-Unternehmer wollen moderne Produktionstechnik mit mittelalterlichen Arbeitsbedingungen koppeln. 


Höchster Profit bei BMW 

Nach Einschätzung der Unter¬ 
nehmensberatung Ernst & Young 
macht BWM weltweit den meisten 
Reibach. 10 Prozent des Umsatzes 
schlagen sich als Gewinn nieder. 
Suzuki verdränkte Daimler vom 
zweiten auf den dritten Platz. Bei 
Suzuki verbleibt eine Marge von 
9,8 Prozent, bei Daimler beträgt 
sie 8,9 Prozent. VW erreichte mit 6 
Prozent den 8. Platz dieser Hitliste. 

Abschluss Bahn-BKK 

Die Eisenbahner- und Verkehrsge¬ 
werkschaft EVG hat für ihre Mit¬ 
glieder bei der Betriebskranken¬ 
kasse bei der Bahn einen Abschluss 
erreicht. 

Für die Monate Januar bis März 
bekommen die Beschäftigten eine 
Einmalzahlung in Höhe von 330 
Euro, für Auszubildende gibt es 240 
Euro. Ab dem 1. April 2018 steigen 
die Entgelte um drei Prozent. Ab 
dem 1. Januar 2019 steigen die Ein¬ 
kommen um weitere 1,3 Prozent. 
Zusätzlich können die EVG-Mit- 
glieder mit dem EVG-Wahlmodell 
selbst entscheiden ob sie 1,3 Pro¬ 
zent mehr Geld oder drei Tage mehr 
Urlaub oder eine halbe Stunde Ar¬ 
beitszeitverkürzung haben wollen. 

Minilohn für Erntehelfer 

Für Erntehelfer - ebenso wie für 
die anderen Beschäftigten in der 
Landwirtschaft - hat die Agrarge¬ 
werkschaft Bauen-Agrar-Umwelt 
(IG BAU) bereits im vergangenen 
Dezember mit der Bundesempfeh¬ 
lung Landwirtschaft einen Tarifvor¬ 
schlag erzielt, der nun als Blaupau¬ 
se für die Tarifabschlüsse in den 
Ländern dient. 

Inzwischen liegen entsprechen¬ 
de Tarifverträge in den meisten 
Bundesländern vor. Viele Erntehel¬ 
fer erhalten die vereinbarte unters¬ 
te Lohngruppe. Diese beträgt un¬ 
verändert 9,10 Euro pro Stunde. 
Für Helfer, die aber im Jahr länger 
als vier Monate im Betrieb arbei¬ 
ten, steigt der Lohn auf 9,25 Euro. 

Heizungen veraltet 

Nach Ansicht des Bundesverbands 
der Deutschen Heizungsindustrie 
(BDH) und der IG Metall kommt 
dem Wärmemarkt und seinen Be¬ 
schäftigten eine entscheidende 
Rolle zur Erreichung der Klima¬ 
ziele zu. In einem gemeinsamen 
Zukunftsmemorandum fordern 
die beiden Organisationen die neue 
Bundesregierung auf, wie im Koali¬ 
tionsvertrag festgehalten, geeignete 
Rahmenbedingungen zur Umset¬ 
zung der Wärmewende zu schaffen. 

BDH und IG Metall machten 
deutlich, dass rund 40 Prozent des 
deutschen Endenergieverbrauchs 
auf den Gebäudebereich entfällt, ein 
Großteil davon wird für das Heizen 
und Kühlen von Gebäuden benötigt. 
Zugleich ist der deutsche Heizungs¬ 
anlagenbestand dramatisch veraltet, 
rund 70 Prozent der Anlagen ent¬ 
sprechen nicht dem Stand der Tech¬ 
nik. Nur etwa 18 Prozent der Anla¬ 
gen nutzen erneuerbare Energien. 

NGG befürchtet faulen 
Zauber 

Bei der Fischrestaurantkette 
„Nordsee“ sind die Betriebsrats¬ 
wahlen zu Ende gegangen. Doch 
noch ist unklar, ob die Betriebsräte 
überhaupt arbeiten können, be¬ 
fürchtet die Gewerkschaft Nahrung 
Genuss Gaststätten NGG. Denn 
der Arbeitgeber hat Anfang Feb¬ 
ruar quasi über Nacht 228 leitende 
Angestellte aus dem Hut gezaubert, 
indem er mehr als 200 Beschäftig¬ 
te - ohne Gehaltserhöhung - be¬ 
fördert hat, darunter auffällig viele 
Betriebsräte. Der stellvertretende 
NGG-Vorsitzende Guido Zeit- 
ler befürchtet, dass „Nordsee“ mit 
diesem „faulen Zauber“ die Be¬ 
triebsratsarbeit blockieren will. Da 
leitende Angestellte rechtlich ge¬ 
sehen nicht in den Betriebsrat ge¬ 
wählt werden können, könnte das 
Unternehmen versuchen, die Wahl 
per Gerichtsbeschluss für ungültig 
zu erklären. 


E nde März 2018 ging der Bun¬ 
desverband Druck und Medien 
(bvdm) in die Offensive und kün¬ 
digte einseitig den Manteltarifvertrag, 
der u.a. Urlaub und Wochenstunden¬ 
zahl regelt, zum 30. September 2018. 
Gleichzeitig kündigte er an, zunächst 
keine weiteren Gespräche mit ver.di 
darüber führen zu wollen. Mit diesem 
umfassenden Generalanschlag auf die 
Arbeitsbedingungen der Kolleginnen 
und Kollegen zielt der bvdm auf die 
Beseitigung bisheriger tariflicher Re¬ 
gelungen, die von den Unternehmern 
„schon lange als zu starr und angesichts 
der veränderten technologischen und 
wirtschaftlichen Realitäten der Bran¬ 
che als nicht mehr zeitgemäß“ empfun¬ 
den werden. „Der Manteltarifvertrag 
ist in weiten Bereichen dringend re¬ 
formbedürftig. Er engt die Betriebe so 
stark ein, dass immer mehr von ihnen 
die Tarifbindung verlassen 44 so Sönke 
Boyens, der Vorsitzende des Sozialpo¬ 
litischen Ausschusses des bvdm. Zum 
Beweis ihrer Entschlossenheit winken 
die Druck-Herren mit der Tarifflucht- 
Keule, denn, „die veralteten Maschi- 


„Der Verkehrsverbund Berlin-Bran¬ 
denburg (VBB) erhöht erneut die Ti¬ 
cketpreise für Bus und Bahn.“ So oder 
ähnlich können wir es jährlich in den 
Nachrichten lesen. Doch 2018 wurde 
es für die meisten Berliner und Bran¬ 
denburger nicht teurer, wenn sie täg¬ 
lich zur Arbeit, Schule oder Uni kom¬ 
men wollen. Da haben wir ja nochmal 
Glück gehabt, auch wenn der Öffent¬ 
liche Nahverkehr eigentlich ganz kos¬ 
tenlos sein könnte, würde der gesell¬ 
schaftliche Reichtum nur anders ver¬ 
teilt werden. 

Dafür erhöhen sich die Fahrpreise 
im Fernverkehr bundesweit um durch¬ 
schnittlich 0,9 Prozent. Glück für alle, 
die keine Freunde oder Familie in an¬ 
deren Städten haben. Aber auch der 
Fernverkehr könnte doch eigentlich für 
alle kostenfrei sein. Aber nein, Denk¬ 
fehler, mit den Einnahmen des Fern¬ 
verkehrs muss ja die unprofitable DB 
Cargo AG am Leben gehalten werden. 
Und diese realisiert immerhin Waffen¬ 
transporte. Alle unprofitablen Bereiche 


nenbesetzungsvorschriften, unflexible 
Arbeitszeiten sowie Zuschläge weit 
über den steuerlichen Freibeträgen 
schrecken mehr und mehr Unterneh¬ 
men von einer Tarifanwendung ab 4 . 4 

Im 550.Todesjahr des Johannes Gu¬ 
tenbergs (er starb am 3. Februar 1468) 
befindet sich die Druckindustrie wei¬ 
ter im Umbruch. Der Bleisatz gehört 
zur Geschichte der Druckindustrie, sei¬ 
ne Zeit ist längst vorbei. Das Internet 
und eine generell veränderte Medien¬ 
landschaft treibt die Umstrukturierung 
der Branche voran. Besonders im Zei¬ 
tungsdruck sinken die Auflagen; viele 
Presserzeugnisse verschwinden ganz 
vom Markt. Auch der Wegfall der Ka¬ 
taloge großer Versandhäuser war und 
ist spürbar in der Branche. 

In Deutschland gibt es daher ein 
Überangebot bei den Druckereien. Be¬ 
sonders Tiefdruck- und Rollen-Offset- 
Drucker können ihre Maschinen für 
große Auflagen seit Jahren nicht mehr 
auslasten. Die Innovationszyklen wer¬ 
den immer kürzer, und die damit ver¬ 
bundenen Investitionskosten beschleu¬ 
nigen die Monopolisierung der Druck¬ 


privatisieren und mit den Einnahmen 
des Fernverkehrs kostengünstig Waf¬ 
fentransporte sichern, das ist die Auf¬ 
gabe des deutschen Staates. 

Außerdem, wie sieht das denn aus, 
wenn alle mit den Öffis fahren. Keine 
verstopften Straßen, kein Lärm, gerin¬ 
ge Umweltbelastung. Aber jetzt mal 
im Ernst: Pech hatten dieses Jahr vor 
allem die ca. 12 000 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Deutschen Bahn. 
Die Berliner Eisenbahner müssen nun 
seit dem 15. Dezember 2017 für eine 
Jahreskarte ABC statt 190 Euro satte 
961 Euro zahlen. Vollständigkeitshal- 
ber muss dazu gesagt werden, dass die 
Differenz nicht 771 Euro beträgt, da 
der geldwerte Vorteil zuvor noch ver¬ 
steuert werden musste. Dennoch eini¬ 
ge hunderte Euro, die nicht eingeplant 
waren und einen klaren Reallohnver- 
lust darstellen. Und viele Mitarbeiter 
müssen noch mehr zahlen, da sie noch 
weiter außerhalb Berlins leben. Doch 
die Deutsche Bahn zieht sich clever aus 
der Affäre und wälzt die Schuld auf den 


branche und zwingen immer mehr 
Druckunternehmen in die Insolvenz. 
So nimmt die Zahl der Betriebe und 
Beschäftigten kontinuierlich ab. 

Statt mit Arbeitszeitverkürzung 
antworten die Druck-Unternehmer 
mit dem Einsatz von noch produktive¬ 
ren Druckmaschinen und Verfahren. 
Seit Jahren schreien sie nach länge¬ 
ren Arbeits- und Maschinenlaufzeiten. 
Zuletzt verhandelte ver.di im Juni 2017 
ergebnislos mit dem Unternehmerver¬ 
band über die von der schon seit Jah¬ 
ren vom bvdm geforderten Reform des 
Manteltarifvertrags. Hauptknackpunkt 
war die ver.di-Forderung nach der All- 
gemeinverbindlichkeitserklärung der 
Tarifverträge. Die Druck-Unterneh¬ 
mer wollen moderne Produktionstech¬ 
nik mit mittelalterlichen Arbeitsbedin¬ 
gungen koppeln und schielen dabei 
neidisch auf die nicht tarifgebundenen 
Unternehmen. 

Die noch im bvdm zusammenge¬ 
schlossenen Herren der Druckindu¬ 
strie wollen endlich die massive Redu¬ 
zierung der Maschinenbesetzung, die 
Verlängerung der Arbeitszeit auf bis zu 


zuständigen Verkehrsverbund Berlin- 
Brandenburg ab. 

In gewisser Weise hat sie ja Recht, 
wenn sie den VBB kritisiert, mit dem 
sie jährlich über das ÖPNV-Ticket ver¬ 
handelt hat. Immerhin sind die Ver¬ 
kehrsverbünde für Streckenausschrei¬ 
bungen und Fahrpreiserhöhungen ver¬ 
antwortlich. Aber eigentlich geht es nur 
darum, nicht selber für den Reallohn¬ 
verlust verantwortlich zu sein. Und was 
sich der VBB von all dem verspricht 
liegt eigentlich auf der Hand. Wenn z.B. 
12 000 Mitarbeiter 800 Euro mehr zah¬ 
len, sind das fast zehn Millionen Euro 
im Jahr Mehreinnahmen. Denn durch 
neue Verträge mit den Verkehrsunter¬ 
nehmen DB und BVG gehen nun alle 
Einnahmen an die Auftraggeber Ber¬ 
lin und Brandenburg. Zuvor hatte die 
Bahn also nur auf eigene Einnahmen 
verzichtet. Jetzt stellt sich für sie die 
Frage, ob sie den Nahverkehr für die 
Mitarbeiter finanziert und dafür je¬ 
doch auf Profite verzichten muss. Die 
Entscheidung des steuerfinanzierten 


40 Stunden pro Woche sowie die Kür¬ 
zung der Zuschläge für Wochenend- 
und Nachtarbeit. Und selbst das reicht 
ihnen nicht: Sie träumen von der Ab¬ 
schaffung der Antrittsgebühr für Sonn- 
und Feiertagsarbeit und der Kürzung 
der Jahresleistung wie auch des Ur¬ 
laubsgeldes. 

Es sieht ganz danach aus, als stün¬ 
de den 134 000 in der Druckindustrie 
beschäftigten Kolleginnen und Kolle¬ 
gen eine harte Auseinandersetzung im 
Herbst bevor. Die Druck-Unterneh¬ 
mer suchen bewusst die zeitgleiche 
Auseinandersetzung um die künftigen 
Arbeitsbedingungen und Löhne und 
Gehälter der Beschäftigten in einer Ta¬ 
rifrunde, um das Eine gegen das An¬ 
dere ausspielen zu können. Vermutlich 
legen sie einen vergifteten Köder auf 
der Lohn- und Gehalts-Seite aus. Für 
bisher Unorganisierte gibt es gute Ar¬ 
gumente, jetzt in die Gewerkschaft ein¬ 
zutreten. Eins davon ist: Für Gewerk¬ 
schaftsmitglieder bleiben die jetzigen 
Arbeitsbedingen zunächst auch über 
den 30. September 2018 hinaus erhal¬ 
ten Manfred Dietenberger 


Staatsbetriebs ist leider nicht überra¬ 
schend. 

Aus: Position, 
Magazin der SDAJ, Nr. 01/18 



Kampfgeist statt Kampfeinsatz 


Unsere Klasse gegen die Herrschenden 


Das Heft ist auch im www.uzshop.de 
erhältlich 


Warum die Bahntickets teurer werden 

Fahrgäste und auch Beschäftigte müssen tiefer in die Tasche greifen 
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„Ihr pusht politische 
Diskussionen“ 

Grußwort der EVG-Jugend an den 
SDAJ-Bundeskongress in Eschborn 

Am vorletzten Wochenende fand in der Eschborner Stadthalle der 23. Bundes¬ 
kongress der Sozialistischen Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ) statt (siehe auch 
UZ vom 29.3.). Michael Lieske, stellvertretender Bundesleiter der Jugend der 
Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft EVG, hielt ein Grußwort, welches wir im 
Folgenden dokumentieren. 


Schlange stehen 
zum Unterschreiben 

ln Hamburg unterstützt ein Bündnis den Kampf von Pflegekräften 



Das Hamburger Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus überreichte dem Senat 27 763 Unterschriften 

Die UZ sprach mit Axel Hopfmann einem der Sprecher des Hamburger Bünd¬ 
nisses für mehr Pflegepersonal im Krankenhaus, das den Kampf der Pflegekräfte 
mit einer Volksinitiative unterstützt. 


UZ: Ihre Initiative, der „Hamburger 
Volksentscheid für mehr Personal und 
gute Versorgung im Krankenhaus“ wirbt 
aktuell mit einer gleichnamigen Volks¬ 
initiative. Können Sie einmal die Zustän¬ 
de in den Krankenhäusern schildern? 

Axel Hopfmann: Wir kennen die Zu¬ 
stände in den Hamburger Kranken¬ 
häusern aus zahlreichen Berichten 
von Patientinnen, Patienten und de¬ 
ren Angehörigen sowie Pflegekräften. 
Leider haben sie in der Regel zu viel 
Angst, um ihre Namen nennen zu las¬ 
sen. Immer wieder hören wir von hilflo¬ 
sen Menschen, die stundenlang in ihren 
Ausscheidungen hegen, aber wenn sie 
klingeln ist niemand da, der ihnen hel¬ 
fen könnte. Oft auch, dass Pflegekräfte 
am Ende ihrer Schicht in Tränen aufge¬ 
löst sind, weil sie vollständig überfor¬ 
dert sind. Diese Berichte sind zu häufig, 
um sie als Einzelfälle abtun zu können. 

UZ: Ihre Initiative hat Ende der ver¬ 
gangenen Woche mehr als 20 000 Un¬ 
terschriften im Hamburger Rathaus ab¬ 
gegeben. Welche Erfahrungen haben Sie 
beim Unterschriftensammeln gemacht? 
Haben Sie viel Zuspruch erhalten? 

Axel Hopfmann: Wir haben sogar über 
unsere Erwartungen hinaus mehr als 
27 000 Unterschriften bekommen. Und 
das in drei Wochen. Dabei hätten wir 
sechs Monate Zeit gehabt für 10 000 
Unterschriften, um die Volksinitiative 
zustande kommen zu lassen. Teilweise 
standen die Menschen Schlange, um 
ihre Unterschrift leisten zu können. 
Wir hatten nicht das Problem, Men¬ 
schen zu einer Unterschrift zu bewe¬ 
gen, sondern genug Sammlerinnen und 
Sammler zu haben. Das werden wir in 
der nächsten Stufe - dem Volksbegeh¬ 
ren - in verschärfter Form bekommen: 
Dann müssen wir in drei Wochen über 
60 000 Unterschriften bekommen. Ver¬ 
einzelt hatten wir vor Krankenhäusern 
aber auch das Problem, dass Pflege¬ 
kräfte nicht unterschreiben wollten, 
aus Angst, Probleme am Arbeitsplatz 
zu kriegen. In manchen Krankenhäu¬ 
sern gibt es auch so etwas wie ein Klima 
der Einschüchterung. 

UZ: Kritik gab es keine? 

Axel Hopfmann: Kritik vor allem aus 
den Reihen des Senats und der Regie¬ 
rungsfraktionen. Sonst eigentlich nicht. 
Es wurde gesagt, dass es keine Gesetz¬ 
gebungskompetenz des Landes gebe, 
was juristisch mindestens umstritten 
ist. Unser Rechtsgutachter hat jeden¬ 
falls etwas anderes gesagt. Dann wird 
behauptet, der Bund werde uns mit sei¬ 
nen Initiativen „überholen“. Das glau¬ 
ben wir aber nicht. Auch, dass wir die 


Steuerzahler belasten würden. Die ha¬ 
ben sich jedoch gerade mit ihrer Unter¬ 
schrift dafür ausgesprochen. 

UZ: Sie fordern im Rahmen Ihrer 
Volksinitiative unter anderem „ eine be¬ 
darfsgerechte Ausstattung der Kranken¬ 
häuser mit Personal“. Was genau wäre 
denn bedarfsgerecht? 

Axel Hopfmann: Der Bedarf muss erst 
einmal ermittelt werden. Das heißt, wie 
viel Zeit brauchen die Patientinnen und 
wie viel Zeit stellt eine Vollkraft in der 
Pflege zur Verfügung. Dafür gibt es ein 
bewährtes Instrument: Die Pflegeper¬ 
sonalregelung, die 1992 bis 1995 schon 
einmal Gesetz war. Diese ist, um einen 
Teil für besonders aufwändige Patien¬ 
tinnen ergänzt, wesentlicher Bestand¬ 
teil unseres Gesetzentwurfes. 

Die Pflegepersonalregelung wird 
von vielen Krankenhäusern derzeit 
verwendet, um das vorhandene Perso¬ 
nal auf die Stationen zu verteilen, die 
ja recht unterschiedlich aufwändige 
Patienten haben. Das machen die da¬ 
mit, weil es ein Verfahren ist, das leicht 
anzuwenden ist und den unterschiedli¬ 
chen Pflegeaufwand verschiedener Sta¬ 
tionen gut abbildet. Ein besseres Ver¬ 
fahren wird zwar immer wieder gefor¬ 
dert, ist jedoch derzeit nicht verfügbar. 

UZ: Sie stehen bundesweiten Personal¬ 
vorgaben etwas distanziert gegenüber. 
Aus welchem Grund? 

Axel Hopfmann: Im Bund verhandeln 
auf Grundlage des § 137i des SGB V 
die Spitzenverbände der Krankenkas¬ 
sen mit der Deutschen Krankenhaus- 
gesellschaft über das Thema. Das heißt: 
Die beiden Organisationen, die an einer 
bedarfsgerechten Personalbemessung 
weniger Interesse haben als am Geld. 
Es sollen sechs „pflegesensitive“ Berei¬ 
che verbessert werden. „Pflegesensitiv“ 
sind die Bereiche, in denen Schäden bei 
Patienten häufiger sind als sonst. Die 
schlechtesten 25 Prozent sollen auf 
das Niveau der restlichen 75 Prozent 
angehoben werden. Das wird ungefähr 
5 800 Stellen für 2 000 Krankenhäuser, 
das heißt etwa drei Stellen pro Kran¬ 
kenhaus bringen. Das ist erbärmlich. 

In der Koalitionsvereinbarung ist 
zwar festgehalten, dass die Personal¬ 
untergrenzen auf alle Bereiche aus¬ 
gedehnt werden sollen. Aber ein Ko- 
alitionsvertrag ist noch kein Gesetz. 
Zudem ist das Verfahren völlig unklar. 
Wenn 25 Prozent der Schlechtesten auf 
den Durchschnitt der restlichen 75 Pro¬ 
zent angehoben werden, ist dieses Ver¬ 
fahren auf 100 Prozent nicht anwend¬ 
bar. Zu großen Befürchtungen gibt 
die Haltung des Bundesgesundheits¬ 
ministers Anlass, der will, dass das in 


der „betriebswirtschaftlichen Verant¬ 
wortung“ der Krankenhäuser geregelt 
werden soll. Nun haben gerade Markt¬ 
wirtschaft und Wettbewerb unter den 
Krankenhäusern in die Misere geführt, 
welche wir erleben. 

UZ: Welche Regelungen würden Sie 
denn bevorzugen? 

Axel Hopfmann: Die Pflegepersonalre¬ 
gelung für alle Krankenhäuser bundes¬ 
weit und eine Abschaffung des DRG- 
Systems (Diagnosis Related Groups, zu 
deutsch: diagnosebezogene Fallgruppen, 
ist das aktuelle, pauschalierte Abrech¬ 
nungsverfahren der Krankenhausfinan¬ 
zierung. Die Redaktion). Dieses System 
erlaubt den Krankenhäusern, Gewinne 
zu machen - oder auch Verluste. Eine 
Ersetzung durch ein Kostendeckungs¬ 
prinzip, bei dem es beides nicht geben 
könnte, würde die Mechanismen außer 
Kraft setzen, die zu dem dramatischen 
Personalabbau geführt haben. 

UZ: Zwar wird die Versorgung von er¬ 
krankten und betagten Menschen, die 
gepflegt werden müssen, regelmäßig öf¬ 
fentlich thematisiert. An der Personal¬ 
situation und im Vergleich zur Arbeits¬ 
leistung viel zu geringen Entlohnung hat 
sich jedoch bisher nichts Gravierendes 
geändert. Wer trägt die Verantwortung 
für den Stillstand? 

Axel Hopfmann: Eine Gesundheitspo¬ 
litik, die Markt und Wettbewerb höher 
schätzt als das Wohlergehen von Men¬ 
schen. 

UZ: Welche Erwartungen haben Sie in 
den neuen Bundes gesundheitsminister 
Jens Spahn (CD U) ? 

Axel Hopfmann: Nur die Schlimmsten. 

UZ: Wie könnte der Druck auf die po¬ 
litischen Entscheidungsträger erhöht 
werden? 

Axel Hopfmann: Durch erfolgreiche 
Volksentscheide in mehreren Bundes¬ 
ländern, über Hamburg und Berlin hin¬ 
aus. Dazu aber muss auf jeden Fall der 
Druck aus den Krankenhäusern selber 
kommen. Arbeitskämpfe um Tarifver¬ 
träge für Entlastung hat es in Ansät¬ 
zen schon gegeben, mit dem besonde¬ 
ren Beispiel der Charite in Berlin oder 
den Warnstreiks wie im Saarland. Aber 
da muss noch mehr kommen. Volksent¬ 
scheide können auf Landesebene Geset¬ 
ze erzwingen, aber die Umsetzung der 
Gesetze obliegt Behörden, die nicht im¬ 
mer so entschlossen Vorgehen, wie wir 
es uns wünschen. Bundespolitik kann 
sogar diese Gesetze ganz aushebeln. An 
streikenden Krankenhausbeschäftigten 
vorbei zu gehen, wird da schon schwie¬ 
riger. Die Kombination macht es. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
es ist mir eine Ehre, dass ich heute hier 
bei euch sein kann. 

Als Vertreter der EVG-Jugend bin ich 
in erster Linie hier, um danke zu sa¬ 
gen: Ihr seid stets starke Mitstreiterin¬ 
nen und Mitstreiter im Kampf, um bes¬ 
sere Lebens- und Arbeitsbedingungen! 

Danke für eure Unterstützung bei 
den vergangenen Tarifverhandlungen 
mit der DB AG. Ihr wart allseits bereit, 
ihr wart mit uns auf der Straße und ihr 
habt uns in den sozialen Medien unter¬ 
stützt. Auch durch eure Unterstützung 
konnten wir gute Ergebnisse erzielen: 
Das erreichte Wahlmodell ermöglicht 
nun den Kolleginnen und Kollegen 
eine bessere Vereinbarung von Familie 
und Beruf. Der Mietkostenzuschuss für 
Azubis ist eine Antwort auf die Prob¬ 
lematik der Zentralisierung der Ausbil¬ 
dung in unserer Branche und die stei¬ 
genden Miet- und Lebenshaltungskos¬ 
ten in den Ballungsgebieten. 

Danke für die Einladung zu eurem 
Festival der Jugend: Dort hatte die 
EVG-Jugend die Möglichkeit, mit an¬ 
deren Jugendlichen über jugendpoliti- 
sche und eisenbahnspezifische Themen 
ins Gespräch zu kommen sowie span¬ 
nende Einblicke aus anderen Berei¬ 
chen aufzunehmen. Ich hoffe, dass das 
Festival auch in den nächsten Jahren so 
erfolgreich bleibt. 

Nochmals möchte ich Dank sagen: 
Danke für die Ausblicke, die ihr schafft. 


Am 19. März wurde auf der Streikver¬ 
sammlung von ver.di im neu renovier¬ 
ten Willy-Bleicher-Haus in Stuttgart 
die neue Strategie, nur stundenweise zu 
streiken, heiß diskutiert. Es ist aber kei¬ 
ne Vorgabe von oben, wie man meinen 
möchte. Sie wurde in der Streikleitung 
entwickelt und mit den Mitgliedern dis¬ 
kutiert und abgestimmt. Verschiedene 
Bedenken wurden geäußert, einige 
machen sich Sorgen um das fehlende 
Streikgeld. Ob sich das an der Beteili¬ 
gung bemerkbar machen wird? 

In Stuttgart wurden nun also einzel¬ 
ne Bereiche für 3,5 Stunden zum Streik 
aufgerufen. Nach der großen gemeinsa¬ 
men Aktion fand an jedem Wochentag 
eine kleinere dezentrale Aktion statt. 
Die Herausforderung war groß und 
noch ist nicht sicher, ob es sich ausge¬ 
zahlt hat. Doch es wird deutlich, dass 
die Beschäftigten bereit sind, die neuen 
Formen auszuprobieren. 

Kitas bleiben stundenweise ge¬ 
schlossen, die Schülerbetreuung legt 


Eure Positionen politisieren und hel¬ 
fen, den Blick öfter über denTellerrand 
der betrieblichen Politik zu werfen. 

Ich selbst sehe, wie ihr euch auf al¬ 
len Ebenen einbringt: Wenn wir fach¬ 
kundige Referenten brauchen, seid 
ihr am Start! Als Gewerkschafter dis¬ 
kutiert ihr leidenschaftlich, sei es im 
DGB oder auch bei den Bahnern in der 
SDAJ. Auch in der betrieblichen Inte¬ 
ressenvertretung seid ihr sichtbar. Als 
Jugendvertreterinnen und Jugendver¬ 
treter pusht ihr politische Diskussionen 
unter den Azubis und in den JAV und 
Betriebsratsgremien. 

Besonders in heutigen Zeiten von 
rechter Hetze im Internet, auf der Stra¬ 
ße und jetzt auch im Bundestag, der 
klaffenden Schere zwischen arm und 
reich und steigender Arbeitsbelastung 
und Flexibilisierung ist es wichtig, dass 
die Gewerkschaftsjugend und die lin¬ 
ken Jugendverbände zusammenstehen. 
Deswegen freue ich mich, dass ich heu¬ 
te bei eurer Antragsdebatte dabei sein 
kann, wo es unter anderem um die zu¬ 
künftige Arbeit mit den Gewerkschaf¬ 
ten gehen wird. 

Ich hoffe, wir können uns auch in 
Zukunft weiter tatkräftig unterstützen 
und von einander profitieren! 

Ich wünsche euch lebhafte Diskus¬ 
sionen, wegweisende Beschlüsse und 
weiterhin eine erfolgreiche Konferenz. 

Glück auf! 


mittags die Arbeit nieder, um sie später 
wieder aufzunehmen. Sogar in der Ver¬ 
waltung (u.a. vom Jugendamt), einem 
Bereich mit traditionell sehr niedrigem 
Organisationsgrad, wurde ab 10.30 Uhr 
gestreikt. Vereinzelt finden sich Kolle¬ 
ginnen und Kollegen beim ver.di-Stand 
am Stuttgarter Wilhelmsplatz ein. 

Für viele ist es der erste Streik. Und 
sie haben diese Hürde genommen, die 
also doch nicht unüberwindbar ist, wie 
viele behauptet haben. Noch ist vieles 
unklar, z. B. auch, wie der Lohnabzug 
für diese Zeit funktionieren soll. Man¬ 
che haben Angst vor dem Chaos, das sie 
in der Personalabteilung dadurch ange¬ 
richtet haben. Doch die Gewerkschaft 
und der Personalrat werden nicht müde 
zu betonen: Genau das wollen wir! Mit 
kurzfristig angekündigten Aktionen, 
geschlossenen Kitas und lahmgelegten 
Behörden. Davon sind wir noch ein gu¬ 
tes Stück entfernt, aber der Anfang ist 
gemacht. 

Christa Hourani 


Neue Streikstrategie 

Eindrücke von einer ver.di-Streikversammlung 



Nach der Streikversammlung beteiligten sich zahlreiche Kolleginnen und 
Kollegen an einer Demonstration in Stuttgart 
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Privat hat Vorrang 

Bund zwingt Kommunen zum Ausverkauf ihres öffentlichen Nahverkehrs 



2013 boxte der damalige Verkehrsminister Peter Ramsauer die privatwirtschaftli¬ 
chen Interessen durch. 


A lle 250 Beschäftigten mussten 
gehen, als das kommunale Ver¬ 
kehrsunternehmen in Pforzheim 
abgewickelt wurde. Sie verloren ihre 
Arbeitsplätze, weil die private „Regi¬ 
onal Verkehr Südwest GmbH (RVS) 44 
ein Tochterunternehmen der DB Re¬ 
gio, den Betrieb der städtischen Bus¬ 
linien übernahm. Wenige wurden wie¬ 
der eingestellt - zu deutlich schlechte¬ 
ren Bedingungen. Die Privatisierung 
des Öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) in Pforzheim war ein Fanal, 
denn sie war ein erzwungener Akt; eine 
feindliche Übernahme, der noch viele 
weitere folgen werden. Schuld daran ist 
eine Regelung, die 2013 in das Perso¬ 
nenbeförderungsgesetz (PbefG) aufge¬ 
nommen wurde: der sogenannte „Vor¬ 
rang eigenwirtschaftlicher Verkehre 4 . 4 
Diese Vorschrift zwingt die Gemein¬ 
den dazu, ihren ÖPNV an private Un¬ 
ternehmen zu vergeben, wenn diese be¬ 
haupten, den Verkehr zukünftig ohne 
öffentliche Zuschüsse gewährleisten 
zu können. Obwohl sich die konkreten 
Auswirkungen dieser Gesetzesände¬ 
rung erst langsam abzeichnen, ist schon 
jetzt klar: Die Novelle ist ein Angriff 
auf die öffentliche Daseinsvorsorge, 
auf die kommunale Selbstverwaltung 
und auch auf die Rechte und Löhne der 
mehr als 130 000 Beschäftigten in deut¬ 
schen Nahverkehrsbetrieben. 

Bisher betreiben die meisten Kom¬ 
munen den ÖPNV gemeinwirtschaft¬ 
lich. Sie unterhalten kommunale Ver¬ 
kehrsgesellschaften, welche sie mit 
dem Betrieb von Bus- und Bahnlinien 
beauftragen und jährlich mit teils ge¬ 
waltigen öffentlichen Zuschüssen un¬ 
terstützen. Im Gegenzug können diese 
städtischen Gesellschaften dazu ver¬ 
pflichtet werden, Tariflohn zu zahlen, 


eine bestimmte Anzahl an Buslinien in 
einer vorgegebenen Taktung zu bedie¬ 
nen, vorgegebene Ticketpreise nicht zu 
überschreiten, Sozialtickets anzubieten 
und den Schulverkehr durchzuführen. 
Die Gemeinderäte beschließen den 
Nahverkehrsplan und geben beispiels¬ 
weise vor, dass auch dünn besiedelte 
und abgelegene Ortsteile angefahren 
werden müssen. Diese Strukturen und 
Vorgaben unterscheiden sich natürlich 
von Ort zu Ort. Doch es gilt das Grund¬ 
prinzip: Ein guter Nahverkehr kann 
sich nicht allein durch Ticketeinnah¬ 
men finanzieren und muss daher, als 
Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge, 
politisch gesteuert und öffentlich bezu¬ 
schusst werden. 

Durch den „Vorrang eigenwirtschaft¬ 
licher Verkehre 44 ist diese Konstruktion 
in Gefahr. Private Verkehrsunterneh¬ 


men nutzen die Klausel, um kommuna¬ 
le Unternehmen und damit die Städte 
selbst vollständig aus dem Geschäft zu 
drängen. Sie müssen in ihrem Antrag 
lediglich in Aussicht stellen, den Nah¬ 
verkehrsplan auch ohne öffentliche Zu¬ 
schüsse zu erfüllen. Allerdings ist hierfür 
kein vollständiger Nachweis erforder¬ 
lich und es gibt auch keine Sanktions¬ 
möglichkeiten gegen Unternehmen, die 
später von den Planvorgaben abweichen 
und unprofitable Linien nicht mehr be¬ 
dienen. Auch an sonstige Vorgaben, 
etwa zur Tariftreue, zu Sozialstandards, 
zur Übernahme von Angestellten oder 
zur Beschränkung der Ticketpreise, sind 
sie nicht gebunden. Die Folgen sind So¬ 
zialdumping, Massenentlassungen und 
eine Verschlechterung der Sicherheits¬ 
standards. Doch trotz aller Möglichkei¬ 
ten zur Tarifflucht und zur Preistreiberei 


ist abzusehen, dass der Personennahver¬ 
kehr in den allermeisten Gemeinden ein 
Verlustgeschäft bleiben wird. Warum be¬ 
werben sich also überhaupt private Un¬ 
ternehmen darum? 

Dies ist nur dadurch zu erklären, 
dass auch diese Unternehmen fest mit 
einer nachträglichen Bezuschussung 
rechnen. In den Chefetagen der Ver¬ 
kehrslobby wird davon ausgegangen, 
dass die Städte einen vollständigen 
oder teilweisen Zusammenbruch des 
Nahverkehrs nicht riskieren werden 
und früher oder später mit öffentlichen 
Mitteln zum gewünschten Profit verhel¬ 
fen. Tatsächlich ist die Abhängigkeit der 
Städte von den Verkehrsunternehmen 
enorm. Die privaten Verkehrsunter¬ 
nehmer können außerdem den Preis 
für gemeinwirtschaftliche Aufgaben frei 
verhandeln: Welche Gemeinde kann es 
sich schon leisten, auf den Schülertrans¬ 
port mit Bussen zu verzichten? Welcher 
Gemeinderat würde zulassen, dass ein 
einzelnes Privatunternehmen frei über 
die verlangten Ticketpreise entschei¬ 
det? Die Unternehmen spekulieren 
darauf, dass die Kommunen bereit sein 
werden, einen hohen Preis für all die 
notwendigen Leistungen und Vereinba¬ 
rungen zu zahlen. 

Städte, Gemeinden und Kreise ver¬ 
suchen eigenwirtschaftliche Übernah¬ 
men durch verschiedene Maßnahmen 
zu verhindern. In Hildesheim stellte 
die kommunale „Stadtverkehr Hildes¬ 
heim GmbH & Co.KG (SVHI) 44 selbst 
einen Antrag auf eigenwirtschaftlichen 
Betrieb, um eine bevorstehende pri¬ 
vate Übernahme abzuwehren, was zu 
Gehaltskürzungen von rund 20 Pro¬ 
zent führte. Außerdem erhält die SVHI 
heute keine Fördermittel zur Anschaf¬ 
fung von umweltfreundlicheren Bussen 


mehr, da diese Mittel nach EU-Recht 
für gemeinwirtschaftlich tätige Ver¬ 
kehrsbetriebe vorgesehen sind. Eine 
andere potenzielle Abwehrmöglichkeit 
besteht darin, die Nahverkehrspläne 
möglichst komplex und unwirtschaft¬ 
lich zu gestalten, um private Investo¬ 
ren abzuschrecken. Die Sicherheit die¬ 
ser Methode wird sich erst noch zeigen, 
wenn Gerichte darüber entscheiden, ob 
die Festlegungen dieser Pläne zulässig 
und verbindlich sind. 

Mehr Erfolg verspricht der Kampf 
um politische Lösungen. Die Gewerk¬ 
schaft ver.di und auch der Deutsche 
Städtetag setzen sich für eine Ände¬ 
rung des Personenbeförderungsge¬ 
setzes ein. Die europäischen Gewerk¬ 
schaften konnten bereits 2009 durch¬ 
setzen, dass in der EU-Verordnung, auf 
die sich das deutsche PbefG bezieht, 
ausdrücklich die Möglichkeit von öf¬ 
fentlichen Direktvergaben, sowie von 
bindenden Qualitäts- und Sozialstan¬ 
dards vorgesehen blieb. Doch diese 
Fortschritte fanden keinen Eingang in 
das deutsche Recht. Im März vergan¬ 
genen Jahres verabschiedete der Bun¬ 
desrat eine Initiative, die die Gestal¬ 
tungsmöglichkeiten der Städte erhö¬ 
hen und eigenwirtschaftliche Anträge 
überprüfbar machen sollte. Der Bun¬ 
destag hat sich mit diesem Entwurf bis 
heute nicht befasst. Obwohl das neo¬ 
liberale Dogma vom „Vorrang eigen¬ 
wirtschaftlicher Verkehre 44 auch trotz 
dieser Verbesserungen erhalten blie¬ 
be, spricht die Bundesregierung in ih¬ 
rer Stellungnahme von einer „zentra¬ 
len Weichenstellung 44 und sieht „politi¬ 
schen Diskussionsbedarf 44 . Der Kampf 
von Gewerkschaften und Gemeinden 
wird also weiter andauern müssen. 

Vincent Cziesla 


Dicke Luft 

Kritik an Wagenknecht in der Partei „Die Linke“ wächst 


Streit um Kohleausstieg 

Kohlegegner kündigen erneute Massenproteste im Hambacher Forst an 


Am 8. Juni beginnt in Leipzig die 1. Ta¬ 
gung des 6. Parteitages der Partei „Die 
Linke 44 . Schon jetzt ist klar, dass es dort 
nicht nur Diskussionen über Anträge 
geben wird, sondern auch eine Debat¬ 
te um die Parteivorsitzenden Katja Kip- 
ping und Bernd Riexinger, die sich noch 
einmal zur Wahl stellen. Die Diskussion 
über sie hat lange begonnen, vereinzelt 
wird ihr Rücktritt gefordert. In den bür¬ 
gerlichen Medien wird schon seit Wo¬ 
chen über einen möglichen Führungs¬ 
wechsel spekuliert. Zwischen den Partei¬ 
vorsitzenden und Sahra Wagenknecht, 
Vorsitzende der Bundestagsfraktion der 
Partei, herrscht „dicke Luft 44 . 

Riexinger und Kipping hatten nach 
den Bundestagswahlen versucht, den 
Einfluss der Parteiführung in der und 
auf die Fraktion zu erhöhen, was in ei¬ 
ner linken Partei nicht ungewöhnlich ist. 
Sie scheiterten. Wohl auch, weil Sahra 
Wagenknecht im Oktober 2017 in einem 
Brief an die Bundestagsabgeordneten 
der Partei indirekt mit Rücktritt drohte. 
Sie klagte dabei über die Diskussions¬ 
kultur in der Partei. Kipping und Rie¬ 
xinger hätten dafür gesorgt, dass es eine 
normale Diskussion nicht mehr gebe. 

Am 21. März legte Wagenknecht in 
einem Interview im „Neuen Deutsch¬ 
land 44 noch einmal nach: „Eine Partei, 
in der es ständig Streit und interne Rei¬ 
bereien gibt, wird nicht gut geführt. Ich 
würde mir wünschen, dass die Partei¬ 
spitze sich auf ihre Aufgabe konzen¬ 
triert, nämlich die Stärkung der Linken 
- aktuell wäre da vor allem im Osten 
viel zu tun -, statt immer wieder gegen 
die Fraktionsspitze zu arbeiten. 44 In ei¬ 
nem Brief antworteten ihr 25 Bundes¬ 
tagsabgeordnete, die in anderen Fragen 
durchaus kontroverse politische Positi¬ 
onen vertreten: „Mit Erstaunen nehmen 
wir die inzwischen wiederholt öffentlich 
vorgetragene Kritik unserer Fraktions¬ 
vorsitzenden Sahra Wagenknecht an der 
Arbeit der Parteispitze wahr. Wir teilen 
diese Einschätzung nicht. 44 Im Gegen¬ 
teil habe sich die Partei „Die Linke 44 seit 


dem Göttinger Parteitag von den vor¬ 
hergehenden Auseinandersetzungen gut 
erholt. In der Bundestagsfraktion sehen 
sie dagegen eine Vielzahl ungeklärter 
Konflikte. „Der derzeitige nichtintegra- 
tive Führungsstil irritiert insbesondere 
viele der neuen MdB. 44 

Bei der Kontroverse zwischen den 
Parteivorsitzenden und der Fraktions¬ 
vorsitzenden geht es auch um eine 
Reihe - zumindest missverständlicher 
- Äußerungen Sahra Wagenknechts in 
den bürgerlichen Medien zur Flücht¬ 
lingspolitik vor und auch während des 
Bundestagswahlkampfes. So auch ihre 
Aussage zum Anschlag auf dem Breit¬ 
scheidplatz am 19. Dezember 2016, als 
sie im „Stern 44 der Bundeskanzlerin 
eine „vielschichtige 44 Mitverantwor¬ 
tung für den Terroranschlag vor der 
Gedächtniskirche vorwarf und neben 
„der unkontrollierten Grenzöffnung 44 
die „fatale 44 Außenpolitik und die „ka¬ 
puttgesparte Polizei 44 nannte. Kritik gab 
es damals nicht nur von Kipping und 
Riexinger, sondern auch von Gregor 
Gysi, Bodo Ramelow und - intern - 
von ihrem Ko-Fraktionschef Dietmar 
Bartsch. Zuletzt behauptete sie am 24. 
Februar im „Deutschlandfunk 44 dass 
hierher nur Leute mit Geld flüchten. 

Darüber hinaus ist Wagenknecht 
mit ihren Bemühungen um eine „lin¬ 
ke Sammlungsbewegung 44 in die Kri¬ 
tik geraten. Anfang des Jahres hatte 
sie in einem „Spiegel 44 -Interview die 
Forderungen ihres Ehemannes Oskar 
Lafontaine nach Gründung einer lin¬ 
ken Sammlungsbewegung unterstützt. 
Im ND-Interview verwies sie auf Ge¬ 
spräche, die geführt werden. Eventu¬ 
ell noch vor der Sommerpause soll es 
einen ersten „öffentlichen Aufschlag 44 
geben. In der Partei „Die Linke 44 se¬ 
hen darin nicht wenige die Gefahr der 
Spaltung der Partei. Die Kommunisti¬ 
sche Plattform hatte sich sehr früh ab¬ 
lehnend geäußert. Aber auch viele der 
sogenannten Reformer sehen diesen 
Vorstoß kritisch. Nina Hager 


Während Umweltschützer auf einen 
schnellen Kohleausstieg drängen, will 
die Bundesregierung aus CDU/CSU 
und SPD erst mal eine Kommission 
einsetzen, die noch in diesem Jahr ein 
Enddatum für den Ausstieg aus der 
Kohle benennen soll. 

Den Umweltverbänden geht das 
nicht schnell genug. Sie fordern einen 
Kohleausstieg noch vor 2030. „Nimmt 
die Bundesregierung das Pariser Kli¬ 
maabkommen ernst, müsste Deutsch¬ 
land deshalb schon bis 2040 seine Emis¬ 
sionen insgesamt nahe Null bringen. 
Übersetzt für die Kohle bedeutet das: 
Ende der Nutzung noch deutlich vor 
2030“ stellt der Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND) in 
einer Expertise klar. 

Tatsächlich ist Kohlestrom der 
Hauptgrund dafür, dass die Treib¬ 
hausgase in Deutschland seit fast einem 
Jahrzehnt nicht mehr gesunken sind. 
Die BUND-Experten rechnen zudem 
damit, dass das Klimaziel 2020 drastisch 
verfehlt wird. „Statt der beschlossenen 
Minderung der Emissionen um 40 Pro¬ 
zent bis 2020 werden schlimmstenfalls 
lediglich 30 Prozent erreicht 44 

Jedoch waren CDU/CSU und SPD 
bereits im Koalitionsvertrag davon abge¬ 
rückt, das deutsche Klimaschutzziel 2020 
einzuhalten. Ursprünglich war vorgese¬ 
hen, dass die Bundesrepublik die Treib- 
hausgas-Emissionen im Vergleich zu 
1990 um 40 Prozent senkt. Prognosen 
zufolge wurden sie bis Ende des Jahres 
2017 jedoch nur um knapp 27 Prozent 
gesenkt. 

Während die führenden Umweltver¬ 
bände es für zwingend erforderlich hal¬ 
ten, dass die von der Bundesregierung 
geplante Kommission ausgewogen be¬ 
setzt und gemeinsam von Wirtschafts¬ 
und Umweltministerium geführt wird, 
ließ der Chef der IG BCE, Michael Vas- 
siliadis, eine Spitze gegen die Umwelt¬ 
schützer ab. „Wer die Kommission auf 
einen radikalen Kohleausstieg redu¬ 
ziert, handelt unseriös und schadet dem 


Klimaschutz 44 behauptete er. Die für 
den Energiesektor zuständige Gewerk¬ 
schaft versucht seit Jahren die Energie¬ 
wende zu torpedieren und begründet 
dies unter anderem mit dem Schutz der 
Arbeitsplätze im Kohlesektor. Dieses 
vermeintliche Argument zieht jedoch 
nicht. Zwar fordern die Umweltverbän¬ 
de einen schnellstmöglichen Ausstieg 
aus der Kohle, jedoch keineswegs ohne 
zu betonen, dass die soziale Sicherheit 
der Beschäftigten selbstverständlich 
gewährleistet werden müsse. „Der Koh¬ 
leausstieg muss in den deutschen Berg¬ 
bauregionen, vor allem aber in der Lau¬ 
sitz, sozial abgefedert und auch finanzi¬ 
ell unterstützt werden. Grundsatz muss 
sein: Gelder für Beschäftigte und Regi¬ 
onen, nicht für Konzerne 44 , stellt etwa der 
BUND auf seiner Internetseite klar. 

Unterdessen gehen die Proteste 
gegen den weiteren Kohleabbau in die 
nächste Runde. So kündigte das Bünd¬ 
nis „Ende Gelände 44 eine Massenakti¬ 
on und zivilen Ungehorsam im Rhei¬ 
nischen Braunkohlerevier für Oktober 
dieses Jahres an, um am Tagebau Ham¬ 


bach wieder für einen sofortigen Koh¬ 
leausstieg einzutreten. 

„Der Erhalt des Hambacher Forsts 
ist eine Sofortmaßnahme für Klimage¬ 
rechtigkeit hier und weltweit. Alle wis¬ 
sen, dass die Kohle im Boden bleiben 
muss, um die Klimakrise nicht zu ver¬ 
schärfen. Dennoch zerstört RWE aus 
Profitinteresse weiterhin den Wald. 
,Ende Gelände 4 stellt sich dieser Ab¬ 
surdität entgegen 44 stellte Bündnisspre¬ 
cherin Karolina Drzewo klar. 

Schon im letzten Jahr hatte sich 
„Ende Gelände 44 im August und No¬ 
vember mit Aktionen massenhaften zi¬ 
vilen Ungehorsams für den sofortigen 
Kohleausstieg stark gemacht. Bei den 
Protesten im Hambacher Forst, der be¬ 
reits zu großen Teilen für den Tagebau 
zerstört wurde, war es zu teils äußerst 
brutalen Polizeiübergriffen gekom¬ 
men. Auch die Deutsche Kommunis¬ 
tische Partei (DKP) hatte sich damals 
mit den Opfern der Polizeigewalt und 
den Aktionen von „Ende Gelände 44 so¬ 
lidarisiert. 


Markus Bernhardt 



Protest gegen Braunkohleabbau im Hambacher Forst 
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Kein Frieden mit der AfD 

Landshut wehrt sich gegen die Friedensdemagogie der AfD 



Kulturaktion während des Landshuter Ostermarsches 2018 


G äbe es keine Ostermärsche - die 
AfD würde sie als Erste orga¬ 
nisieren.“ Mit dieser Anzeige in 
der Landshuter Zeitung rief die AfD 
zur Teilnahme an einer „Landshuter 
Friedenskundgebung“ auf, die exakt 
zur selben Uhrzeit am selben Ort des 
Landshuter Ostermarsches stattfinden 
sollte. Mit einem deutlich verkürzten 
und entstellten Aufruf wollten sie sich 
als angebliche Friedenskraft profilie¬ 
ren und vor allem Verwirrung in der 
Friedensbewegung stiften. Die Veran¬ 
stalter des Ostermarschs distanzierten 
sich deutlich von den AfD-Anhängern. 
„Wir sind hier heute möglicherwei¬ 
se das erste Mal in schlechter Gesell¬ 
schaft“ erklärte Kurt Büttler vom Ar¬ 
beitskreis „Partnerschaft mit der Drit¬ 
ten Welt“ von der Bühne den über 500 
Teilnehmenden des Ostermarsches. 
Auch andere Gruppen nahmen die 
Provokation der AfD ernst und di¬ 
stanzierten sich von ihr. 

Ihre Funktion konnte die AfD da¬ 
mit erfüllen: Statt die Verdoppelung 
des Rüstungsetats, die anhaltende 
Kriegshetze gegen Russland oder die 
deutsche Unterstützung des türkischen 
Einmarschs ins nordsyrische Afrin zu 
thematisieren, konzentrierten sich vie¬ 
le Redner und Schilder auf die rassis¬ 
tischen Äußerungen der selbsternann¬ 
ten Alternative. In Medienberichten 
wurde davor gewarnt, man könnte auf 
der Kundgebung wohl Gefahr laufen, 
neben Teilnehmern zu demonstrieren, 
die womöglich eine Entspannungspo¬ 
litik gegenüber Russland fordern - so 
wie es auch der originale Aufruf zum 
Ostermarsch tat. 

Mit der Friedensdemagogie der 
AfD setzte sich kaum jemand ausein¬ 
ander, vielmehr dominierte die plum¬ 
pe Abwehrreaktion. Ein Flugblatt der 
SDAJ, das sich mit dieser Demagogie 
auseinandersetzte, wurde vielfach ab¬ 
gelehnt. Man wolle schlicht mit der 
AfD nichts zu tun haben. Dabei be¬ 
nannte die SDAJ in ihrem Flugblatt 
sehr genau: Die AfD ist keine Partei 
des Friedens. Der AfD-Vorsitzende 
Alexander Gauland erklärte bei¬ 
spielsweise, dass „die Deutschen ... 
ein gestörtes Verhältnis zur militäri¬ 
schen Gewalt“ haben und schwadro- 


Zuzugsstopp 


Die „Belastungen“ in einigen Städten 
und Gemeinden durch den Zuzug von 
Flüchtlingen seien sehr hoch, meinte 
der Hauptgeschäftsführer des Deut¬ 
schen Städte- und Gemeindebundes 
(DStGB) und verlangt eine „gleich¬ 
mäßigere Verteilung“ über das ganze 
Land. Flächendeckend ist jedoch fest¬ 
zuhalten, eine Überforderungen bei 
der Aufnahme und Integration von 
Flüchtlingen ist nicht gegeben. Es ist 
allerdings richtig, dass in einigen Kom¬ 
munen in Deutschland derzeit die für 
die Integration der Flüchtlinge notwen¬ 
digen Voraussetzungen fehlen. 

Städte und Gemeinden brauchen 
zusätzliche Plätze in der Kinderbetreu¬ 
ung, in der Schule, ausreichend Wohn- 
raum, Sprachkurse und Angebote für 
die Integration in Arbeit. Das heißt, sie 
brauchen an erster Stelle das dafür not¬ 
wendige Geld, das sie in ihren eigenen 
Kassen nicht haben. Sie müssen betteln 
gehen bei ihrem Bundesland und beim 
Bund, der die Politik zu verantworten 
hat. Die Bundesregierung verweist auf 
eine bundesgesetzliche Wohnsitzauf¬ 
lage, die auf Landesebene umgesetzt 
werden muss. Diese ist nach einer Ent¬ 
scheidung des EuGH aus 2016 zwar mit 
europäischem Recht nicht vereinbar, 
allerdings kann sie aus migrations- und 
integrationspolitischen Gründen ge¬ 
rechtfertigt sein. Minister Seehofer ist 
der Meinung, es wäre möglich, die Ver¬ 
teilung der zu uns gekommenen Men¬ 
schen auch nach Anerkennung besser 
zu steuern und die Überlastung in eini- 


nierte: „Statt also immer von Neuem 
die pazifistische Melodie zu singen, 
wäre es klug, eine politische zu into¬ 
nieren, weil eben militärische Gewalt 
... nicht an sich schlecht, sondern nur 
als falsche Politik schlecht ist.“ Die 
außenpolitische Linie der AfD deck¬ 
te der Politikwissenschaftler Prof. 
Dr. Anton Latzo bereits 2016 auf: 
„Deutschland sieht man als Macht¬ 
größe zwischen den USA/NATO ei¬ 
nerseits und Russland/China anderer¬ 
seits positioniert. Man kalkuliert, dass 
das Ziel, eigene Macht durchzusetzen, 
vor allem durch Abbau, Zurückdrän¬ 
gen der internationalen Machtpositi¬ 
on der konkurrierenden Hauptmacht 
des Imperialismus, der USA, und ihres 
gegenwärtigen Instruments NATO zu 
erreichen ist. Um das verwirklichen zu 
können, brauche man Russland. (...) 


gen Kommunen zu vermeiden. Vorbild 
für ihn ist der Freistaat Sachsen, der ge¬ 
rade an der Umsetzung der Wohnsitz¬ 
auflage arbeitet. Für den Erlass einer 
sogenannten „Zuzugssperre“, wie sie 
beispielsweise Salzgitter, Freiberg oder 
Cottbus verhängt haben, hat Seehofer 
Verständnis, denn wenn die Belastun¬ 
gen objektiv zu groß sind, sollte man 
einen solchen Zuzugsstopp verhängen, 
um eine Überforderung zu vermeiden. 
Die Bundesländer wie Niedersachsen 
und Rheinland-Pfalz, die „hinterher¬ 
hinken“, müssten eben Zuzugssper¬ 
ren, also negative Wohnsitzauflagen 
einführen, um einzelnen Städten und 
Gemeinden eine „Verschnaufpause“ zu 
ermöglichen. 

Sachsens Ministerpräsident Micha¬ 
el Kretschmer (CDU) bedient dabei 
auch noch den rechten Rand mit der 
Behauptung, es gebe Probleme mit 
Menschen, die sich nicht an die hiesi¬ 
gen Werte und Gesetze halten wollten. 
In Städten wie Cottbus träten jugend¬ 
liche Migranten in größeren Gruppen 
auf und ließen sich „von normaler 
Ansprache nicht beeindrucken“, sag¬ 
te Kretschmer. Der sächsische Minis¬ 
terpräsident forderte „eine bessere 
Handhabe“, vor allem bei Minderjäh¬ 
rigen. Es gebe ein „neues Kriminali¬ 
tätsphänomen“. „Und Abschiebungen 
funktionieren nicht, weil Flüchtlinge 
ihre Identität verschleiern“, fügte der 
CDU-Politiker hinzu. „Wenn wir in die¬ 
ser Situation beherzt handeln, beseiti¬ 
gen wir viele Irritationen“. 


Die Lage Russlands will der deut¬ 
sche Imperialismus ausnutzen, um 
die Beziehungen zu Russland gezielt, 
selektiv so zu gestalten, dass sie den 
ökonomischen und machtpolitischen 
Interessen Deutschlands dienen und 
zugleich eine Stärkung Russlands ver¬ 
hindern.“ 

Das erklärt auch das jüngste Ab¬ 
stimmungsverhalten der AfD im 
Bundestag zu den Verlängerungen 
der Auslandseinsätze der Bundes¬ 
wehr. Während die Kriegseinsätze in 
Afghanistan und Irak vor allem des¬ 
wegen abgelehnt wurden, weil keine 
klare Definition der deutschen Inter¬ 
essen dort erkennbar sei, stimmten die 
„Friedensfreunde“ der AfD den Ein¬ 
sätzen im Südsudan und in Darfur zu. 
Sie kritisierten dabei, dass sich kein 
anderes EU-Land an diesem Einsatz 


Die Angst seiner Partei, bei den 
nächsten Landtagswahlen im Sommer 
2019 die Mehrheit zu verlieren, lässt 
Kretschmer und die Seinen zu allen Mit¬ 
teln greifen, die ihnen die Wähler wieder 
zurückbringen. Im Dezember 2017 hatte 
der ehemalige Vizekanzler Sigmar Ga¬ 
briel (SPD) gefordert, die Kommunen 
selbst über die Menge der Flüchtlinge 
entscheiden zu lassen, die sie aufnehmen 
möchten. Als Anreiz für die Aufnahme 
sollten die Kommunen die Kosten für 
die Integration vom Bund ersetzt be¬ 
kommen - „und sie sollen den gleichen 
Betrag obendrauf bekommen für ihre 


für deutsche Interessen beteilige, vor 
allem nicht Frankreich, wo die BRD 
doch andererseits in Mali für franzö¬ 
sische Interessen kämpfe. Gleichzeitig 
sei der Bundeswehreinsatz dort wich¬ 
tig, da der Sudan eine der Transitzo¬ 
nen für Geflüchtete sei - man diese 
also dort direkt aufhalten könne. 

Diese Friedensdemagogie, die sich 
ausschließlich an den Interessen der 
deutschen Banken und Konzerne aus¬ 
richtet, gilt es aufzudecken. Die AfD 
kann damit kein Teil der Friedensbe¬ 
wegung sein, genausowenig wie ande¬ 
re Kriegstreiber aus dem Bundestag. 
Diese Erkenntnis verbreitete eben¬ 
falls ein Flugblatt der DKP Nieder¬ 
bayern und es wurden unzählige Un¬ 
terschriften für den Aufruf „Abrüsten 
statt Aufrüsten!“ gesammelt. 

Tom Talsky 


Bürger“, so Gabriel damals. Im Koaliti¬ 
onsvertrag blieb von allen hehren Wor¬ 
ten übrig, dass der Bund für die nächsten 
vier Jahre den Ländern und Kommunen 
acht Milliarden Euro als Mitfinanzie¬ 
rung verspricht (die gleiche Summe wie 
auch in den letzten Jahren) und dabei 
droht, „sie gemeinsam zu gestalten und, 
wo erforderlich, effizienter“ damit um¬ 
zugehen. Gabriels Wunsch, den auch der 
DStGb hegt, läuft mit dem schönen Satz 
ins Leere „wir prüfen zusätzliche finan¬ 
zielle Anreize bei freiwilligem Engage¬ 
ment von Kommunen für erfolgreiche 
Integrationsarbeit.“ Herbert Becker 


Gegen Diffamierung 

Am 11. April vor 73 Jahren befreiten 
sich die Insassen des Konzentrations¬ 
lagers Buchenwald selbst. Die „Initi¬ 
ative Buchenwald-Gedenken“ veröf¬ 
fentlichte zum diesjährigen Geden¬ 
ken einen Aufruf, in dem sie schreibt: 
„Im Windschatten der Kriegsvorbe¬ 
reitungen blüht der Faschismus wie¬ 
der auf, Armut im Lande nimmt zu, 
die Menschen stehen wieder in Sup¬ 
penküchen an und werden dort auch 
noch gegeneinander gehetzt. Jeder 
ist mit sich selbst und seinem Über¬ 
lebenskampf beschäftigt, Solidarität, 
wie sie in der DDR zum Zusammen¬ 
leben gehörte, wird diffamiert, wie die 
gesamte Geschichte dieses sozialisti¬ 
schen Landes, das wahrhaft friedlich 
den Schwur von Buchenwald umsetz¬ 
te. Die Erinnerung an die DDR, samt 
ihrer antifaschistischen Kultur, der 
wir die Gedenkstätte Buchenwald 
mit Glockenturm und Denkmal ver¬ 
danken, soll diffamiert und vergessen 
werden. Grotesk ist, wenn wir bei Ge¬ 
denkveranstaltungen wie im letzten 
Jahr hören müssen, dass in Buchen¬ 
wald die Wurzeln des vereinten Eu¬ 
ropas lägen, die Wurzeln der EU, die 
sich aufschwingt, selber kriegsfähig 
zu werden, die Staaten wie Griechen¬ 
land für den Profit des Kapitals der 
führenden Länder in den Ruin treibt. 
(...) Wehren wir uns gegen die Verfäl¬ 
schung der Geschichte durch und im 
Interesse des herrschenden Kapitals. 
Gedenken wir unserer tapferen Ge¬ 
nossen des internationalen Lagerko¬ 
mitees und führen wir in deren Sin¬ 
ne den Kampf gegen Faschismus und 
Krieg. Noch nie war der Schwur von 
Buchenwald so aktuell wie heute.“ 

Deutschland gegen Israel 

Bei seinem New-York-Besuch hat 
der neue Bundesaußenminister 
Heiko Maas (SPD) die Kandida¬ 
tur Deutschlands für den UN-Si- 
cherheitsrat bekräftigt. Anfang Juni 
steht in der UN-Vollversammlung 
die Entscheidung an, welche zwei 
Länder 2019/2020 die Staatengrup¬ 
pe der westlichen Industrieländer 
im höchsten UN-Gremium vertre¬ 
ten werden. Neben den fünf stän¬ 
digen Mitgliedern des UN-Sicher- 
heitsrats werden im Wechsel jedes 
Jahr fünf der zehn nichtständigen 
Mitglieder aus den Regionalen 
Gruppen der UN gewählt. 

Als Konkurrent gegen Deutsch¬ 
land bewirbt sich Israel um den 
Sitz im UN-Sicherheitsrat. Im Jahr 
2000 wurde Israel der Staatengrup¬ 
pe „westlicher Demokratien Euro¬ 
pas und Nordamerikas“ zugeschla¬ 
gen und befindet sich somit in der 
gleichen regionalen Gruppe wie 
Deutschland. 

Die Bundesrepublik bewirbt 
sich seit Jahrzehnten alle acht Jah¬ 
re um einen Sitz, zuletzt erfolgreich 
2011/2012. 

Die „New York Post“ betitelte 
die Kandidatur Deutschlands für den 
UN-Sicherheitsrat 2019/2020 und so¬ 
mit gegen Israel als einen „schamlo¬ 
sen Machtkampf“ Deutschlands ge¬ 
gen Israel. Maas konterte: „Wir kan¬ 
didieren gegen niemanden, sondern 
wir kandidieren für einen Sitz im Si¬ 
cherheitsrat der Vereinten Nationen.“ 

100 000 für Frontex 

Der neue Gesundheitsminister Jens 
Spahn (CDU) ließ in einem Inter¬ 
view mit der Neuen Zürcher Zeitung 
(NZZ) verlautbaren, dass die Europä¬ 
ische Agentur für die Grenz- und Küs¬ 
tenwache (Frontex) 100 000 Männer 
brauche, wenn die EU-Außengrenzen 
wirklich geschützt werden sollen. Der¬ 
zeit stehen den 250 Frontex-Mitarbei¬ 
tern rund 1 500 nationale Beamte zur 
Seite. Die Agentur steht seit Jahren in 
der Kritik, Menschenrechte zu verlet¬ 
zen. Im Oktober 2013 hatte der da¬ 
malige Frontex-Direktor Ilkka Laiti¬ 
nen eingeräumt, dass Frontex jährlich 
mehrmals Flüchtlingsboote im Mit¬ 
telmeer abgedrängt und Flüchtlinge 
auch unter Androhung von Gewalt 
ohne Asylprüfungsverfahren abge¬ 
schoben hätte. Trotzdem werfen Men¬ 
schenrechtsorganisationen seitdem 
Frontex immer wieder solche „Push- 
back-Aktionen“ vor. 


CDU zeigt Verständnis für Kommunen und ihre Zuzugssperre für Flüchtlinge 



Die Opfer der deutschen Kriegspolitik sind immer seltener willkommen in 
deutschen Städten. 
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Handelskrieg - die nächste Runde 

Chinesische Regierung reagiert auf US-Zölle 



ie Antwort der chinesischen Re¬ 
gierung ließ nicht lange auf sich 
warten. Am Ostersonntag war 
aus dem chinesischen Finanzministe¬ 
rium zu hören, dass die Volksrepublik 
Abgaben auf 128 US-gefertigte Wa¬ 
rengruppen erheben wird. Auf der ent¬ 
sprechenden Liste sind vor allem fri¬ 
sche und getrocknete Früchte, Nüsse, 
Weine, Ginseng, denaturierter Ethylal- 
kohol, Schweinefleisch, aber auch naht¬ 
lose Stahlrohre und Aluminiumschrott 
zu finden. Die Zölle betragen 15 bis 25 
Prozent und sollen zunächst ein Vo¬ 
lumen von 977 Mio., später eines von 
rund 3 Mrd. US-Dollar betreffen. „Wir 
hoffen, die Vereinigten Staaten werden 
ihre Maßnahmen, welche die Regeln 
der Welthandelsorganisation verlet¬ 
zen, so schnell wie möglich widerrufen“ 
veröffentlichte das Finanzministerium. 
Für die beiden größten Volkswirtschaf¬ 
ten der Welt sei die einzige korrek¬ 
te Wahl miteinander zu kooperieren. 
China dränge die Vereinigten Staaten, 
Chinas Bedenken so bald als möglich 
zu zerstreuen und Differenzen durch 
Dialog und Konsultation beizulegen. 
So sei eine Beschädigung der Basis der 
chinesisch-amerikanischen Kooperati¬ 
on zu vermeiden, gab sich das Ministe¬ 
rium gesprächsbereit. 

Das chinesische Bemühen um De¬ 
eskalation ist unverkennbar. Während 
Donald Trump ein zu verzollendes Vo¬ 
lumen von ca. 60 Mrd. US-Dollar an¬ 
peilt, begnügen sich die chinesischen 
Behörden mit etwa einem Zwanzigstel 


der Summe. Vorerst. Jeder weiß, dass 
dies allenfalls kleine Nadelstiche sind, 
die leicht zu ernsthaften Schlägen aus¬ 
geweitet werden können. Das gilt na¬ 
türlich auch für die US-Zölle auf Stahl 
und Aluminium, die der Auslöser für 
die chinesischen Forderungen sind. 

Aber schon jetzt macht sich bei den 
betroffenen US-Landwirten Sorge und 
Unmut breit. Die mit hohen Milliarden¬ 
beträgen (172 Mrd. Dollar, 2010) massiv 
subventionierte US-Agrarindustrie war 
es gewohnt, mehr noch als das EU-Pen- 
dant, die Konkurrenz im In- und Aus¬ 
land leicht ausschalten und weltweit 
exportieren zu können. Zulasten der 
Agrarwirtschaft in den weniger indus¬ 
trialisierten Staaten der Erde. Wenn 
nun einer der größten Märkte wegbre¬ 
chen würde, wäre es für viele, auch viele 
Trump-Unterstützer, eine Katastrophe. 
Die chinesische Führung hat nun signa¬ 
lisiert, dass das sehr schnell passieren 
könnte. Allein wenn Sojabohnen auf die 
Liste kämen, droht ein 15-Mrd.-Dollar- 
Geschäft wegzubrechen. 

Ob die chinesische Hoffnung auf 
Beilegung des Konfliktes so bald auf¬ 
gehen wird, ist allerdings die Frage. Das 
Imperium hat in den letzten Kriegen sei¬ 
ne mobilisierbaren Ressourcen deutlich 
überfordert. Barack Obama hat soviel 
Schulden gemacht wie alle Präsiden¬ 
ten seit dem Vietnamkrieg zusammen. 
Mit niederschmetternden Ergebnissen. 
Trump: „Nichts, kein bisschen Öl wur¬ 
de gesichert.“ Nun hat Trump in Syrien 
kapituliert. Gleichzeitig setzt die - so 


wahrgenommene - strategische Kon¬ 
kurrenz planmäßig zum Überholen an. 
Es sieht daher so aus, als sei es den füh¬ 
renden Zirkeln in Washington ernst mit 
dem Versuch, eine ökonomische Rund¬ 
erneuerung des Imperiums einzulei¬ 
ten - solange das noch geht. 

Donald Trump hat sicherlich Recht 
mit vielem, was er ökonomisch und han¬ 


delspolitisch beklagt. Nur, ob ihm eine 
Erneuerung der US-amerikanischen 
Vorherschaft gelingen kann ist zu be¬ 
zweifeln. Das Imperium ist in den letz¬ 
ten 40 Jahren neoliberalen Ausverkaufs 
derartig zu Grunde gerichtet worden, 
dass es nicht nur, wie Entwicklungslän¬ 
der, vor Billigimporten geschützt wer¬ 
den muss, sondern auch Billionensum¬ 


men gebraucht werden, um die gigan¬ 
tischen Investitionen in Unternehmen, 
Infra- und Sozialstruktur zu ermögli¬ 
chen, die notwendig wären, um wieder 
auf einen konkurrenzfähigen Stand zu 
kommen. Das Geld ist zweifellos vor¬ 
handen, nur wird die Trump-Regierung, 
die Steuerdebatte hat es klar bewiesen, 
es nicht locker machen. Klaus Wagener 


Gegen den Putsch der Privatisierer 

6 oo Frauen besetzten Nestle-Hauptquartier 



Wenn es nach Nestle geht, ist Trinkwasser für Menschen demnächst nur noch in kleinen Plastikflaschen erhältlich. 


Der Hauptsitz von Nestle im brasiliani¬ 
schen Säo Lourenco ist am 20. März von 
600 Frauen besetzt worden. Die Aktivis¬ 
tinnen von der „Bewegung der Land¬ 
arbeiter ohne Boden“ (Movimento dos 
Trabalhadores Rurais Sem Terra, MST) 
protestierten gegen die Privatisierung 
von Wasser und verurteilten die Wasser¬ 
lieferungen an internationale Konzerne. 

„Stellen Sie sich vor, Sie sind ge¬ 
zwungen, das Wasser in Flaschen zu 
kaufen, um den Durst zu stillen. Nie¬ 
mand würde das ertragen“, erklär¬ 
te Maria Gomes de Oliveira von der 
MST-Leitung. „Es ist sehr schlimm, ein 
internationales Forum für die Vermark¬ 
tung unserer Wasserreserven zu schaf¬ 
fen. Sie sind nicht da, um das Manage¬ 
ment von irgendetwas zu diskutieren, 
sie machen eine Aktion, um das Land 
zum Preis von Bananen zu verkaufen“, 
sagte sie weiter. 

Im Januar dieses Jahres trafen sich 
Staatspräsident Temer und Nestle-Chef 
Paul Bulcke, um über die Ausbeutung 
des Guarani-Wasservorkommens zu 
diskutieren. Das Vorkommen erstreckt 
sich über vier Länder. Nach den Siegen 
der Konservativen in Argentinien und 
den parlamentarischen Staatstreichen 
in Paraguay und Brasilien könne nur 
Uruguay die Privatisierung verhindern. 


„Je mehr der Putsch sich vertieft, des¬ 
to deutlicher wird der Einfluss großer 
Wirtschaftsgruppen auf die Politik und 
ihr Interesse an der Ausbeutung unserer 
natürlichen Reichtümer“ so Oliveira. 

Die Frauen der MST gedachten bei 
ihrer Aktion auch Marielle Francos, die 
in Rio de Janeiro ermordet wurde, und 
forderten die Bestrafung der Verant¬ 
wortlichen. 

Nach der Demonstration im Haupt¬ 
quartier von Nestle stoppten Polizisten 
in einer Straße die Busse mit den Frau¬ 
en, beschlagnahmten die Schlüssel von 
neun Fahrzeugen, verhinderten Foto- 
und Filmaufnahmen und drohten, Mo¬ 
biltelefone ebenfalls zu beschlagnahmen 

Der Nestle-Konzern, der 10,5 Pro¬ 
zent des weltweiten Wassermarktes 
kontrolliert, sitzt seit 1994 in der Stadt, 
damals kaufte er die Quellen und den 
Wasserpark Säo Lourenco. Seit 1997 
protestiert die lokale Bevölkerung ge¬ 
gen die Ausbeutung des Mineralwassers, 
das vor der Privatisierung für medizini¬ 
sche Behandlungen genutzt wurde. Die 
Strömung hat sich reduziert und der 
Geschmack des Wassers geändert. Die 
Mineralsalze gehen verloren. Die Ver¬ 
marktung geschieht unter zwei Namen: 
Säo Lourenco und Pure Life. Letzteres 
geschah zwischen 1999 und 2004 ohne 


staatliche Lizenz, bis die Regierung un¬ 
ter Aecio Neves von der „Partido da So¬ 
cial Democracia Brasileira“ (PSDB) die¬ 
se der Firma schenkte. Eine Zivilklage 
gegen Nestle stellte allerdings fest, dass 
das produzierte Wasser nicht nur den 
Quellboden öffnete und die Magnesium¬ 
quelle austrocknet, sondern auch insge¬ 
samt illegal war. Nestle hat alles Mineral 
mittels eines chemischen Prozesses aus 
der Flüssigkeit entfernt, um dann ein Mi¬ 
neralsalz hinzuzufügen, für das der Kon¬ 
zern ein Patent besitzt. Nach offiziellen 
Angaben werden pro Jahr 19 Millionen 
Liter Wasser abgefüllt. 

Der Süden des brasilianischen 
Bundesstaates Minas Gerais ist auch 
bekannt für den Kaffeeanbau. Nestle 
kontrolliert 22 Prozent der weltwei¬ 
ten Kaffeemarken. Viele davon kom¬ 
men aus dieser Region. Die konventi¬ 
onelle Plantage, die hohe Mengen an 
Pestiziden braucht, beschäftigt jährlich 
Tausende von irregulären Arbeitern. 
Bezüglich der Missstände in den Kaf¬ 
feeplantagen gibt es keine Kontrollen. 
2015 mussten zwei Teenager im Alter 
von 14 und 15 Jahren aus Plantagen ge¬ 
rettet werden, die Nestle gehören. 

Juca Guimaraes 

Übernommen aus „Vorwärts “ Schweiz. 

Red. bearbeitet. 


Abrüsten statt aufrüsten - 
Frieden mit Russland! 

DKP fordert Aufklärung im Fall Skripal 

Tausende waren am Wochenende für den Frieden auf der Straße und forderten 
„abrüsten statt aufrüsten!“. Die Ostermärsche der Friedensbewegung sind in 
diesem Jahr wieder größer geworden. Eine stärkere Friedensbewegung ist auch 
nötig, um die Aufrüstungspläne der Bundesregierung, die Erhöhung der Kriegs¬ 
ausgaben zu durchkreuzen. Bei diesen von den NATO-Staaten vereinbarten 2 
Prozent des BIP geht es um die Verdopplung von heute 37 Milliarden Euro im 
Jahr auf 75 Milliarden im Jahr 2024. 

Um die Stimmung in der Bevölkerung, die mehrheitlich gegen Krieg ist, zu 
kippen, bleibt kaum etwas unversucht. Dazu gehört auch das Szenario der an¬ 
geblichen Bedrohung durch die Russische Föderation. Was auch immer dem 
militärisch-industriellen Komplex in den NATO-Staaten geeignet scheint, um 
die Russische Föderation mit aggressiven Handlungen in Verbindung zu brin¬ 
gen, wird von Vertretern des westlichen Politikbetriebs aufgegriffen und mit 
bereitwilliger Hilfe der Massenmedien verarbeitet. 

Jüngstes Beispiel ist der vermutete Giftgas-Anschlag auf Sergej Skripal und 
seine Tochter in Salisbury. Die britische Regierung hat die Verantwortung un¬ 
mittelbar und ohne jeden Beweis der russischen Regierung zugewiesen. Diese 
weist jede Verantwortung entschieden zurück. 

Der frühere Oberst des russischen Militärnachrichtendienstes GRU, Skripal, 
war 2004 als Agent des britischen Auslandsgeheimdienstes MI6 entlarvt und von 
einem russischen Militärgericht wegen Hochverrats zu 13 Jahren Haft verurteilt 
worden. Sechs Jahre später wurde Skripal mit drei weiteren westlichen Spionen 
gegen zehn vom FBI verhaftete russische Agenten ausgetauscht. Die naheliegen¬ 
de Frage lautet also: Welchen Grund sollte die Russische Föderation haben, einen 
ehemaligen Agenten zu töten, den sie zuvor aus dem Gefängnis entlassen hat? 

Weil der chemische Kampfstoff angeblich in Russland entwickelt worden 
sein soll, ist die Russische Föderation schuld an dem Anschlag - diese Logik 
hieße in der Konsequenz, dass alle Menschen, die mit einem Heckler&Koch- 
Gewehr ermordet werden, im Auftrag der deutschen Regierung getötet wurden. 

Trotz offenkundiger Widersprüche hat eine Koalition der Willigen aus 25 
Ländern, darunter die deutsche Bundesregierung, 140 russische Diplomaten 
ausgewiesen. Der ehemalige SPD-Vorsitzende Matthias Platzeck, Vorsitzen¬ 
der des Deutsch-Russischen Forums, kommentierte treffend:„Wir haben einen 
Verdächtigen, dem trauen wir das einfach zu. Also wird er erschossen. Danach 
gehen wir in die Beweisaufnahme. Das geht so nicht.“ 

Die Politik der NATO, von der alten und neuen Regierung Merkel mit voran¬ 
getrieben, hat in den letzten Jahren die Spannungen mit Russland gefährlich 
angeheizt. NATO-Truppen wurden unmittelbar an der russischen Westgrenze 
stationiert und die militärische Infrastruktur Richtung Osten weiter ausgebaut. 
Russische Gegenmaßnahmen werden als Aggression denunziert, während über 
Putins Ankündigung, den Rüstungshaushalt Russlands zu senken, geschwiegen 
wird. Wer auch immer für den Mordanschlag auf Sergej Skripal verantwortlich 
ist: Er gehört zu Kreisen, die eine weitere Rüstungsspirale befürworten. 

Die DKP fordert eine internationale Untersuchung des Vorfalls unter Betei¬ 
ligung von Spezialisten aus der Russischen Föderation, wie es die Chemiewaf¬ 
fenkonvention vorschreibt! Den Kriegstreibern in EU und NATO muss in die 
Arme gefallen werden. 

Die DKP fordert von der Bundesregierung, den Weg zu einer Entspannungs¬ 
politik mit Russland wieder zu öffnen und politische Diskussionsprozesse mit 
Rationalität und Sachlichkeit wiederaufzunehmen. 

Für Frieden und gute Nachbarschaft mit Russland! 

Erklärung der Vorsitzenden der DKP vom 2. April 2018 
(Patrik Köbele, Hans-Peter Brenner, Wera Richter) 
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Mord in Boksburg 

Vor 25 Jahren wurde Chris Hani ermordet 



Das Denkmal für Chris Hani in Boksburg, seinem letzten Wohnsitz 


C hris Hani muss erschöpft gewesen 
sein am 10. April 1993. In diesem 
Frühjahr stand Südafrika vor dem 
Abgrund eines Rassenkrieges - schwar¬ 
ze nationalistische Gruppen wie die Aza- 
nian Peoples Liberation Army verübten 
Anschläge auf Restaurants, Kirchen und 
Bars mit überwiegend weißen Opfern 
und überfielen Farmen. Die antikommu¬ 
nistische Zulu-Partei Inkatha provozierte 
blutige Zusammenstöße mit Anhängern 
des Afrikanischen Nationalkongresses 
(ANC). Rechte Kräfte setzten auf Ter¬ 
ror, um die Verhandlungen über die „Po¬ 
litik der Versöhnung“ zu sabotieren, die 
Nelson Mandela nach seiner Freilassung 
und der Aufhebung des ANC-Verbots 
eingeleitet hatte. Der vor allem unter der 
Jugend populäre Chris Hani, Generalse¬ 
kretär der Südafrikanischen Kommunis¬ 
tischen Partei, reiste durchs Land, sprach 
auf Demonstrationen und in den Town- 
ships, argumentierte, um die Menschen 
von einem friedlichen Übergang aus der 
Apartheid zu überzeugen. Als ehemali¬ 
ger Stabschef von Umkhonto we Sizwe, 
dem bewaffneten Arm des ANC, kannte 
er Gewalt und den Kampf mit der Waffe. 
Jetzt kämpfte er für den Frieden. 

An diesem Tag war er zuhause, in 
seinem kleinen Haus in Boksburg bei 
Johannesburg. Nachmittags fuhr er zu 
einem Supermarkt in der Nähe, um Zei¬ 
tungen zu kaufen. Auf dem Rückweg 
wurde er verfolgt. Ein Mann in einem 
roten Ford fuhr hinter ihm her, folgte 
ihm bis in die Garagenzufahrt. 

„Ich steckte meine Pistole hinten 
in den Gürtel und stieg aus dem Wa¬ 
gen. Ich wollte ihn nicht in den Rücken 
schießen. Ich rief: ,Mr Hani. 4 Als er sich 
umdrehte, zog ich die Pistole und schoss 
ihm in den Bauch. Er fiel, ich schoss ihm 
eine zweite Kugel in den Kopf. Als er 
am Boden war, schoss ich ihm zwei mal 
in den Hinterkopf.“ So kalt schilderte 
der Mörder später die Tat. 

Wie von den Drahtziehern geplant, 
heizte die Nachricht von dem Attentat 
die Stimmung im Land noch weiter an. 


Duma ist die größte Stadt in der Re¬ 
gion Ghouta im Osten von Damaskus. 
Sie war von Anfang an ein Brennpunkt 
des Krieges, in dem zunächst die Or¬ 
ganisation der Moslembrüder aktiv 
war und gegen die Regierung kämpfte. 
Über die Monate und Jahre entstand 
eine Vielzahl von dschihadistischen Or¬ 
ganisationen. Sie kämpften gegen die 
Regierung und immer wieder gegen¬ 
einander. 

Die größte dieser Organisation ist 
die Dschaisch al-Islam. Sie war mit 
Hilfe saudischer Ideologie, saudischen 
Millionen und Militärberatern aus Pa¬ 
kistan aufgebaut worden. Für Syrien, 
Russland, den Iran und Ägypten ist 
es eine terroristische Organisation. 
Und 2016 bezeichnete selbst der da¬ 
malige US-Außenminister Kerry die 
Dschaisch al-Islam beiläufig als eine 
Untergruppe der Terroristen. 

Heute ist die syrische Armee mit 
modernen Kommunikations- und Auf¬ 
klärungsmitteln ausgestattet. Das er¬ 
klärt die überaus erfolgreiche Offen¬ 
sive, in der sie die Dschihadisten in 
den Städten in Ghouta voneinander 
isolierte. Eine Organisation nach der 
anderen einigte sich mit der syrischen 
Regierung. Die Bewaffneten zogen mit 
ihren Familien in die Provinz Idlib ab, 
dies betraf ungefähr 40 000 Personen 
aus Harasta, Zamalka, Erbin, Ein Tar- 
ma und Jobar. 

Für die Gruppen, die von der Tür¬ 
kei unterstützt werden, war das eine 
günstige Möglichkeit, schließlich ist 
die Türkei „Schutzmacht“ in Idlib. Die 
Dschaisch al-Islam unter der Patronage 
von Saudi-Arabien hatte andere Pläne. 

So war der Zielort der Hauptstreit¬ 
punkt in den Verhandlungen zwischen 
Armee und den Islamisten in Duma, 
unter Vermittlung Russlands. Immer 


Die Verhaftung von Janusz Walus, des 
Mörders, wenige Stunden nach der Tat 
konnte die aufgebrachte Stimmung in 
den Wohnvierteln der Schwarzen kaum 
dämpfen. Erst eine dramatische Fern¬ 
sehansprache von Nelson Mandela am 
Abend entspannte die Lage ein wenig. 
Mandela beschwor seine schwarzen 
und weißen Landsleute, gemeinsam 
gegen die zu kämpfen, „die den Krieg 
anbeten“, und sich für die einzige dau¬ 
erhafte Lösung einzusetzen - eine Re¬ 
gierung aus dem Volk und für das Volk, 
für die Menschen. Dennoch fielen den 
Unruhen der kommenden Tage noch 70 
Menschen zum Opfer. 

Aber die Rechnung des Mörders Ja¬ 
nusz Walus, eines polnischen Einwande¬ 
rers, der 1980 nach Südafrika gekom¬ 
men war, und seiner Hintermänner ging 
nicht auf. Das Attentat stürzte das Land 
nicht in einen Bürgerkrieg, sondern be¬ 
wies im Gegenteil den weißen Südafri¬ 
kanern, dass nur der ANC in der Lage 


wieder erneuerte die Armee ihr Ul¬ 
timatum: „Zieht ab oder macht euch 
zum Kampf bereit.“ Als letzte Frist galt 
der Abschluss des Abzugs der Dschi¬ 
hadisten aus den anderen Orten der 
Ghouta. Aber auch dieser Zeitpunkt 
verstrich. Die syrische Armee wollte ei¬ 
nen blutigen Häuserkampf vermeiden. 

Und dann einigten sich die beiden 
Seiten doch noch. Zuerst zogen die 
Kämpfer der Faylaq al-Rahman und 
ihre Familien ab. Ungefähr 1000 Per¬ 
sonen wurden nach Idlib gebracht. Für 
die Dschaisch al-Islam gilt ein ande¬ 
res Ziel: Sie werden nach Dscharablus 
überführt. 

Am Montag begann der Abtrans¬ 
port der Dschaisch al-Islam mit einer 
Gruppe von 1000 Kämpfern und Fa¬ 
milienangehörigen. Dies wird in den 
folgenden Tagen fortgesetzt. Womög¬ 
lich gibt es auf Seiten der Dschihadis¬ 
ten noch Widerstand gegen die Verein¬ 
barung. 

Wie immer in solchen Fällen lässt 
die syrische Regierung die Tür offen 
für alle, die ihren Status regeln wollen, 
sie müssen Duma nicht verlassen. Es 
wird aber erwartet, dass zehntausende 
Personen (Kämpfer und ihre Familien) 
nach Dscharablus ausreisen werden. 

Die Verhandlungen in Genf un¬ 
ter der Ägide der UN sollten zu einer 
politischen Lösung führen. Es war im 
Wesentlichen der Versuch, den Re¬ 
gime-Change zu organisieren - und 
je mehr die militärische Situation der 
Regierung sich stabilisierte, umso we¬ 
niger Bedeutung hatten sie. Jetzt, wo 
die Dschihadisten aus Ghouta vertrie¬ 
ben sind, ist ihre Bedeutung gleich null. 
Andere Verhandlungsrunden, wie die 
in Sotschi um eine neue Verfassung, ge¬ 
winnen an Bedeutung. 

Manfred Ziegler 


war das Land zusammenzuhalten.Das 
beschleunigte den Verhandlungspro¬ 
zess zwischen der Regierung de Klerk 
und dem ANC. Nur sieben Wochen 
nach Hanis Tod stimmten die Verhand¬ 
lungspartner überein, dass am 27. Ap¬ 
ril 1994 die ersten freien und gleichen 
Wahlen in Südafrika stattfinden sollten. 

Für den Mord erging das Todesurteil 
gegen Janusz Walus und den Politiker 
Clive Derby-Lewis von der „Konserwa- 
tiewe Partei“, der Walus die Tatwaffe be¬ 
sorgt hatte. Da 1995 die Todesstrafe in 
Südafrika abgeschafft wurde, entgingen 
sie dem Galgen, die Strafe wurde in le¬ 
benslange Haft umgewandelt. Es muss 
ein größeres Netz von Verschwörern ge¬ 
geben haben - bei Derby-Lewis wur¬ 
de eine „Todesliste“ gefunden, auf der 
Chris Hani hinter Mandela und Joe Slo- 
vo an dritter Stelle stand. Doch alle wei¬ 
teren Ermittlungen gingen ins Leere. 

In Chris Hanis Partei sind seine 
Ideen lebendig. Die SACP ist zu ei- 


Am 26. März 2015 begann der Angriff 
der saudi-arabischen Luftwaffe auf den 
Jemen. Erklärtes Ziel war, den geflohe¬ 
nen Präsidenten des Jemen, Abed Rab- 
bo Mansur Hadi, wieder ins Amt ein¬ 
zusetzen. Nach vier Wochen endete die 
Operation „Entscheidungssturm“ - nur 
um am nächsten Tag unter einem neuen 
Namen fortgesetzt zu werden. Die sau¬ 
dischen Bomben sollten die „Hoffnung 
wieder herstellen“. 

Am mittlerweile dritten Jahres¬ 
tag des Kriegsbeginns demonstrierten 
Zehntausende in Sanaa, der Hauptstadt 
des Jemen, gegen die saudische Aggres¬ 
sion. Bomben, Seeblockade, die Zerstö¬ 
rung der Infrastruktur, der schlimmste 
bekannte Cholera-Ausbruch der Ge¬ 
schichte, fehlende Lebensmittel, Kämp¬ 
fer der Verbündeten Saudi-Arabiens 
und terroristische Gruppen - Saudi-Ara¬ 
bien unternimmt alles, um die Kriegszie¬ 
le zu erreichen, ohne Erfolg. Unterstützt 
wird Saudi-Arabien in seinem Krieg von 
den USA, Großbritannien, Frankreich - 
und Deutschland. Zum dritten Jahrestag 
des Kriegsbeginns wurde eine Rüstungs¬ 
lieferung an das Königreich genehmigt, 
acht Patrouillenboote, die für die See¬ 
blockade eingesetzt werden können. 

Ebenfalls zum dritten Jahrestag feu¬ 
erten die auch als Huthi bekannten An- 
sar Allah und ihre Verbündeten in der 
Armee des Jemen eine Salve von ballis¬ 
tischen Raketen auf Flughäfen in Saudi- 
Arabien ab. Die saudische Raketenab¬ 
wehr arbeitete in diesem Fall erfolgrei¬ 
cher als bei einem früheren Angriff. Die 
militärische Wirkung des Angriffs blieb 
minimal. Saudi-Arabien antwortete auf 
den überraschenden Angriff mit Dutzen¬ 
den Angriffen der Luftwaffe Saudi-Ara¬ 
biens auf den Jemen. 

Obwohl die Ansar Allah immer wie¬ 
der betonen, ihre ballistischen Raketen 


ner Massenpartei mit heute um die 
300 000 Mitgliedern gewachsen, die 
dabei ist, sich in der südafrikanischen 
Politik neu zu positionieren. Dabei ori¬ 
entiert sie sich an ihrem früheren Ge¬ 
neralsekretär, der sagte: „Beim Sozia¬ 
lismus geht es in erster Linie nicht um 
große Konzepte und tiefgründige The¬ 
orie. Sozialismus, das ist eine angemes¬ 
sene Unterkunft für Obdachlose. Das 
ist Wasser für diejenigen, die kein sau¬ 
beres Trinkwasser haben. Das ist Ge¬ 
sundheitsvorsorge, das ist ein Leben in 
Würde für die Alten. Es geht darum, 
die große Kluft zwischen Stadt und 
Land zu überwinden. Es geht um eine 
anständige Bildung für alle. Beim Sozi¬ 
alismus geht es darum, die Tyrannei des 
Marktes zu überwinden. Solange die 
Wirtschaft von wenigen Privilegierten 
beherrscht wird, die niemand gewählt 
hat, steht der Sozialismus auf der Ta¬ 
gesordnung.“ 

Manfred Idler 


seien Eigenentwicklungen und würden 
weiter ausgebaut, macht der Westen 
den Iran für die Lieferung der Techno¬ 
logie verantwortlich. Nachprüfbare Be¬ 
lege braucht es dafür nicht. Diese Re¬ 
aktionen zeigen erneut, worum es bei 
dem Krieg gegen den Jemen im Kern 
geht: um die Rolle des Iran in der Regi¬ 
on. Und auch um das Atomabkommen. 

Seitdem der US-Präsident fordert, 
das Atomabkommen zu „überarbei¬ 
ten“ - oder zu kündigen - versuchen 
europäische Politiker, das Atomabkom¬ 
men beizubehalten - und dafür ande¬ 
re Sanktionen zu verhängen. Einer der 
Vorreiter ist der französische Präsident 
Macron, der vorschlug, das Atomab¬ 
kommen zu erhalten, aber durch zwei 
„Säulen“ zu ergänzen. Eine notwendi¬ 
ge Säule sei „die Verhandlung über die 
Aktivitäten des Irans im Bereich der 
ballistischen Raketen, mit Sanktionen 
wenn nötig“. 

Die Wirtschaftssanktionen bedro¬ 
hen den Iran heute nicht mehr in der 
gleichen Weise wie noch vor Jahren. 
Die China National Petroleum Cor¬ 
poration erwägt die Übernahme der 
Anteile des Ölkonzerns Total am irani¬ 
schen Teil des South-Pars-Gasfelds im 
Persischen Golf, sollten die Franzosen 
durch eine neuerliche Sanktionsrunde 
zur Aufgabe des Projekts im Iran ge¬ 
zwungen werden. 

Der saudische Krieg gegen den Je¬ 
men führt zu keinem Ergebnis außer 
der gnadenlosen Zerstörung des Landes. 
Der Architekt des Krieges, der saudi¬ 
sche Kronprinz Bin Salman muss davon 
keine negativen Auswirkungen befürch¬ 
ten. Sein Bild als Modernisierer und vor¬ 
geblicher Kämpfer gegen den Terroris¬ 
mus wird immer wieder gestärkt - durch 
ein tief gestaffeltes Netz von PR-Firmen. 

Manfred Ziegler 


Winnie Mandela 
gestorben 

Am Montag starb die südafrikanische 
Freiheitskämpferin Nomzamo Wi- 
nifred Madikizela-Mandela im Alter 
von 81 Jahren in einem Krankenhaus 
in Johannesburg. Im Alter von 21 ver¬ 
schrieb sich die heute oft als „Mutter 
der Nation“ bezeichnete Winnie dem 
Kampf gegen die Apartheid. Als erste 
schwarze Sozialarbeiterin im Barag- 
wanath-Krankenhaus in Soweto lern¬ 
te sie dort ihren späteren Mann Nel¬ 
son Mandela kennen und führte ab da 
ein Leben im Widerstand. Durch die 
lebenslange Haft Mandelas alleiner¬ 
ziehende Mutter von zwei Töchtern, 
stellte sie ihre politische Arbeit nicht 
ein, sondern intensivierte sie noch. 
Das Apartheitregime verfolgte sie 
gnadenlos, sie wurde zu langen Haft¬ 
strafen verurteilt, die sie zum größten 
Teil in Einzelhaft verbüßte. Nach dem 
Sieg über die Apartheid wurde Winnie 
Madikizela-Mandela Vorsitzende der 
African National Congress Women’s 
League (ANCWL) und stellvertreten¬ 
de Ministerin für Kunst, Kultur, Wis¬ 
senschaft und Technologie, trat aber 
nach Betrugsvorwürfen zurück. Sie 
blieb Zeit ihres Lebens der „Politik der 
Versöhnung“ gegenüber skeptisch und 
kritisierte die Wirtschaft Südafrikas als 
„immer noch weiß“. 

„Sie war eine unerschütterliche An¬ 
hängerin unseres Kampfes um die Be¬ 
freiung. Ihr Abschied aus der Welt der 
Lebenden hat Südafrika ärmer zurück 
gelassen“ - die Südafrikanische Kom¬ 
munistische Partei (SACP) drückte 
ihre Trauer um Winnie Madikizela- 
Mandela aus und rief Südafrika auf, im 
Sinne von Winnie weiter zu kämpfen: 
„Die SACP ist zutiefst besorgt, dass die 
südafrikanische Revolution ihre Vete¬ 
ranen verliert, die so gewaltig zu un¬ 
serem Kampf gegen die koloniale Un¬ 
terdrückung beigetragen haben.Die 
Bewegung sollte dem Beispiel ihres 
revolutionären Lebens folgen und sich 
dem Kampf für ein Ende des Patriar¬ 
chats in unserer Gesellschaft widmen, 
um die Probleme dieses Systems, die 
Klassen-, Nationen- und Geschlechts¬ 
ungleichheiten, die Arbeitslosigkeit, 
Armut und soziale Unsicherheit end¬ 
lich zu beseitigen.“ 

Präsident Cyril Ramaphosa hat ein 
Staatsbegräbnis für Winnie Madikize¬ 
la-Mandela angekündigt. 

Verhaftungen 
in Bangladesch 

In Bangladesch wurden sieben führen¬ 
de Mitglieder der Kommunistischen 
Partei Bangladeschs (CPB) und der 
Textilarbeitergewerkschaft GWTUC 
am Sonntag verhaftet. Sie waren bis 
dahin auf Kaution aus der Haft entlas¬ 
sen. Ihnen wird vorgeworfen, am 31. Ja¬ 
nuar in Dhaka vor dem Gebäude der 
Assoziation der Textilproduzenten und 
Importeure Bangladeschs gewalttätig 
demonstriert zu haben. An diesem Tag 
hätte eigentlich ein Drei-Parteien- Ge¬ 
spräch über Arbeitsbedingungen bei 
der Firma „Ashiana Garments“ in 
dem Gebäude stattfinden sollen, an 
dem Vertreter der GWTUC teilneh¬ 
men wollten. Das Gespräch wurde 
kurzfristig abgesagt und die friedlich 
vor der Tür demonstrierenden Textil¬ 
arbeiter und ihre gewerkschaftlichen 
Vertreter durch die Arbeitgeberseite 
angegriffen, Mikrofone und Transpa¬ 
rente wurden beschlagnahmt. Über 
100 Textilarbeiter wurden bei den An¬ 
griffen verletzt, 37 von ihnen schwer. 
Die Polizei folgte den Anschuldigun¬ 
gen der Fabrikbesitzer und nahm An¬ 
zeigen gegen Gewerkschafter und Tex¬ 
tilarbeiter auf, die zum Teil gar nicht 
vor Ort waren. 

Die GWTUC versucht seit Mai 2017, 
sich als Gewerkschaft registrieren zu 
lassen, dies wird von den zuständigen 
Stellen aber immer wieder abgelehnt. 
Die CPB verurteilt die Verhaftung der 
Gewerkschaftsführer und weist darauf 
hin, dass es einen Zusammenhang zu 
dem momentan geführten Kampf um 
die Erhöhung des Mindestlohns gibt. 
Sie ruft zu internationaler Solidarität 
auf, die helfen soll „die Schlacht um die 
barbarische Unterdrückung durch die 
herrschende Klasse von Bangladesch“ 
zu gewinnen. 


Häuserkampf vermieden Zerstörung ohne Erfolg 

Dschihadisten ziehen aus Ghouta ab Drei Jahre Krieg gegen den Jemen 
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Der streitbare Sänger des Friedens 

Paul Robeson setzte seinen Ruhm als Waffe im Kampf um Gleichberechtigung ein • Von Martin Schwander 



Paul Robeson singt mit Werftarbeitern, 1942 


E ntzücken erregten die zahlreichen 
internationalen Gäste“ schreibt 
der Korrespondent des Neuen 
Deutschland über das Eröffnungspro¬ 
gramm des 3. ND-Pressefestes vom 
19. Juni 1960 in Berlin, Hauptstadt der 
DDR. Es sei schwer zu entscheiden, 
wem der größere Beifall gegolten habe: 
dem Mongolischen Volksensemble, den 
„Los Inkas“ aus Südamerika oder Lie¬ 
dern aus Trinidad. „Aber ganz sicher, 
dass der größte, nicht enden wollende 
Beifall dem Mann galt, der überall dort 
zu finden ist, wo die Völker ihre Stimme 
gegen den Krieg erheben: dem Mann, 
dem man in der ganzen Welt mit der 
gleichen Liebe und Verehrung begeg¬ 
net, in Berlin ebenso wie in New Yorks 
Negerviertel Harlem: Paul Robeson.“ 
Bereits einen Tag zuvor war der US- 
Amerikaner in Berlin eingetroffen und 
bei der offiziellen Eröffnung des Pres¬ 
sefestes stürmisch begrüßt worden. Ei- 
senhower, so sagt ND-Chefredakteur 
Hermann Axen in seiner Eröffnungsre¬ 
de, habe man in Japan die Tür gewiesen, 
aber dem Vertreter des amerikanischen 
Volkes, dem Demokraten und Friedens¬ 
kämpfer Paul Robeson stünden die Her¬ 
zen und Hirne aller Völker offen. 

Es war nicht Paul Robesons erster 
Besuch in Berlin. Schon 26 Jahre zuvor, 
unter ganz andern Umständen, hatte 
er in der damaligen Reichshauptstadt 
Station gemacht. Als bereits weltbe¬ 
rühmter Sänger und Schauspieler war 
der Afro-Amerikaner einer Einladung 
Sergej Eisensteins in die Sowjetuni¬ 
on gefolgt und musste von Genua her 
kommend in Berlin umsteigen. „Auf 
dem Bahnhof kam eine Frau und starr¬ 
te mich an“, erzählt Robeson während 
des ND-Pressefestes. „Ich sah, wie sie 
davonzog und auf dem Bahnsteig auf 
drei Männer einsprach, die schwarze 
Uniformen trugen. Die sahen mich an, 
und was ihre Gesichter nicht verrieten, 
konnte man in den Augen lesen. Merk¬ 
würdig, erst wurde ich an die Schwarz¬ 
hemden in Genua erinnert und dann 
an die Negerkiller in den Südstaaten. 
Es waren genau die gleichen Visagen. 
... Und da sie mich anstarrten, fiel mir 
auch ein Wort meines Bruders ein, der 
Pfarrer ist. ,Wenn du mal gehen musst, 
Paul, dann nimm einen mit 4 , hatte der 
einmal zu mir gesagt. Gut, dachte ich, 
und ich war damals nicht kleiner und 
nicht schmaler. Ich trat einen Schritt 
nach vorn, und sie konnten auch aus 
meinen Augen einiges lesen. Da wand¬ 
ten sie sich um und gingen ...“ 

Robeson, am 9. April 1898 als Sohn 
eines entflohenen Sklaven geboren, 
war mit Rassismus und Lynchjustiz 
aufgewachsen - und dem Widerstand 
dagegen. Sein Vater hatte ihn gelehrt, 
dass er sich als Afroamerikaner mit 98 
oder 99 Punkten nicht zufrieden geben 
darf, wenn es 100 zu erreichen gibt: Um 
sich durchzusetzen, musste er überall 
mit Höchstleistungen punkten. 

So schwang er oben aus, in der 
Schule, im Studium, in der Leichtath¬ 
letik, auf dem Baseballfeld und als 
Footballer, er wurde zweimal in die 
allamerikanische Footballmannschaft 
berufen, als erster und einziger Schwar¬ 
zer überhaupt, war bester Absolvent ei¬ 
ner weißen Universität, hätte also alle 
Voraussetzungen mitgebracht, seinen 
Weg zum „Vorzeigeschwarzen“ zu ge¬ 
hen, seinen ganz persönlichen Ameri¬ 
can Dream zu verwirklichen. 

Robeson war aber nicht zu verbie¬ 
gen. Nach Abschluss seines Rechtsstu¬ 
diums findet er zwar sofort Arbeit als 
Rechtskonsulent in einer angesehe¬ 
nen New-Yorker Anwaltskanzlei. Als 
sich dort jedoch eine weiße Sekretärin 
weigert, von ihm, einem „Nigger“, ein 
Gutachten in die Maschine zu tippen, 
verlässt er seinen Beruf, für den er al¬ 
les gegeben, für den er nächtelang Tel¬ 
ler gewaschen, Kohle geschleppt und 
die Mülleimer der reichen Weißen ge¬ 
leert hatte, und widmet sich fortan den 
Künsten. Robeson tritt der kleinen, 
verschworenen Theatergruppe um den 
Dramatiker und späteren Nobelpreis¬ 
träger Eugene 0‘Neill bei, spielt des¬ 
sen „Emperor Jones“ und geht damit 
auf Tournee nach England und in das 


vorfaschistische Deutschland, zu Max 
Reinhardt. Er erhält Hauptrollen in 
ernsthaften europäischen Filmproduk¬ 
tionen, so zum Beispiel im avantgardis¬ 
tischen Stummfilm „Borderline“, den er 
1930 an den Gestaden des Genfer Sees 
dreht, oder im walisischen Bergarbei¬ 
terdrama „Proud Valley“. 

Mittlerweile hatten er und seine 
Freunde auch seine wunderbare Stim¬ 
me entdeckt. Zwar wurde Robeson bei 
seinem ersten Auftritt auf dem Foot¬ 
ballfeld die Nase gebrochen, was ihn 
sein Leben lang beim Singen behin¬ 
derte, und als ungelernter Bass-Bariton 
hatte er nur begrenzte gesangliche Aus¬ 
drucksmöglichkeiten. Innerhalb seiner 
gesanglichen Möglichkeiten jedoch 
wurde Robeson unerreichbar. „Wenn 
er singt“, notiert eine englische Zei¬ 
tung 1958, „hört man den unbefleckten 
Ausdruck des menschlichen Geistes“. 
Jerome Kern und Oscar Hammerstein 
schreiben ihm Ende der Zwanzigerjah¬ 
re ein Lied auf den Leib, dem Robeson 
mit den Jahren neue Worte gibt, es von 
einem Klagelied in ein Kampflied um¬ 
wandelt und das weltweit zu seine Vi¬ 
sitenkarte, zu seiner gesanglichen Sig¬ 
natur wird: „Ol 4 Man River“. 

Über 300 verschiedene Schallplat¬ 
ten werden schließlich von Robeson 
gepresst, Negro Spirituals, immer mehr 
aber auch Volkslieder in über 20 ver¬ 
schiedenen Sprachen, Lieder der Ar¬ 
beitswelt, der „Undsoweiter und Etce- 
teras“ Lieder für den Frieden, gegen 
den Faschismus. Denn war er auch zum 
bestbezahlten Künstler seine Zeit ge¬ 
worden, machte er als Othello in Eng¬ 
land und am Broadway Furore, ver¬ 
sammelte er mit Leichtigkeit zu einem 
Konzert an die 200 000 Leute: Er konn¬ 
te und wollte seine Wurzeln nicht ver¬ 
gessen und auch nicht, dass mit einem 
schwarzen Star, mit einem Farbigen, 
der „es geschafft“ hatte, sich am Los 
seiner Brüder und Schwestern in den 
USA, am Los der Unterdrückten in der 
ganzen Welt noch gar nichts verändern 
würde. Er setzte seinen Ruhm und sei¬ 
ne Popularität ein als Waffe im Kampf 
für die Gleichberechtigung, bekämpfte 
mit seinen künstlerischen Mitteln und 
seinem rhetorischen Talent den Fa¬ 
schismus, sang für jüdische Flüchtlinge 
in England und für die Demokratie im 
republikanischen Spanien, für die Op¬ 
fer der Lynchjustiz im eigenen Lande, 
für die Gefangenen der Apartheid, für 
die Befreiung der Kolonien, aber auch 
für die Emanzipation der Arbeitenden, 
welcher Hautfarbe auch immer. Die 
„Welt“ schreibt am 20. Juli 1958: „Seine 
Stimme, dieser mit dunklem Orgelton 


zarte und machtvolle Bass-Bariton, der 
die frommen Spirituals seiner schwar¬ 
zen Ahnen, Revolutionsgesänge und 
schlichte Wiegenlieder zu unvergleich¬ 
licher Wirkung zu bringen vermag, hat 
Millionen Menschen jeder Hautfarbe 
aufhorchen lassen, hat sie bewegt und 
erschüttert.“ 

Nächtelange Gespräche in England 
mit George Bernhard Shaw, Kwame 
Nkrumah, Pandit Nehru und Jomo Ke- 
nyatta, aber auch die Erfahrung, dass 
die weißen Proletarier Großbritanniens 
nicht viel besser behandelt werden als 
die Schwarzen Amerikas und die Völ¬ 
ker der Kolonien, nähren sein Interesse 
am Sozialismus, an der Arbeiterbewe¬ 
gung und an den Freiheitsbestrebun¬ 
gen der Dritten Welt. Er sei als Darling 
der Oberschicht nach Großbritannien 
gekommen und habe das Land als Par¬ 
tisan für die internationale Solidarität 
der Arbeiterklasse verlassen, schreibt 
Robeson selbst. „Ich war dort mit wali¬ 
sischen Bergarbeitern in den Schächten, 
habe Eisenbahner besucht, Hafenarbei¬ 
ter, Textilarbeiter. Ich habe mit ihnen 
ihren Kummer und ihre kleinen Trium¬ 
phe geteilt, habe ihre Lieder gesungen 
und die Wärme ihrer Freundschaft und 
ihrer Großzügigkeit aufgesogen. Ich 
habe in diesen Jahren eine wichtige 
Lektion gelernt: die Probleme der Ar¬ 
beitenden sind weltweit dieselben.“ 

1934 bereist er auf Einladung sei¬ 
nes Freundes Sergej Eisenstein erst¬ 
mals die Sowjetunion. Er habe sich dort 
zum ersten Mal in seinem Leben nicht 
als Schwarzer, sondern als Mensch ge¬ 
fühlt, bemerkt er später. Fortan berei¬ 
cherten seine Konzertprogramme nun 
auch russische und sowjetische Lieder, 
was von einem breiten Publikum be¬ 
geistert auf genommen wurde: Es war 
die Zeit der Anti-Hitler-Koalition, und 
die UdSSR stand in den USA als Ver¬ 
bündete hoch im Kurs, bei der einfa¬ 
chen Bevölkerung zumal, die an Robe¬ 
sons Konzerten längst die sogenannte 
bessere Gesellschaft abgelöst hatte. 

Robeson hält an seiner Zuneigung 
zum sowjetischen Vielvölkerstaat auch 
dann noch fest, als der Wind sich dreh¬ 
te und der Kalte Krieg den Westen po¬ 
litisch wie kulturell mit einer lähmen¬ 
den Decke überzog. Und er hielt fest 
an seiner Überzeugung, dass die Zeit 
längst gekommen war, den Schwarzen 
und Farbigen Amerikas, den Völkern 
der Dritten Welt einen gleichberech¬ 
tigten Platz in Geschichte, Gegenwart 
und Zukunft einzuräumen. Die USA 
fordert er auf der Pariser Weltfrie¬ 
densversammlung von 1949 auf, ihre 
Armee nicht gegen den Osten aufzu¬ 


rüsten, sondern in Missouri, in Missis¬ 
sippi einzusetzen, wo der rassistische 
Terror wütete, und er meinte, wenn 
die Schwarzen schon zu den Waffen 
greifen müssen, dann würden sie diese 
nicht gegen ihre Brüder in Usbekistan, 
in Kirgisien oder Aserbaidschan rich¬ 
ten, sondern gegen den Ku-Klux-Klan 
im eigenen Lande. 

Robeson muss dafür hart büßen. 
Die Oberschicht, die ihm zugejubelt, 
die noch während des Weltkrieges je¬ 
dem Gl eine Robeson-Biografie in den 
Kampfanzug gesteckt hatte, sie ertrug 
diesen unbeugsamen, stolzen Schwar¬ 
zen, der seinen Mund nicht halten 
konnte und der partout nicht einfach 
Geld scheffeln wollte, nicht mehr: „Big 
Paul“ wird vor den berüchtigten „Aus¬ 
schuss gegen unamerikanische Aktivi¬ 
täten“ zitiert, und als er auch dort sein 
Haupt nicht senken und sich nicht von 
seinen kommunistischen Freunden di¬ 
stanzieren will, wird er aus dem gesell¬ 
schaftlichen Leben getilgt. Seine Filme 
werden verboten, seine Stimme aus 
dem Äther verbannt, seine Konzerte 
abgesagt und seine Platten aus den Re¬ 
galen entfernt. Das US-Außenministe¬ 
rium erklärt ihn zum Staatsfeind Nr. 1 
und entzieht ihm seinen Reisepass, gan¬ 
ze acht Jahre lang. „Die Kulturfeinde 
in Washington haben Angst vor dem 
größten Sänger unserer Zeit“, schreibt 
das ND am 2. August 1951. „Paul Ro¬ 
beson ist ein Künstler, der seine Kunst 
und seine ganze Tätigkeit in den Dienst 
seines Volkes und aller friedliebenden 
Völker gestellt hat. Die ganze Welt will 
diesen Sänger hören, der nicht nur von 
den Leiden der Unterdrückten singt, 
sondern auch mutig dafür kämpft, dass 
diese Leiden ein Ende nehmen.“ 

Der lautstarke Friedenskämpfer 
sollte zum Schweigen gebracht wer¬ 
den. „Man lässt uns nicht singen, mein 
Bruder“, schreibt der türkische Dich¬ 
ter Nazim Hikmet in seinem Gedicht 
„An Paul Robeson“. „Willkür und 
Dunkel verschließen den Mund uns 
mit schmutziger Hand.“ Doch auch in 
dieser dunklen Zeit verstummt Robe¬ 
sons Stimme nicht: Er singt an Stra¬ 
ßenecken und in kleinen Kirchen, 
gibt Konzerte an der US-kanadischen 
Grenze, wo er von US-Boden aus ein 
40 000-köpfiges Publikum auf der ka¬ 
nadischen Seite begeistert, bringt sei¬ 
ne Lieder über Telefonleitungen in die 
St.-Pancras-Halle nach London und zu 
den Bergarbeitern nach Wales. Die Kü¬ 
che seines Bruders wird zum Tonstudio 
und er nimmt dort das Titellied zum 
Film „Lied der Ströme“ von Joris Ivens 
auf, zu welchem Schostakowitsch die 


Musik und Bertolt Brecht den Text ge¬ 
liefert hatten. 

Ende der 50er Jahre erlangt Robe¬ 
son seine Reisefreiheit zurück. Noch 
einmal wird er in England als Othel¬ 
lo gefeiert und strömen Tausende von 
Menschen in ganz Europa an seine 
Konzerte. Nach dem Auftritt beim Pres¬ 
sefest des ND vom Juni 1960 gastiert er 
zum 11. Jahrestag der DDR ein weite¬ 
res Mal in Berlin und erhält aus den 
Händen von Walter Ulbricht den neu 
geschaffenen Orden „Stern der Völ¬ 
kerfreundschaft“. „Plötzlich bricht ein 
Beifallssturm los“, berichtet das „ND“ 
am 8. Oktober 1960 über das darauf fol¬ 
gende Konzert auf dem Marx-Engels- 
Platz. „Der mit Spannung Erwartete, 
der große Sänger, der große Friedens¬ 
kämpfer aus Amerika Paul Robeson 
steht auf der Bühne.... Von Darbietung 
zu Darbietung steigert sich der Beifall, 
und als der beliebte und berühmte Gast 
schließlich ,01d Man River 4 singt, geht 
ein Orkan los. Die Berliner springen 
von den Bänken. Väter und Mütter hal¬ 
ten ihre Kinder in die Höhe. Und Paul 
Robeson winkt, klatscht, lacht, winkt 
wieder.“ 

1963, nach intensiven Konzert- und 
Theaterauftritten in Ost und West, 
kehrt ein erschöpfter Robeson, schwer 
krank und von tiefen Depressionen ge¬ 
jagt, in seine Heimat zurück, wo er, von 
den jungen Aktivisten der Black-Po- 
wer-Bewegung vergessen und von der 
US-amerikanischen Gesellschaft ver¬ 
drängt, 1976 stirbt. Auf Robesons Grab¬ 
stein wurden die Worte gesetzt, die er 
1938, vor seiner Abreise nach Spanien, 
ausgesprochen hatte: „Der Künstler 
muss sich entscheiden, ob er für Frei¬ 
heit oder für Sklaverei kämpfen will. 
Ich habe mich entschieden, für mich 
gab es keine Alternative“ 

Im sozialistischen Teil Deutschlands 
blieb Paul Robeson unvergessen. Noch 
zu seinen Lebzeiten und mit seiner Bil¬ 
ligung entstand bei der Berliner Aka¬ 
demie der Künste das umfangreichste 
Archiv über sein Leben und Werk, ein 
Paul-Robeson-Komitee sorgte bis zum 
Ende der DDR für Gedenktage und 
Symposien und 1990 feierte der abend¬ 
füllende DEFA-Dok-Film „Farn a Ne¬ 
gro, Tm an American“ von Kurt Tetzlaff 
im Berliner Kino „International“ Premi¬ 
ere. Geblieben bis heute sind der Berli¬ 
ner Paul-Robeson-Chor, die Paul-Robe- 
son-Straße im Prenzlauer Berg und die 
Paul-Robeson-Schule in Leipzig. 

Unser Autor Martin Schwander ist Re¬ 
dakteur von „ Unsere Welt“ der Zeitung 
der Schweizer Friedensbewegung 
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Klaus Wagener zum saudischen Vormacht-Streben 

Drei gegen Teheran 


I m Nahen Osten wächst zusammen, was 
zusammengehört. Donald Trump wid¬ 
met seine erste Auslandsreise den fun¬ 
damentalistischen Sauds, den langjähri¬ 
gen Verbündeten am Golf, um einen hun¬ 
dert Milliarden schweren Rüstungsdeal 
einzufädeln. Danach erfüllt er Benjamin 
Netanjahu einen Herzenswunsch, indem 
er - legal, illegal, scheißegal - Jerusalem 
als Hauptstadt Israels anerkennt und die 
Verlegung der US-Botschaft dorthin an¬ 
kündigt. Bislang für US-Präsidenten ein 
Tabu. Nun hat der saudische Kronprinz 
Mohammad bin Salman (MbS) das Exis¬ 
tenzrecht Israels anerkannt. Das ist aller¬ 
dings schon weniger eine Überraschung. 

Die Position der Arabischen Liga von 
2013 besagte: Anerkennung Israels und 
Normalisierung der Beziehungen gegen 
Rückzug Israels aus allen 1967 besetzten 
Gebieten sowie Anerkennung eines un¬ 
abhängigen palästinensischen Staates mit 
Ostjerusalem als Hauptstadt. Diese Initi¬ 
ative wurde von der israelischen Regie¬ 
rung naturgemäß keines Blickes gewür¬ 


digt. Die zionistische Regierung hatte und 
hat nicht vor, eroberte Gebiete zurückzu¬ 
geben noch einen palästinensischen Staat 
anzuerkennen. Der saudische Kronprinz 
hat diese Bedingungen nun kassiert. Das 
besagt zweierlei. Zum ersten, Israel soll 
seine Beute behalten und es gibt zweitens 
faktisch kein Existenzrecht eines unab¬ 
hängigen, palästinensischen Staates. 

Das Existenzrecht Israels, eine Art 
Gesslerhut der internationalen Politik, 
vor dem sich alle zu verneigen haben, 
ist gesichert wie kaum ein anderes durch 
seine atomar bewaffnete Kriegsmaschine, 
die stärkste in der Region, und die brachi¬ 
ale Vernichtungskraft des US-Imperiums. 
Jeder, der die Existenz Israels substanti¬ 


ell angreifen würde, müsste damit rech¬ 
nen binnen kürzester Zeit pulverisiert zu 
werden. Es geht es also nicht etwa um die 
Anerkennung des UN-Teilungsplans von 
1947 oder die Illusionen des „Oslo-Pro¬ 
zesses“, sondern um die Akzeptanz Israels 
als eines expansionistischen Staates und 
die Anerkennung seines Anspruchs auf 
die okkupierten und noch zu okkupieren¬ 
den Gebiete. Und es geht um die fakti¬ 
sche Verweigerung eines Existenzrechtes 
eines palästinensischen Staates - bei Bei¬ 
behaltung der Zwei-Staaten-Rhetorik. 

Dass die Sauds nun auf diese Linie 
eingeschwenkt sind, wundert allerhöchs- 
tens insofern, als „MbS“ sich nach inter¬ 
nen Machtkämpfen seiner innenpoliti¬ 


schen Position offenbar so sicher ist, dass 
er den wahhabitischen Fundamentalismus 
nicht fürchtet, wenn er die Rechte seiner 
„arabischen Brüder“ abschreibt. „MbS“ 
versucht in den USA Investoren für 
sein „Project Vision 2030“ zu gewinnen 
und Saudi-Arabien dabei gleichzeitig als 
künftige Vormacht in der Region zu prä¬ 
sentieren. Das macht eine ähnlich harte 
anti-iranische Rhetorik notwendig, wie sie 
auch von Benjamin Netanjahu (s. Mün¬ 
chener „Siko“) und abgeschwächt von 
Donald Trump gepflegt wird. Da wird der 
iranische Führer Ajatollah Ali Khamenei 
ebenso schnell zum Hitler wie viele vor 
ihm. Wenn der Iran Atomwaffen entwick¬ 
le, so „MbS“, dann werde Saudi-Arabien 


das auch tun. Dazu ist natürlich das „Ok“ 
aus Washington und Israel notwendig. 
MbS ist offensichtlich bemüht etwaige 
Stolpersteine aus dem Wege zu räumen. 

Die „Erfolgsgeschichte“ dieses Trio 
Infernale ist lang. Sie feierten schon in 
den frühen 1980er Jahren in Afghanis¬ 
tan ihre ersten Erfolge, als es mit Hil¬ 
fe der CIA und US-Technologie, sau¬ 
dischen Petrodollars und israelischen 
Sturmgewehren gelang, den afghani¬ 
schen Aufbruch in die Moderne mit¬ 
hilfe des islamistischen Mittelalters zu 
stoppen. Seither sind die geheimdienst¬ 
lichen Verbindungen eng und halfen 
doch sehr bei der Zerstörung der Re¬ 
gion. Zuletzt beim Krieg in Syrien, der 
allerdings verloren ging. Ob mit oder 
ohne saudische Atomwaffen, die Front 
gegen Iran formiert sich. Ob sie erfolg¬ 
reicher als die gegen Syrien sein wird, ist 
die Frage. Keine Frage ist, dass wieder¬ 
um unzählige Menschen in akuter Ge¬ 
fahr sind, ihre Existenz, ihre Zukunft, 
ihr Leben zu verlieren. 



Es war im bewegten Jahr 1968, da öffnete ein junger 
Mann die Schleusen seiner Beredsamkeit und kündete 
in krähendemTonfall-ja,waseigentlich? Nun,in erster 
Linie von der eigenen Wichtigkeit. Aus den zusam¬ 
menhanglosen Satzfetzen, die er damals ausstieß, 
konnte man aber immer noch die Silben So-zia-lis-mus 
vernehmen. Dieser Daniel Cohn-Bendit (für Freunde: 
Dany - aber hat so einer Freunde?) hat in den letzten 
50 Jahren über die Stationen Antiautoritärer, Sponti, 
Realo-Grüner bis zum EU-Chauvinisten eine Karriere 
hingelegt, um die ihn andere Charaktermollusken und 
Gewendete aus der 68er-Bewegung beneiden. Letz¬ 
tere haben jetzt, ein halbes Jahrhundert nach ihrem 
Höhenflug ins herrschaftsfreie Nirwana, noch einmal 
Konjunktur, noch einmal dürfen sie erzählen, wie schön 
es war, als die roten Fahnen flogen - und warum dann 
doch alles falsch war. Und dann ist es vorbei. Nicht für 
einen wie Cohn-Bendit. Ihm wird es auch weiterhin 
gelingen, in jedes Mikrofon zu beißen und Schmadder 
abzusondern wie den zu seinen inneren Regungen 
nach dem Brexit:„Ich habe in einer Nacht alle Gemüts¬ 
verfassungen durchlebt - zuerst erschlagen, dann 
wütend, rachsüchtig, und schließlich offensiv.“ Oder: 
„Machen wir Europa wirklich! Schaffen wir eine euro¬ 
päische Armee mit 300 000 bis 400 000 Soldaten.“ 
Trost: EinesTages wird der große Regulator auch dieses 
Großmaul schließen. Und es wird eine große Stille sein 
im Lande. Ml 


China wird sich wehren 

Trumps Handelskrieg kann zum Systemwettkampf werden • 
Kolumne von Beate Landefeld 


Herbert Becker zur Umbenennung einer Kaserne 


Trumps Plan, Einfuhren aus China mit 
60 Milliarden Dollar Zoll zu belasten, 
schickte in der letzten Märzwoche 2018 
die Börsenkurse weltweit in den Keller. 
Erst ein Telefonat des US-Finanzminis¬ 
ters Mnuchin mit Chinas Vizepremier 
Liu He ließ auf Verhandlungen hof¬ 
fen und unterbrach den Absturz. Der 
US-Handelskrieg gegen China zöge 
die Wertschöpfungsketten nahezu al¬ 
ler global agierenden Konzerne in Mit¬ 
leidenschaft. Trotzdem wird er weiter 
vorbereitet. Eine Liste der betroffenen 
Waren, zu der die Firmen sich äußern 
dürfen, wird binnen 60 Tagen erstellt. 
Parallel klagen die USA und China bei 
der Welthandelsorganisation und su¬ 
chen Bündnisse mit anderen Handels¬ 
partnern. Die USA gewährten Ausnah¬ 
men von den Zolldrohungen bei Stahl 
und Aluminium, wie im Fall Kanadas. 
Für die EU gab es Aufschub bis zum 
1. Mai. 

Noch sind sich die Interpreten von 
Trumps Handelskrieg nicht einig, ob es 
ihm nur um die kurzfristige Erhöhung 
seiner Zustimmungswerte geht oder 
darum, den weiteren Aufstieg der VR 
China als strategischem Herausforde¬ 
rer der US-Hegemonie zu sabotieren. 
Seine Anklagepunkte gegen China 
sind dieselben, die auch die Großka¬ 
pitalisten der EU und Japans seit Lan¬ 
gem Vorbringen: Es geht - neben der 
Handelsbilanz - um angeblich fehlen¬ 
de Reziprozität, um mangelnde Bewe¬ 
gungsfreiheit für ausländisches Kapital 
in China, um den Joint-Venture-Zwang, 
um Technologietransfer, um die „Ein¬ 
mischung“ von Staat und KP in Pri¬ 
vatfirmen. Diese Vorwürfe erheben 


auch Berlin und Brüssel. Zurzeit hof¬ 
fen die hiesigen Freihandelsapostel von 
Trumps Zöllen dauerhaft ausgenom¬ 
men zu werden. Dafür signalisieren sie 
Bereitschaft, gemeinsam mit den USA 
den Druck auf China zu steigern, selbst 
wenn es ökonomisch schmerzt. Trumps 
Handelskrieg kann so zum Systemwett¬ 
kampf werden. 



Das wird von China nicht herbei¬ 
geredet, aber realistisch gesehen. Das 
Land wappnet sich und wird sich weh¬ 
ren. Als Antwort auf die Stahlzölle 
kündigte es Zölle von 3 Milliarden auf 
US-Produkte wie Sojabohnen an, de¬ 
ren Hauptabnehmer es ist. Schärfere 
US-Restriktionen im Technologiesek¬ 
tor zögen Zölle in Zigmilliardenhöhe 
nach sich. „China ist stets bereit zu re¬ 
den, aber auch jederzeit zu kämpfen“, 
so die Ansage im Leitartikel der par¬ 
teinahen Zeitung „Global Times“. Das 
Land habe entschieden, im Fall des 


Handelskriegs „nicht die besiegte Sei¬ 
te zu werden“. Einschüchterung werde 
nicht funktionieren. Als Stärken Chinas 
nennt die Zeitung, erstens, die große Ei¬ 
nigkeit der chinesischen Gesellschaft 
gegen den Handelskrieg, während die 
US-Gesellschaft gespalten sei; zwei¬ 
tens habe China einen Systemvorteil, 
der es befähige, die Wirkungen abzufe¬ 
dern, lange durchzuhalten und keines¬ 
falls als erster aufzugeben; drittens sei 
China auf mögliche, den Handelskrieg 
begleitende Spannungen und ein Über¬ 
greifen auf nichtökonomische Gebiete 
gut vorbereitet. (24.3.2018) 

Die Visite des Präsidenten Nordko¬ 
reas Kim Jong-un Ende März in Peking 
unterstrich gerade das Letztere. Ebenso 
zeigte China Flagge in der Affäre Skri- 
pal. Ein Leitartikel der „Global Times“ 
nahm Russland in Schutz: „Die Tatsa¬ 
che, dass westliche Großmächte sich 
zusammenrotten und ein fremdes Land 
,verurteilen 4 können, ohne die gleichen 
Verfahren zu befolgen wie andere Län¬ 
der [...] und ohne Grundsätzen des Völ¬ 
kerrechts zu entsprechen, ist abschre¬ 
ckend. [...] In den letzten Jahren wurde 
der internationale Standard verfälscht 
und manipuliert wie nie zuvor. [...] Es 
ist unerhört, wie die USA und Europa 
Russland behandelt haben. Ihre Akti¬ 
onen stellen eine Frivolität und Rück¬ 
sichtslosigkeit dar, wie sie mittlerwei¬ 
le die westliche Hegemonie charakte¬ 
risiert, welche nur die internationalen 
Beziehungen zu vergiften weiß. Gera¬ 
de jetzt ist der perfekte Zeitpunkt für 
nicht-westliche Nationen, um ihre Ein¬ 
heit und Kooperationsbemühungen un¬ 
tereinander zu stärken.“ (27.3.2018) 


Neue Helden 

Nachdem sich die Meldungen über 
rechtsextreme Soldaten und ein unge¬ 
brochenes Traditionsverständnis in der 
Bundeswehr häuften, sah sich Kriegs¬ 
ministerin von der Leyen genötigt, ein 
wenig gegenzusteuern. Sie gab einen 
neuen Traditions-Erlass in Auftrag, der 
vor wenigen Wochen veröffentlicht 
wurde. Die faschistische Wehrmacht 
wird zwar „im Ganzen“ als nicht wür¬ 
dig erachtet, aber über „einzelne Solda¬ 
ten und Vorgänge“ könne sich auch wei¬ 
terhin das Selbstverständnis der Truppe 
artikulieren. Zur Nationalen Volksar¬ 
mee der DDR hat der Erlass eine ein¬ 
deutige Haltung, sie kann kein Vorbild 
sein. Auch deshalb, weil diese Armee 
in ihren 45 Jahren weder Krieg geführt 
noch Kriegsdrohungen ausgesprochen 
hat. Passt nicht ins antikommunistische 
Weltbild, auch nicht zur modernen Aus¬ 
richtung der Bundeswehr. 

Die ideologische und politische 
Durchsetzung des Anspruchs, dass 
„unser Land“ seine Interessen weltweit 
nicht nur anmeldet, sondern auch die 
Mittel braucht, wehrhaft dafür kämp¬ 
fen zu können, ist die Geschäftsgrund¬ 
lage der Bundesregierung. Dazu zählen 
die Aufstockung des Etats, die Unter¬ 
ordnung unter das 2-Prozent-Ziel der 
Nato, die Beteiligung an diversen „Aus¬ 
landseinsätzen“, die massive Werbung 
an Schulen, um neue Soldatinnen und 
Soldaten zu gewinnen und nicht zuletzt 
die „Charme-Kampagne“ der Ministe¬ 
rin, um ein geschöntes Bild in der Öf¬ 
fentlichkeit zu präsentieren. 


Der VfL Osnabrück wird derzeit ein 
bisschen gefeiert. Nein, nicht wegen sei¬ 
ner sportlichen Leistungen - Tabellen¬ 
platz 17 in der dritten Liga und ein Aus¬ 
scheiden im Niedersachsenpokal gegen 
den SV Drochtersen-Assel geben da 
keinen Anlass -, sondern wegen seiner 
Aktivitäten gegen Rechts. Eine gewis¬ 
se Beatrix von Storch (AfD) hatte sich 
klagend in die gewohnte Opfer-Rolle 
begeben, sich über die „Honks“ vom 
VfL echauffiert und gefragt, wann denn 
der Verein mal etwas gegen Links tue. 
Der Verein nahm es sportlich, wertete 
die Kritik von Rechts als Kompliment 
und bot von Storch ein VfL-T-Shirt mit 
dem Schriftzug „Gegen Rechts“ an, si¬ 
gniert vom gesamten, multikulturellen 
Kader des VfL Osnabrück. 

Dass der VfL nicht nur Image-Pflege 
betreiben will, sondern auch bereit ist zu 
polarisieren, ist den Fans des Vereins zu 
verdanken. Sie haben in den letzten Mo¬ 
naten durch Aktionen im Fanblock un¬ 
ter anderem auf einen VfL-Sponsor auf¬ 
merksam gemacht, der rechte Hetze im 
Internet verbreitet. Die Vereinsführung 
war lange Zeit nicht bereit, sich diesem 
Problem zu stellen. Auch die „Neue 


Die Umbenennung der Emmich- 
Cambrai-Kaserne in Hannover bot sich 
für von der Leyen an, der preußische Ge¬ 
neral Otto von Emmich verantwortete 
Tausende von Toten bei der Eroberung 
von Lüttich im ersten Weltkrieg. Und 
Cambrai ist der Name der nordfranzösi¬ 
schen Stadt, die im Ersten Weltkrieg von 
deutschen Truppen besetzt wurde und 
um die es erste größere Panzerschlach¬ 
ten gab. Aber mit solch „ollen Kamellen“ 
kann man heutige Absichten nicht mehr 
wirksam machen, es müssen neue, aktu¬ 
elle Kämpfe und Soldaten her. Nun gab 
es mit großem Tamtam die Umbenen¬ 
nung der Kaserne, sie wird nach einem 
in Afghanistan gestorbenen Feldjäger 
zur Hauptfeldwebel-Lagenstein-Kaser- 
ne. Der Soldat war als Personenschützer 
vor Ort.Von der Leyen begründete die 
Benennung mit Sätzen wie „Er kannte 
die Gefahr seines Berufes und er hat sich 
mit seinem Leben für die Verteidigung 
unserer Freiheit und unserer Werte ein¬ 
gesetzt.“ Ein echter Held also. 

In Hannover ging das glatt über die 
Bühne, an anderen Kasernenstandor¬ 
ten wollen Stadtrat und Soldaten alles 
so lassen. In Rotenburg a.d.Wümme, in 
Delmenhorst oder in Kaufbeuren gibt 
es noch keine Bereitschaft zur Umbe¬ 
nennung, Übrigens, über 100 Solda¬ 
tinnen und Soldaten der Bundeswehr 
sind bei diversen Auslandseinsätzen 
gestorben, die Kriegsministerin hat 
genügend Auswahl, um ihre Kaser¬ 
nen mit neuen, toten Heldennamen 
zu schmücken. 


Osnabrücker Zeitung“ berichtete nicht 
darüber. Beides hat sich nun geändert, 
der Sponsorenvertrag soll nicht verlän¬ 
gert werden. Vor dem Heimspiel gegen 
Hansa Rostock am Karsamstag traten 
Vereins- und Fanvertreter zudem ge¬ 
meinsam auf, und lasen eine Stellung¬ 
nahme vor, die sich gegen Vorurteile, 
Diskriminierung, Ausgrenzung, Rassis¬ 
mus, Extremismus, Fremdenfeindlich¬ 
keit, Hass, Gewalt und Homophobie 
richtet. Neben zahlreichen positiven 
Reaktionen melden sich nun auch die¬ 
jenigen, die fordern, der Verein solle 
sich aus der Politik raushalten. Fußball 
sei eben Fußball und Politik habe dort 
nichts verloren. 

Den Fußball frei von Politik zu hal¬ 
ten ist eine alte Forderung derer, die 
Affenlaute machen und mit Bananen 
schmeißen, wenn schwarze Spieler am 
Ball sind. Sie wollen im Block nicht da¬ 
für angemacht werden, wenn sie den 
Schiedsrichter als schwul oder den geg¬ 
nerischen Trainer als Juden bezeichnen. 
Beim VfL Osnabrück funktioniert das 
nicht mehr, im Fanblock schon lange 
nicht, auf den VIP-Sitzen jetzt hoffent¬ 
lich auch nicht mehr. 


Lars Mörking zur Aktion „Gegen Rechts“ 

Die Opfer des VfL 
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Der Opposition blieb nur die Straße 

Der SPD-Parteitag in Nürnberg und die erste Große Koalition 1966 • Von Walter Bauer 



Z um Verständnis der 68er gehört 
die nicht unwichtige Tatsache, 
dass dieses parlamentarische 
System seit der Großen Koalition 1966 
(CDU/CSU und SPD) keine relevante 
Opposition im Parlament erlebte. Der 
Sozialdemokrat Theo Pirker (er war 
mehr Sozialist als Sozialdemokrat) 
stellte schon 1965 in seinem kritischen 
Buch zur SPD-Geschichte „Die SPD 
nach Hitler“ (München 1965) fest: „In 
der ersten Hälfte des Jahres 1962 wurde 
die Gefahr offen sichtbar, die politische 
Beobachter befürchtet hatten, als die 
SPD ihre große Reform von Godesberg 
durchführte, die Gefahr nämlich, dass 
die zweitstärkste Partei im Bundes¬ 
tag ihre oppositionelle Funktion nicht 
mehr würde ausüben wollen oder aus¬ 
üben können“ Er schlussfolgerte: „Die 
Aufgaben der Opposition mussten in 
der autoritären Demokratie mit einer 
institutionalisierten und damit minima- 
lisierten Opposition beinahe automa¬ 
tisch auf Personengruppen und Orga¬ 
ne außerhalb der Parteien fallen “ Also 
„auf der Straße“ übernommen werden. 
Und dies fand 1967/68 in der APO, der 
Außerparlamentarischen Opposition, 
seinen Höhepunkt. Mit den ersten Be¬ 
mühungen um eine Regierungsbetei¬ 
ligung der SPD wurden alle sozialen, 
Demokratie- und Friedens- sowie wei¬ 
tere Forderungen, die auch von der 
SPD streckenweise in ihrer Oppositi¬ 
onsposition mitgetragen worden waren, 
aufgegeben. Der Hunger nach Regie¬ 
rungsverantwortung war stärker. Auf 
dem Nürnberger Parteitag (17. bis 21. 
März 1968) wurde diese Orientierung 
offiziell festgeklopft. 

„Alle Erwartungen der Sozialde¬ 
mokraten, dass die Parteiführung auf 
dem Parteitag in Nürnberg einen demo¬ 
kratischen Weg als Alternative zum re¬ 
aktionären Kurs in der Bundesrepublik 
zeigen würde, wurden tief enttäuscht.“ 
Dies stellte die KPD als Resümee des 
SPD-Parteitages in Nürnberg fest. 15 
Monate Große Koalition, Konzertier¬ 
te Aktion, eingeschränkte Mitbestim¬ 
mung, Vietnamkrieg, Notstandsgesetze, 
Fortführung der Politik des Godesber¬ 
ger Programms und Parteiausschlüsse 
wegen Beteiligung an demokratischen 
Aktionen waren Themen, die nicht nur 
die Sozialdemokraten beschäftigten. 
„Schon seit Jahren waren die rechten 
Führer der SPD nicht mehr einem der¬ 
artigen Druck außerparlamentarischer 
Kräfte und auch aus der SPD selbst 
ausgesetzt. Dieser Druck bestätigt in 
vollem Umfang die Einschätzung im 
Programmentwurf der KPD über die 
wachsende Unruhe, Unzufriedenheit 
und die Verschärfung der Klassenwi¬ 
dersprüche und des Klassenkampfes 
in der Bundesrepublik sowie über die 
Notwendigkeit der Durchsetzung einer 
neuen Politik und tiefgreifender demo¬ 
kratischer Umgestaltung.“ 

Die damalige Stimmung in Teilen 
der Gewerkschaften schilderte ein 
Flugblatt der IG-Metall-Jugend Nürn¬ 
bergs: „Um einiges durchführen zu 
können, muss man die heiligen Kühe 
unserer Gesellschaftsordnung schlach¬ 
ten, den Rüstungsetat zusammenstrei¬ 
chen, dem hemmungslosen Gewinn- 
und Machtstreben der Monopole ein 
Ende setzen und eine stärkere Besteu¬ 
erung der Reichen durchführen.“ 

Die SPD - modern, 
solide, führend 

Dies war als Konferenzlosung zu lesen, 
betraf jedoch nur die eigene Wahrneh¬ 
mung. Das war keine Antwort auf die 
Frage vieler Sozialdemokraten: „Wo 
steht die SPD?“ Auch nach Nürnberg 
war das für manche SPD-Genossen 
bzw. Genossinnen noch eine offene 
Frage. Für die SPD-Führung war die 
Regierungsmacht bzw. Beteiligung an 
ihr eine Existenzfrage. In den Haupt¬ 
themen konnte die SPD-Führung mit 
„relativ elastischen“ Beschlüssen nach 
dem Parteitag in die weiteren Ver¬ 
handlungen mit der CDU gehen. Es 
fielen Sätze über die Notstandsgeset¬ 
ze wie „Die Zeit der Schuldemokratie 
ist endgültig vorbei“ oder die deutliche 
Warnung vor „radikalen Lösungen im 


Sozialen“, so Minister Leber. Der plä¬ 
dierte für eine „evolutionäre Lösung“ 
der Eigentumsfrage, damit die „revolu¬ 
tionäre Antwort“ nicht mehr an Boden 
gewinnen könne. Als wichtiges Gegen¬ 
mittel wurde vom Minister das „öffent¬ 
liche Anlagenpapier“ empfohlen, das 
man praktisch „im Discountladen kau¬ 
fen kann“. Nachdem Brandt das Ja zur 
Großen Koalition mit der Vertrauens¬ 
frage verband, wurde der Eintritt in die 
Große Koalition mit 173 zu 129 Dele¬ 
giertenstimmen nachträglich gebilligt. 

Ein für diese Zeit wirklich großer 
Schritt auf diesem Parteitag war dage¬ 
gen die Erklärung Willy Brandts zur 
Außenpolitik und zu den Nachkriegs¬ 
grenzen, der „Oder-Neiße-Linie“ (Po¬ 
lens Westgrenze). Mit dieser Aussage 
beschäftigten sich vorwiegend die in¬ 
ternationalen Medien. Er hat „end¬ 
lich gesagt, was die Deutschen in der 
Bundesrepublik lange wussten“. Die 
„Financial Times“ (London) schrieb, 
„Brandts Formulierung war ein Ver¬ 
such, die ,Jungtürken’ in der Partei zu¬ 
friedenzustellen, die sowohl eine An¬ 
erkennung der Oder-Neiße-Grenze 
als auch Ostdeutschlands verlangen ... 
In beiden Fragen nimmt Brandt den 
Standpunkt ein, dass die wahren Tatsa¬ 
chen in Osteuropa nicht ignoriert wer¬ 
den können. Indem er den Austausch 
von Gewaltverzichtserklärungen mit 
Osteuropa anbietet, gibt er tatsächlich 
zu, dass er nichts ändern kann und es 
nicht versuchen will.“ 

Die Parlamentarier erobern 
die Macht in der SPD 

Die bewusst unkonkret und flexibel 
formulierten anderen zentralen For¬ 
derungen ermöglichten es der Fraktion 
der Parlamentarier ihre Entscheidun¬ 
gen durchzusetzen. Daraus ergab sich 
auch die Lösung der Widersprüche zwi¬ 
schen der Regierungsverantwortung 
und den programmatischen Positionen 
der Partei. Der Widerspruch wurde zu¬ 
gunsten der Dominanz der parlamen¬ 
tarischen Politik entschieden. Es war 
der erste Parteitag in der Geschichte 
der Nachkriegs-SPD, auf dem sich die 
Parteiführung als Bestandteil der Re¬ 
gierung (Willy Brandt, der Parteivorsit¬ 
zende, war Außenminister) fühlte und 
ihre „Mitverantwortung“ und Politik 
den Mitgliedern begründen musste. Es 
war auch ein SPD-Parteitag, auf dem 
die Außerparlamentarische Opposition 
der ehemaligen traditionellen Opposi¬ 
tionspartei Verrat und Machthunger 
vorwarf. Tatsächlich handelte es sich 
um nichts anderes als eine Weiterent¬ 
wicklung und Praxis sozialdemokrati¬ 
scher Parlamentspolitik nach dem Go¬ 


desberger Programm. Ein Parteitag, der 
die Sozialdemokratie an die Tröge der 
Macht band und die kleine Koalition 
von SPD und FDP nach der Wahl 1969 
und die sozialdemokratische Kanzler¬ 
schaft von Willy Brandt vorbereitete. 

Die Wut über die 
„Arbeiterpartei“ als 
Regierung des Großkapitals 

Trotz der Bemühungen der SPD, als 
Volkspartei anerkannt zu werden und 
den Makel „Arbeiterpartei“ abzustrei¬ 
fen, war in vielen Köpfen die SPD im¬ 
mer noch eine Arbeiterpartei. 

Entsprechend wurden die Themen, 
mit denen die Delegierten vor dem Par¬ 
teitagsgebäude konfrontiert wurden, 
sehr strittig diskutiert: Jugend- und Stu¬ 
dentenprotest, Bildungs- und Ausbil¬ 
dungsnotstand, Notstandsgesetze, Ein¬ 
bindung der Gewerkschaften in eine 
Konzertierte Aktion von Regierung, 
Unternehmerverbänden und Gewerk¬ 
schaften, begrenzte Mitbestimmung 
in den Betrieben, Militarisierung und 
Atombewaffnung, Kalter Krieg usw. 

Die Parteiführung setzte den For¬ 
derungen der Delegierten, Grundsät¬ 
ze nicht wegen der Regierungsbeteili¬ 
gung fallen zu lassen, den Appell nach 
Verantwortung, Machbarkeit und Re¬ 
gierungsfähigkeit für die Zukunft ent¬ 
gegen. Der Parteivorsitzende und Au¬ 
ßenminister Brandt versprach in seiner 
Rede: „Wir haben die Chance, aus die¬ 
sem Staat das zu machen, was wir uns 
vorstellen, was unserem Programm ent¬ 
spricht. Wir haben die Chance, in die¬ 
sem Prozess die führende Rolle der 
deutschen Sozialdemokratie zu vertre¬ 
ten und auszubauen.“ 

SPD kontra Außer¬ 
parlamentarische Opposition 

Der SPD-Parteitag und die Delegierten 
waren Adressaten von Appellen demo¬ 
kratischer Bündnisse und Gruppierun¬ 
gen. In diesen wurde die SPD aufge¬ 
fordert, ihre demokratische und soziale 
Tradition nicht zu vergessen und ihre 
Beschlüsse und Politik auf Demokra¬ 
tie, Frieden und soziale Sicherheit zu 
orientieren. 

350 prominente deutsche Schrift¬ 
steller, Professoren, Juristen und Ge¬ 
werkschaftsfunktionäre hatten einen 
Brief an die Delegierten des Parteita¬ 
ges unterzeichnet, in dem sie die De¬ 
legierten aufforderten den US-ameri¬ 
kanischen Vietnamkrieg zu verurteilen, 
den Notstandsgesetzen nicht zuzustim¬ 
men und die Deutsche Demokratische 
Republik, die DDR, als zweiten deut¬ 
schen Staat anzuerkennen. Zu den Un¬ 
terzeichnern gehörten die Schriftsteller 


Arnau, Walser und Zwerenz, die Pro¬ 
fessoren Bloch, Dix, Flechtheim, Goll- 
witzer und Abendroth, die Theologen 
Niemöller und Dr. Kloppenburg. Die 
Zentrale Forderung hieß: Bonn dür¬ 
fe den Amerikanern in der Vietnam¬ 
frage keine materielle, finanzielle und 
moralische Unterstützung gewähren. 
Die Bundesrepublik solle sich für ein 
Sicherheitssystem in Europa einset- 
zen, das an Stelle von NATO und War¬ 
schauer Pakt treten soll. 

Der zweite große Appell an die De¬ 
legierten des Bundesparteitages der 
SPD trug zahlreiche Unterschriften 
aus der Arbeiterschaft und von Intel¬ 
lektuellen - der Appell des zentralen 
Arbeitsausschusses des Kuratoriums 
„Notstand der Demokratie“. In diesem 
Appell hieß es: Die Notstandsgeset¬ 
ze „bedeuten keine Sicherheit für die 
Bevölkerung, sondern ihre Unterwer¬ 
fung unter ein überholtes militärisches 
Konzept“. Diese Gesetze brächten die 
Militarisierung des Arbeitslebens, die 
Ausschaltung der parlamentarischen 
Demokratie und der demokratischen 
Rechte. 

Die massive Konfrontation der 
SPD-Führung mit der außerparla¬ 
mentarischen und innerparteilichen 
Opposition wurde bei der Kundge¬ 
bung des Kuratoriums „Notstand der 
Demokratie“ vor Beginn des SPD- 
Parteitages deutlich. Diesem Kura¬ 
torium gehörten drei Landtagsab¬ 
geordnete und sieben Stadträte der 
SPD, der DGB-Vorsitzende und fünf 
Führungskräfte aus Gewerkschaften 
an. Sie alle bezogen gegen die aktu¬ 
elle Politik der SPD entschieden eine 
ablehnende Stellung. Die Kundge¬ 
bungsteilnehmer belagerten das Par¬ 
teitagsgebäude und forderten die Dis¬ 
kussion mit den Delegierten. Diese 
„basisdemokratische“ Forderung war 
aber nicht mit dem Selbstverständnis 
einer Regierungspartei zu vereinba¬ 
ren. Die „Wut im Bauch“ steigerte 
sich wegen der Verweigerung der De¬ 
batte so weit, dass die Werbetranspa¬ 
rente zum SPD-Parteitag umgestürzt 
wurden und zu brennen anfingen. 
Diese Aktion - nach der großen Pro¬ 
testkundgebung - wurde nicht von al¬ 
len geteilt. 

Die Tatsache, dass in Westberlin 
zwei linke führende Funktionäre (doch, 
es gab noch Sozialdemokraten in der 
SPD) wegen Beteiligung an einer Viet¬ 
nam-Solidaritätsdemonstration aus der 
Westberliner SPD ausgeschlossen wur¬ 
de, war für manche eine peinliche Sa¬ 
che. Harry Ristock hatte auf einer De¬ 
monstration ein Umhängeplakat mit 
der Aufschrift „Ich protestiere gegen 


den Krieg der Amerikaner in Vietnam. 
Ich bin SPD-Mitglied!“ getragen und 
wurde deshalb ausgeschlossen. Dies 
wurde wenige Tage später in Nürnberg 
per Beschluss korrigiert. 

Während des Parteitages wurde in 
einer Zeitungsmeldung über eine wei¬ 
tere Kritik aus der Bewegung berich¬ 
tet: „Kritik von links außen. Heftige 
Kritik am Verlauf des SPD-Parteitages 
übte gestern Abend in einer Presse¬ 
konferenz in Nürnberg das Sozialisti¬ 
sche Zentrum’, ein Zusammenschluss 
linksgerichteter Organisationen, dem 
auch Einzelpersonen, Mitglieder der 
DFU und des SDS, des Initiativaus¬ 
schusses für die Wiederzulassung der 
KPD [...] angehören. Das Sozialisti¬ 
sche Zentrum’ beanstandete insbeson¬ 
dere, dass auf dem Parteitag nur „ver¬ 
bale Zugeständnisse“ gemacht, nicht 
aber Alternativen zur CDU/CSU-Po- 
litik aufgezeigt worden seien. Insbeson¬ 
dere zu den Themen Vietnam, Abrüs¬ 
tung, Sperrvertrag und Notstand waren 
den Sprechern des Sozialistischen Zen¬ 
trums mit Lorenz Knorr an der Spitze 
nicht entschieden genug. [...] Es ist der 
Auffassung, dass bei einer Fortsetzung 
des SPD-Kurses die Zeit für eine Spal¬ 
tung dieser Partei reif werde [...].“ 

Auf dem Nürnberger Parteitag 
musste die SPD auch um ihre eigene 
Jugend kämpfen. Sie verweigerte auf 
einer Seite den Dialog mit den „Radi¬ 
kalen“, andererseits versuchte sie, die 
„Kritischen“ wieder mehr in die Partei¬ 
struktur einzubinden. Dieser Parteitag 
wurde allgemein als „linker Parteitag/ 
Sieg der Partei-Linken“ gefeiert. Nach 
diesem Parteitag sahen die Linken in 
der Sozialdemokratie dies aber anders. 

Der Hinweis, dass nach diesem 
SPD-Parteitag neue marxistische Orga¬ 
nisationen, die SDAJ und die DKP, ge¬ 
gründet bzw. konstituiert wurden, stellt 
keine überflüssige Schlussbemerkung 
dar. Der Parteitag in Nürnberg und die 
spontanen Proteste dagegen waren ein 
Hinweis auf die Notwendigkeit einer 
organisierten marxistischen Arbeiter¬ 
jugend- und Arbeiterbewegung. Dass 
die SPD, als Regierungspartei, gerade 
in dieser Zeit die Gründung eines mar¬ 
xistischen Jugendverbandes, der Sozi¬ 
alistischen Deutschen Arbeiterjugend 
SDAJ im Mai 68, und die Neukonsti¬ 
tuierung der Deutschen Kommunisti¬ 
schen Partei DKP, September 68, nicht 
mit Begeisterung aufnahm, sondern 
mit einer Reihe von Broschüren mit 
Warnungen vor den Kommunisten re¬ 
agierte, ist nicht nur dem Antikommu¬ 
nismus zuzuschreiben. Sie kämpfte ge¬ 
gen jegliche Opposition von Links, die 
sie nicht integrieren konnte. 
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Warnstreiks 

Es geht auch am Theater und nicht 
nur in Frankfurt. Wegen eines kurzfris¬ 
tig anberaumten Warnstreiks hat das 
Schauspiel Frankfurt am Ostermontag 
zwei Vorstellungen abgesagt. „Das sieb¬ 
te Kreuz“ von Anna Seghers im Großen 
Haus und Woody Aliens „Husbands 
and Wives“ in den Kammerspielen wur¬ 
den vom Spielplan ersatzlos gestrichen. 
Zuvor hatte die Gewerkschaft ver.di die 
Beschäftigten der Städtischen Bühnen 
aus Beleuchtung, Ton, Requisite, Kos¬ 
tüm, Kasse, Maske und der Technik zu 
einem ganztägigen Warnstreik aufgeru- 
fen. Er wurde von fast allen 80 Mitar¬ 
beiterinnen und Mitarbeitern durchge¬ 
zogen. Die Oper „EAfricaine - Vasco 
da Gama“ von Giacomo Meyerbeer im 
Opernhaus Frankfurt wurde am Mon¬ 
tagabend nur konzertant - ohne Büh¬ 
nenbild und sonstige Requisite - auf¬ 
geführt. Schade, dass die Künstler und 
das Orchester sich nicht solidarisch 
zeigten. Der Streik soll den Forderun¬ 
gen der Beschäftigten im Öffentlichen 
Dienst Nachdruck verleihen, denn die 
Arbeitgeber aus Bund und Kommu¬ 
nen haben bisher noch nicht einmal ein 
Angebot vorgelegt. Warnstreiks gab es 
schon an vielen Häusern, so in Ober¬ 
hausen, Dortmund, Würzburg und Ulm. 
Weiter so. 

Schwarze Liste 

Der entfesselte Kapitalismus zeigt über¬ 
all sein Gesicht und seine Auswirkun¬ 
gen. Nun ist sogar die Weltkulturorga¬ 
nisation Unesco aufgewacht und warnt 
vor den negativen Folgen durch Kreuz¬ 
fahrt-Tourismus auf Weltkulturerbestät¬ 
ten. „Es gibt Probleme mit der Umwelt¬ 
verschmutzung durch die Schiffe“, sagte 
Mechtild Rössler, Unesco-Direktorin 
für Kulturerbe. Die Branche interessiert 
doch nicht der Schutz des Weltkulturer¬ 
bes. Rössler weiter, „sie gefährdet die 
Orte, mit denen sie ihr Geld verdient“. 
Besonders in Venedig gilt die Situation 
als kritisch. Die riesigen Pötte, die selbst¬ 
verständlich bis an den Markusplatz fah¬ 
ren, verursachen Wellen und Erosionen 
an den Gebäuden. Die Unesco disku¬ 
tiert bereits darüber, die Stadt auf die 
schwarze Liste der gefährdeten Welt¬ 
kulturerbestätten zu setzen. Aber auch 
kleinere Städte wie das estnische Tal¬ 
linn oder das kroatische Dubrovnik lei¬ 
den demnach unter dem Ansturm von 
Kreuzfahrttouristen. Die historischen 
Städte können nicht so viele Touristen 
gleichzeitig aufnehmen, Verbote wie be¬ 
reits in europäischen Innenstädten für 
den Autoverkehr sind nicht im Plan. Ob 
die schwarze Liste reicht, um sowohl die 
Kommunen von ihrem Wahn abzubrin¬ 
gen und die Tourismusindustrie zur Än¬ 
derung ihrer so beliebten Angebote zu 
bewegen, darf füglich bezweifelt werden. 

Aufmarsch 

Vera Lengsfeld, Vorsprecherin der Rech¬ 
ten, darf ohne Kommentierung in den 
„Tagesthemen“ lang und breit ihre „Er¬ 
klärung 2018“ vortragen. Ihre mutigen 
Geistesarbeiter und besorgten Bürger, 
die ihren Namen unter diesen Text ge¬ 
setzt haben, die Flüchtlingen die Solida¬ 
rität aufkündigt - sie sollten schon wis¬ 
sen, mit wem sie einen Stuhlkreis bilden. 
Rechte sind Rechte und keine Konserva¬ 
tiven; ihr Ziel ist nicht Bewahrung, son¬ 
dern Zerstörung. Die Frage ist, ob man 
besser mit Rechten redet, sie anrempelt 
oder einfach mal in Brandenburg nach 
dem Rechten sieht. Da wo auch der 
„Bocksgesang“-Schreiber Botho Strauß 
wohnt, dessen neuestes Buch just die¬ 
se Woche erscheint und den superlusti¬ 
gen Titel „Der Fortführer“ trägt. Botho 
Strauß hatte vor ziemlich genau 25 Jah¬ 
ren im „Spiegel“ davon geschrieben, dass 
es Krieg geben werde. „Dass ein Volk 
sein Sittengesetz gegen andere behaup¬ 
ten will und dafür bereit ist, Blutopfer zu 
bringen, verstehen wir nicht mehr und 
halten es in unserer liberal-libertären 
Selbstbezogenheit für falsch und ver¬ 
werflich.“ Zumindest in Teilen der Ge¬ 
sellschaft versteht man ihn richtig und 
man kann Rechten alles Mögliche vor¬ 
werfen, nicht aber Unaufrichtigkeit. Sie 
sagen, was sie wollen. Der Protest des 
VS, des PEN und der Brancheninitiative 
#verlagegegenrechts wurde in der ARD 
komplett unterschlagen. Herbert Becker 


Stalin, der Unsterbliche 

Regisseur lannucci will mit dem toten Stalin den lebenden Putin schlagen 



Sechs Personen beim Betrachten einer Leiche 


D er Film passt in die Zeit wie 
die berühmte Faust aufs Auge. 
Wenn schon, sozusagen aus dem 
Nichts, ohne Beweis und ohne Motiv, 
ein von Wladimir Putin persönlich an¬ 
geordneter russischer Giftgasangriff 
in Großbritannien konstruiert wer¬ 
den kann. Und wenn mit diesem frag¬ 
würdigen Konstrukt so etwas wie der 
Bündnisfall ausgelöst wird, an dessen 
Eskalation sich gefälligst alle im „Frei¬ 
en Westen“ zu beteiligen haben, der 
bestens etablierte britische Comedian 
und TV-Produzent Armando lannucci 
hat mit seinem Film „Death of Stalin“ 
sozusagen im vorauseilenden Gehor¬ 
sam seinen pflichtschuldigen Beitrag 
abgeliefert. Dass die Sowjetunion vor 
27 Jahren untergegangen ist und wir es 
nun mit einem kapitalistischen Russ¬ 
land zu tun haben spielt, wie so vieles 
andere, beim aktuellen „Argumentie¬ 
ren“ mit dem Vorschlaghammer natur¬ 
gemäß auch keine Rolle. Die Parallelen 
von Stalin zu Putin hat nicht nur die 
„Zeit“ („Dieser urkomische Terror“) 
schon ausgebreitet. 

An „eine der lustigsten und witzigsten 
politischen Satiren unserer Zeit“ glaubt 
der „Hollywood Reporter“. „Brillant“, 
applaudiert der „Rolling Stone“. Und der 
„Guardian“ weiß schon jetzt, dass es der 
„Film des Jahres“ sein wird. Die Oscars 
dürfen also schon kaltgestellt werden. 

Leider ist der Film weder lustig 
noch witzig. Auch dann nicht, wenn 
man die Spezifika des britischen Hu¬ 
mors in Rechnung stellt. Immerhin gab 
es dort ja auch schon einmal Titanen 
wie „Monty Python“. Aber jede Zeit 
hat ihren Humor und jede Klasse eben¬ 
so, und der neoliberal-neokonservati- 
ve ist von einem Kaliber, bei dem man 
wohl schon Theresa May heißen muss, 
um daran sein Vergnügen zu finden. 

Die Geschichte der kommunisti¬ 
schen Weltbewegung hat nicht wenige 
Momente selbstloser humaner Größe. 
Die Ereignisse um den Tod von Sta¬ 
lin gehören dazu eher nicht. Da gibt es 
Gründe. Die brutale Vernichtungsstra¬ 
tegie der zaristischen Weißen und der 
ausländischen Interventen in den Jahren 


des Bürgerkriegs, dazu der viel zu frühe 
Tod Lenins hatten eine Lage entstehen 
lassen, welche eine Fokussierung auf ei¬ 
nen starken Führer begünstigte. Dazu 
kam das Ausbleiben der Revolution im 
Westen. Die Isolation des revolutionä¬ 
ren Brückenkopfs in feindlicher Umge¬ 
bung begünstigte dann die Hoffnungen 
auf den Sozialismus in einem Land und 
noch dazu im bis dahin ökonomisch, 
politisch und sozial weit zurückgeblie¬ 
benen in der imperialistischen Kette. 
Daraus erwuchs die Vorstellung, der gi¬ 
gantischen Herausforderung des ökono¬ 
mischen Wettlaufs und der unausweich¬ 
lichen militärischen Konfrontation am 
Besten mit einem rigiden staatlichen 
Zentralismus und Dirigismus gewach¬ 
sen zu sein. Einem Dirigismus, wie er 
mit den nötigen Änderungen etwas spä¬ 
ter auch von den führenden kapitalis¬ 
tischen Staaten Deutschland und USA 
praktiziert wurde. 

Der rigide Zentralismus, überle¬ 
bensnotwendig in der Phase des Bür¬ 
gerkriegs, blieb daher auch danach prä¬ 
gendes Merkmal der Partei und mani¬ 
festierte sich in der mehr und mehr 
diktatorischen Machtposition des Ge¬ 
neralsekretärs und im BedeutungsVer¬ 
lust bzw. Nichtvorhandensein zivilge¬ 
sellschaftlicher Institutionen. Nur im 


Kontext der Isolation, der wachsenden 
äußeren Bedrohung und inneren sozio- 
ökonomischen wie zivilgesellschaftli¬ 
chen Zurückgebliebenheit erscheint 
das Phänomen Stalin erklärbar. Was 
die Sache allerdings nicht besser macht. 

Dabei steht das Vierteljahrhun¬ 
dert Stalins für beispiellose Erfolge, 
die Industrialisierung des Landes, der 
Sieg über die größte Militärmacht des 
Globus, aber auch für brutale Repres¬ 
sion und politischen Mord. Stalin wur¬ 
de zum Kainsmal, das der kommunis¬ 
tischen Bewegung bis heute anhaftet. 

Natürlich erwartet niemand, dass 
eine Comedy-Truppe diesen Hinter¬ 
grund reflektiert. Und klar, natürlich ist 
es legitim sich über Stalin (Adrian Mc- 
Loughlin) und erst recht über seine En- 
tourage lustig zu machen. Und, dass das 
Ganze mit der historischen Wahrheit 
nicht viel zu tun hat - geschenkt. Nur, es 
sollte dann auch schon lustig sein. Aber 
lannucci & Co. steht derartig der anti¬ 
kommunistische Schaum vor dem Maul, 
dass sich die Story mühsam durch end¬ 
lose Erschießungs-, Vergewaltigungs¬ 
und Intrigenszenen quält, bis endlich ein 
übergewichtiger Lawrenti Beria (Simon 
Russell Beale) von einem schneidigen 
Hollywood-Schukow in Paradeuniform 
(Jason Isaacs) erschossen wird und ein 


reichlich abgemagerter Chruschtschow 
(Steve Buscemi) endlich die Macht er¬ 
greift. 

Auch Wjatscheslaw Molotow (Mi¬ 
chael Palin), Anastas Mikojan (Paul 
Whitehouse) und Georgi Malenkow 
(Jeffrey Tambor) sind Korkenzieher¬ 
charaktere ohne Persönlichkeit. Swet- 
lana, Stalins Tochter (Andrea Risebo- 
rough), ist eine hysterische Ziege, Was¬ 
sili, Stalins Sohn (Rupert Friend), ein 
schwachsinniger Trinker. Außer Beria 
und Schukow ist allenfalls noch die Pi¬ 
anistin Maria Yudina (Olga Kurylen- 
ko) zu zielgerichtetem Handeln fähig. 
(Sie verlangt für die Wiederholung ei¬ 
nes Klavierkonzerts ein Bakschisch von 
20 000 Rubel.) Bei einer derartigen An¬ 
häufung von Trotteln und Idioten, zu de¬ 
nen selbstredend auch die gelegentlich 
eingeblendeten Volksmassen gehören, 
ist die Gestaltung eines halbwegs plau¬ 
siblen und unterhaltsamen Spannungs¬ 
bogens ein ziemlich aussichtsloses Un¬ 
ternehmen. Zumal die eigentliche Sto¬ 
ry einigermaßen bekannt ist. So kommt 
es, wie es kommen muss: Beria erpresst 
alle und jeden, bis irgendwann Schukow 
hereinstürmt und Beria kurzerhand er¬ 
schießt. Wieso dann ausgerechnet der 
etwas minderbemittelte Chruschtschow 
zum Chef im Ring wird, bleibt allerdings 
unklar. 

„Death of Stalin“ bringt Lenins 
These von den zwei Kulturen in Erin¬ 
nerung. Es macht schon einen Unter¬ 
schied, wer sich über wen lustig macht. 
Im „Leben des Brian“ beispielsweise 
verspotten Monty Python als eine klei¬ 
ne, anarchische Truppe die älteste und 
zeitweise mächtigste Herrschaftsinsti¬ 
tution Europas, die in den letzten 1 700 
Jahren noch zu jeder Schweinerei ihre 
Hand gereicht hat. Mit „Death of Sta¬ 
lin“ macht sich die britische Herrscher¬ 
clique über den gescheiterten Versuch 
der Bolschewiki lustig, der Knute des 
Kapitals zu entkommen. Damit sind 
natürlich alle Versuche gemeint. Auch 
der durchaus kapitalistische von Wla¬ 
dimir Putin. Wer darüber lachen kann, 
soll es tun. Ich bin da eher für „Brian“. 

Klaus Wagener 


Ein politischer Akt 

Eine Ausstellung in Hamburg zur Erstausgabe von „Das Kapital“ 


In Hamburg geht in wenigen Wochen 
die Ausstellung „Das Kapital“ zu Ende. 
Anlässlich seines 150. Jubiläums wurde 
im „Museum der Arbeit“ im ehemali¬ 
gen Arbeiterviertel Hamburg-Barm¬ 
bek über sechs Monate lang ein Ein¬ 
blick in die Entstehung und Wirkung 
dieses Werks von Marx gegeben. Von 
der Masch Bergedorf organisiert, tra¬ 
fen sich Kursteilnehmer und Genos¬ 
sinnen und Genossen der DKP und 
der SDAJ zu einem gemeinsamen Be¬ 
such und einer Führung durch die Aus¬ 
stellung. Der Referent, Jürgen Bönig, 
klärte detailliert über die historischen 
Zusammenhänge auf, die Marx aller 
Wahrscheinlichkeit nach dazu veran- 
lassten, sein Buch in Hamburg bei Otto 
Meissner verlegen zu lassen. Diese Zu¬ 
sammenhänge legten offen, dass auch 
der Weg zur Buchherausgabe ein poli¬ 
tischer Akt war. 

Leider werden eben diese Zusam¬ 
menhänge in der Ausstellung selbst 
nicht offensichtlich dargestellt. Da ist 
zu erkennen, wie London und Ham¬ 
burg 1867 aussahen, in welcher Biblio¬ 
thek Marx tagein tagaus an „Das Kapi¬ 
tal“ schrieb und wo der Verlag in Ham¬ 
burg war. Ein ganzer Raum ist auch der 
Überfahrt von England nach Hamburg 
gewidmet. Hervorgehoben wird in der 
ersten Hälfte der Ausstellung der Cha¬ 
rakter des Schriftstellers Marx. Sehr 
enge und unleserliche Schrift, unrea¬ 
listische Vorstellungen, was die Pro¬ 
duktionszeit betrifft und Unklarheiten 
über den Stand seines Schreibens wer¬ 
den als Alleinstellungsmerkmale dar¬ 
gestellt. Die zweite Hälfte der Ausstel¬ 
lung ist einigen zentralen Begriffen des 
„Kapitals“ gewidmet. Geld, Ware, Wert 
und einige Begriffe mehr werden kurz 


definiert und mit interessanten, zum 
Teil interaktiven Darstellungen veran¬ 
schaulicht. Ein paar von ihnen können 
sehr gut als Anregung für die eigene 
Bildungsarbeit dienen. Eine schöne 
Idee ist, mittels einer Waage und Ge¬ 
wichten Klassenkampf zu inszenieren. 
Hierfür werden die Waagschalen in Ka¬ 
pital- und Proletariatseite aufgeteilt. 
Jeder Seite steht ein Sammelsurium 
an Durchsetzungsmöglichkeiten zur 
Verfügung, die mit unterschiedlichen 
Gewichten ausgestattet werden. Dann 
kann das Spiel losgehen und beide Sei¬ 
ten machen ihre Züge. Die Aufteilung 
der Gewichte war in der Ausstellung al¬ 
lerdings derart, dass die Arbeiterklasse 
nicht gewinnen konnte. 

Der letzte Part beschäftigt sich mit 
der Reichweite des Buchs. Dafür wur¬ 
den alle nur denkbaren marxistischen 
Ausrichtungen benannt und in zwei, 
drei Sätzen definiert. Sehr interessant, 
ist man doch schon mit manchen Strö¬ 
mungen in Kontakt gekommen oder 
wurde gar selbst manch einer zugeord¬ 
net. Zusätzlich werden Fotos von Men¬ 
schen und ihrer Ausgabe des Buches 
ausgestellt. Man erfährt, dass sich Hel¬ 
mut Schmidt Notizen an den Rand ge¬ 
macht hat und ein Student sich nur bis 
Seite 2 Sätze unterstrichen hat. Letzt¬ 
endlich ist es tatsächlich eine Ausstel¬ 
lung über das Buch an sich und weniger 
über seine Inhalte. Karl Marx wird als 
Schriftsteller dargestellt, der sich mit 
dem „Kapital“ übernommen hat und 
nicht über eine reine Analyse hinaus¬ 
kam. Hätte man sich noch nie mit Marx 
und dem „Kapital“ beschäftigt, könnte 
man den Eindruck gewinnen, dass es 
dabei nicht um Politik und die Verän¬ 
derung der Gesellschaft geht. Die inter¬ 


aktiven Darstellungen waren sehr be¬ 
reichernd, sonst wäre die Ausstellung 
ohne die Führung enttäuschend gewe¬ 
sen. Das kann man aber auch im Buch 


von Jürgen Bönig „Karl Marx in Ham¬ 
burg - Der Produktionsprozess des Ka¬ 
pital“ nachlesen. 

Maria Janssen 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 

Sergej Tjulpanow 
Deutschland nach dem 
Kriege (1945 -1949) 

Erinnerung eines Offiziers 
der Sowjetarmee 

Der Autor war Leiter der Informationsverwal- 
tung der Sowjetischen Militäradministration 
in Deutschland (SMAD) und hat als solcher 
an der Führungstätigkeit dieser Einrich¬ 
tung mitgewirkt. Es ging um die Ausarbei¬ 
tung eines Konzepts für die Politik der Sowjetunion als sozialistische 
Besatzungsmacht auf deutschem Boden. Dieses Konzept wurde 
geschaffen. Es ging darum, eine prinzipienfeste und gleichzeitig 
schöpferische Politik zu entwickeln und diese mit der SED und den 
anderen antifaschistisch-demokratischen Parteien und Organisationen 
zu verwirklichen. Das stellte alle Beteiligten vor völlige neue Fragen 
und Herausforderungen. 

Dietz Verlag Berlin 1987, 357 Seiten, gebunden, mit Schutzumschlag, 
besterhalten, 4 Euro 
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Weit über tausend Menschen demonstrierten vor dem Bremer Hauptbahnhof 
gegen Waffenexport, Bundeswehreinsätze, die aggressive Russlandpolitik und 
für Abrüstung der Nuklear-Waffen. Auf der Kundgebung sprach neben anderen 
Dr. Lars Pohlmeier (IPPNW), Ekkehard Lentz (Bremer Friedensforum) moderierte. 


Für Entspannungspolitik 



Unterschriften für Abrüstung in Gummersbach 


Frieden kann es nur 
für ganz Syrien geben 

Grußwort aus Homs (Syrien) von der Journalistin 
Karin Leukefeld an den Ostermarsch Berlin 


Hier in Syrien hat das achte Kriegsjahr begonnen. Mit landesweiten Waffenstill¬ 
ständen und dem Niederlegen der Waffen haben die Syrer schon lange gezeigt, 
dass sie Frieden wollen. Niemand weiß so gut wie sie, was sie in den vergange¬ 
nen Jahren verloren haben. 

Doch regionale und internationale Mächte wollen ihre Interessen durchsetzen. 
Israel und die Türkei wollen Teile Syriens kontrollieren. Die Gebiete östlich des 
Euphrat, wo es Öl und Gas, Wasser und Weizen gibt, hat die US-Armee besetzt. 
Mindestens 18 Militärbasen und -Flughäfen wurden von den USA errichtet. Sie 
alle verstoßen mit ihrer Einmischung gegen das Völkerrecht und wollen sich Zu¬ 
gang und Zugriff auf den souveränen Staat Syrien verschaffen. 

Hier kommt auch Deutschland ins Spiel, denn die Bundeswehr ist Teil der 
US-geführten „Anti-IS-Koalition“. Und obwohl der IS, der so genannte „Is¬ 
lamische Staat“, weitgehend zerschlagen ist, hat der Bundestag kürzlich einer 
Ausweitung des militärischen Engagements der Bundeswehr in Bagdad und 
Jordanien zugestimmt. Den Syrern nutzt das ganz sicher nicht. 

Mehr als 100 000 Menschen kommen in diesen Tagen durch humanitäre 
Korridore aus der Kampfzone der östlichen Ghouta, einem ehemaligen Grün¬ 
gürtel um die syrische Hauptstadt Damaskus, wo Kampfgruppen mit Unter¬ 
stützung aus Katar, der Türkei und Saudi-Arabien ein „östliches Khalifat“ er¬ 
richten wollten. 

Mindestens 180 000 Menschen wurden von türkischen Truppen und der so 
genannten „Freien Syrischen Armee“ aus ihren Dörfern in Afrin vertrieben 
und wissen nicht, ob sie jemals zurückkehren können. Der eine NATO-Staat, 
die Türkei, verfolgt die Kurden selbst jenseits seiner Grenzen in Syrien. Andere 
NATO-Staaten, wie USA und Frankreich, geben vor ihnen zu helfen. 

Um den Menschen in Syrien zu helfen werden keine neuen Kampfeinsätze 
gebraucht. Die völkerrechtswidrigen Militärinterventionen und Einmischun¬ 
gen müssen aufhören, Dialog ist nötig. Deutschland muss auf Syrien zugehen, 
die Botschaft wieder öffnen und die Wirtschaftssanktionen gegen das Land 
beenden. 

Frieden kann es nur für ganz Syrien geben, dafür muss die Friedensbewe¬ 
gung sich einsetzen. 


I n über 90 Städten fanden über die 
Ostertage Demonstrationen, Pro¬ 
teste und Mahnwachen der Friedens¬ 
bewegung statt. Mehrere zehntausend 
Menschen gingen auf die Straße. Am 
vergangenen Montag endeten die Ak¬ 
tionen mit der Forderung von Demons¬ 
tranten in Büchel, die dort stationierten 
Atomwaffen abzuziehen. 

Nach dem Ostermarsch am Grün¬ 
donnerstag in Erfurt starteten am Kar¬ 
freitag die Ostermärsche u.a. in Bibe- 
rach, Bruchköbel, Chemnitz, Gronau, 
Jagel und Stuttgart. In Gronau begann 
der Ostermarsch an der Urananreiche¬ 
rungsanlage unter dem Motto „Uran¬ 
anreicherung und Atomwaffen ächten! 
Zivile Konfliktlösung statt Waffenex¬ 
porte“. In Stuttgart hieß es „Frieden 
braucht Bewegung. Gegen Aufrüstung, 
Krieg und atomares Wettrüsten“. Die 
letzte Etappe des Ostermarsches Ruhr 


führte von Bochum zur Abschluss¬ 
kundgebung nach Dortmund. In Ham¬ 
burg gingen etwa 3 000 Menschen auf 
die Straße. 

In Berlin fand der Ostermarsch am 
Samstag statt. Etwa 2 000 Menschen 
demonstrierten hier für Frieden und 
Abrüstung. Die DKP Berlin sammel¬ 
te 128 Unterschriften unter den Ap¬ 
pell „Abrüsten statt Aufrüsten“. In ei¬ 
ner gemeinsamen Abschlusserklärung 
zeigten sich die Demonstrantinnen und 
Demonstranten „entsetzt, dass Regie¬ 
rungen ohne Vorlage von Beweisen, 
lediglich aufgrund von Mutmaßungen, 
Spekulationen und Behauptungen, 
die russische Regierung eines Giftan¬ 
schlags beschuldigen und sich über je¬ 
des rechtsstaatliche Prinzip hinwegset¬ 
zen, indem sie Sanktionen verhängen“. 
Neben Uli Scholz (AG Frieden/GEW 
Berlin), redeten Eugen Drewermann 


(Theologe) und Diether Dehrn (MdB 
„Die Linke“). Während deutliche Kri¬ 
tik an den NATO-Angriffskriegen bei 
den anwesenden Medienvertretern nur 
Achselzucken hervorrief, sorgte „Rü¬ 
pel“ Dehrn („Bild“) für Aufregung, weil 
er Außenminister Heiko Maas als „Na- 
to-Strichjunge“ bezeichnet haben soll. 

Auf vielen Kundgebungen war die 
Forderung nach einer neuen Entspan¬ 
nungspolitik gegenüber Russland zu 
hören. In Frankfurt stand der Oster¬ 
marsch in diesem Jahr unter dem Mot¬ 
to „Frieden schaffen. Abrüsten statt 
aufrüsten. Für eine neue Entspan¬ 
nungspolitik“. 

Die Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mer der Ostermärsche forderten die 
Bundesregierung auf, den UN-Atom¬ 
waffenverbotsvertrag zu unterzeich¬ 
nen. 

UZ 


Ostermärsche in ganz Deutschland - Zehntausende demonstrieren 



Berlin 



Garlstedt 
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Abrüsten jetzt! 



fripcterisforum 


Düsseldorf 



Leipzig 



Zur Kundgebung der Friedensbewegung auf dem Römerberg in Frankfurt waren am Ostermontag 4 000 Menschen gekom¬ 
men und damit deutlich mehr als vor einem Jahr. Der Frankfurter DGB-Vorsitzende Philipp Jacks kritisierte die Aufrüstungs¬ 
pläne der Bundesregierung und verurteilte ihre „Kumpanei“ mit ErdogansTürkei. Jacks forderte:„Freiheit für Afrin“. 



Düsseldorf 



Bielefeld 



Düsseldorf 


Kriege fallen nicht vom Himmel 

Rede von Horst Schmitthenner für den Ostermarsch Kassel am 2. April 2018 


Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Genossinnen und Genossen, 

Freundinnen und Freunde, 

vor 12 Jahren habe ich hier zusammen mit Peter Strutyn- 
ski gestanden, unserem Freund und Genossen, der viel zu 
früh gestorben ist und uns an allen Ecken fehlt. Wir haben 
gemeinsam gegen Kriege und für Frieden demonstriert. 
Wir haben die gesellschaftlichen Bedingungen und die po¬ 
litischen Handlungen analysiert, die Kriegen zu Grunde 
liegen und friedenspolitische Aktivitäten behindern. 

Das ist es, was er uns als Hochschullehrer mit seinem Lehr¬ 
stuhl für Frieden und Abrüstung gelehrt hat: Kriege fallen 
nicht vom Himmel, sie werden gemacht. 

Und, noch wichtiger, zu Kriegen gibt es friedenspolitische 
Alternativen. (...) 

Kriege und bewaffnete Konflikte wie in Syrien, in Kurdis¬ 
tan, im Irak, in Afghanistan oder der Ukraine scheinen kein 
Ende zu nehmen. 

1,8 Billionen Euro werden jährlich für Rüstung und Krieg 
ausgegeben. Gleichzeitig steigen die Rüstungsexporte. (...) 
Neben den kriegerischen Auseinandersetzungen und der 
zunehmenden Militarisierung der Politik hat gleichzeitig 
die soziale Spaltung dramatische Ausmaße erreicht. Ge¬ 
rade einmal 45 Superreiche haben mehr Vermögen als die 
ärmere Hälfte der Deutschen. 

Diese Spaltung gibt es nicht nur im globalen Maßstab, sie 
durchzieht nahezu alle Gesellschaften, auch die deutsche. 
Millionen Menschen müssen sich mit Niedriglöhnen durch¬ 
schlagen, haben keinerlei Aussicht auf eine existenzsichern¬ 
de Rente, müssen um die wenigen bezahlbaren Wohnungen 
konkurrieren. 

Anstatt dieses Problem anzugehen, werden immer mehr 
Mittel für Waffen und Militär ausgegeben und die Bun¬ 
deswehr wird grundgesetzwidrig in immer mehr Staaten 
geschickt. 

Sie plant in diesem Jahr 30 Mrd. mehr und bis 2030 sol¬ 
len 130 Milliarden Euro zusätzlich für Rüstung ausgege¬ 
ben werden. 

Gleichzeit fehlen überall Gelder für Bildung, Soziales und 
ökologischen Umbau. 


Das ist desaströse, verachtenswerte Politik. (...) 

Eine Möglichkeit, Kriege zu verhindern, ist auch unser 
Kampf für eine Beendigung der Rüstungsproduktion. 
Denn ohne Waffen und militärisches Gerät könnten die 
Kriege, die überall in der Welt geführt werden, nicht statt¬ 
finden. 

Es ist ein Skandal, dass Deutschland, nach den USA und 
Russland, inzwischen der drittgrößte Waffenexporteur der 
Welt ist. 

Bei Panzerlieferungen nimmt Deutschland sogar den 2. 
Platz ein und bei U-Booten den 1. Platz. (...) 

Ich frage, müssen wir wirklich auf Rüstungsproduktion set¬ 
zen um Beschäftigung zu sichern? Die Fakten jedenfalls 
sprechen dagegen. 

Lediglich 80 000 Arbeitsplätze sind direkt von der Rüs¬ 
tungsproduktion abhängig. 

Das ist schon angesichts der 3,4 Millionen Beschäftigten in 
der Metall- und Elektroindustrie sehr überschaubar und zu 
bewältigen. Und angesichts der gut 45 Millionen Beschäf¬ 
tigten in der Gesamtwirtschaft ist leicht denkbar, dass qua¬ 
lifizierte Ersatzarbeitsplätze zu schaffen sind. 

Und der Anteil der Rüstungsexporte an allen Ausfuhren 
liegt unter 1 Prozent. 

Der Titel des Exportweltmeisters ließe sich auch locker 
ohne Rüstung holen. 

(...) es stimmt, Wohlstand und Arbeitsplätze hängen in die¬ 
sem Land nicht von der Rüstungsindustrie und nicht vom 
Export von Waffen ab. 

Was fehlt, ist der entschiedene Wille der Politik, aber auch 
der Gewerkschaften, die Rüstungskonversion wirklich 
ernsthaft zu betreiben. 

Wir werden weiter dafür sorgen müssen, dass sich das än¬ 
dert und der Wille, Rüstung und somit Kriege zu beenden, 
sichtbar stark und bestimmend wird. 

Abrüsten statt Aufrüsten, Atomwaffen abschaffen, Frie¬ 
denspolitik statt Konfrontation. 

Horst Schmitthenner 

ist ehemaliges geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall. 
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Je dunkler die Nacht 
desto heller die Sterne 

Ein langes, ereignisreiches und engagiertes Leben ist zu Ende 

Gretel Weber 

geb. Kaupp 

*12. Juli 1919 t 23. März 2018 

Jürgen Weber, Anja und Paul Lippert 
Walter Weber und Gerlinde Seidel 

Die Umentrauerfeier findet am Freitag, 13. April 2018 um 13 Uhr auf dem Friedhof in Botnang, 
Bauemwaldstraße 46, 70195 Stuttgart statt. Eine Spende statt Blumen an die Bundes Vereinigung 
VVN-BdA, Berliner Sparkasse, IBAN: DE94 1005 0000 0190 0372 70, BIC: BELADEBEXXX, 
Stichwort: Gretel, ist sicher in ihrem Sinne. 



„Die Sinnlichkeit der 
Vernunft" 

Hans Heinz Holz 

Gespräche mit Arnold 
Schölzel und Johannes 
Oehme. 



336 Seiten 
Verlag: Das 
Neue Berlin, 
2018 

20 ,- Euro 
plus Porto 


uzshop.de 


BILDUNG 

STATT 

BOMBEN! 

Geld ist genug da - 
Abrüstung statt Aufrüstung! 



NATO 

stoppen 


DKP 

news.dfrp.cfe 


BILDUNG STATT BOMBEN! NATO STOPPEN! 

Plakate Al, vierfarbig / weiße Schrift auf rotem Grund 
je 10 Plakate 3,- Euro plus Porto 

weitere Motive im Shop! 

www.unsere-zeit.de,www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de Tel.: 0201 17788923 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Karl-Liebknecht-Schule 


Die Karl-Liebknecht-Schule der DKP bietet an: „Rein in 
den politischen Frühling - mit Marx, Engels und Lenin" 

Seminar l 
5./6. 5. 18 

Kommunistische Antifa-Politik 

Warum haben die Ultrarechten in der BRD und in Europa sol¬ 
chen Zuspruch? Was heißt „Rechtspopulismus?" Wie erklä¬ 
ren sich die Erfolge von PEG IDA, AfD oder anderen? Was tun 
gegen ihren wachsenden Einfluss - auch in der Arbeiterklas¬ 
se und in Betrieben? Warum braucht man zwar die „Hoheit 
über die Stammtische?" Warum ist aber auch der Antikapi¬ 
talismus nötig und warum gehört auch noch was anderes 
dazu? Zum Beispiel antifaschistische Bündnispolitik? 

Macht es Sinn über „Kampfformen" zu streiten? Wie kom¬ 
men junge „Antifas" und „traditionelle" Antifaschisten in der 
gemeinsamen Aktion und Diskussion zu noch mehr Gemein¬ 
samkeiten? Was hat der antifaschistische Kampf mit der anti¬ 
monopolistischen und antikapitalistischen Strategie der DKP 
zu tun? Was war da eigentlich mit Georgi Dimitroff und dem 
VII. Weltkongress der Kommunistischen Internationale? 

Referenten: Susann Witt-Stahl: Autorin („Antifa heißt Luftan¬ 
griff"), ehern. Chefredakteurin von „Melodie und Rhythmus"), 
Uli Sander (Bundessprecher VVN-BdA); Dr. Hans-Peter Bren¬ 
ner (Stellv. Vors, der DKP) 

Seminar: II 

Grundlagen kommunistischer Politik 
10. 5. 18-13. 5. 18 

Ein Einführungsseminar im besten Sinne des Wortes. Geeig¬ 
net nicht nur für am Marxismus-Leninismus interessierte 
neue Mitglieder oder Sympathisanten, sondern auch für 
„alte Häsinnen und Hasen". 

Das Seminar beschäftigt sich mit Grundlagen der 

# Marxistischen Philosophie 

# Politischen Ökonomie 

# Lehre vom Klassenkampf 

Wir lesen ausgewählte Texte der marxistischen Klassiker, 
diskutieren in Arbeitsgruppen und hören und besprechen 
erläuternde Einstiegsreferate. 

Dazu gibt es einen übersichtlichen Lern- und Studienplan. 
Referenten: Mark Hadyniak, Percy Pflüger, Richard Höhmann 

Anmeldungen 

» per Mail: kls@dkp.de 
» per Post: Karl-Liebknecht-Schule der DKP, 

Am Stadtrand 68, 51373 Leverkusen 

Kostenbeitrag: 

Wochenendseminar 25,- (bei Anreise am Vortag 30,-) 
4-Tage-Seminar: 60,- ( bei Anreise am Vortag 65,-) 


Unsere Genossin 

Thea Rann 

wird am 7.4.2018 

85 Jahre 


Wir wünschen Dir vor allem Gesundheit 
zum Aktivbleiben im Arbeitskreis Denkmal, 
ln der Friedensinitiative und in der Partei. 

„Die Stärksten kämpfen ihr Leben lang. 

Diese sind unentbehrlich", hat Bert Brecht geschrieben. 
Wir denken bei diesem Satz an dich. 



DKP - Gruppe Wandsbek 



www.marx-engels-stiftung.de 


ipf um die Erinnerung: 

Straßennamen 

Fr, 20. April - Hof IS. 




: 1 /A.Uloi- fRprlin). 


Hotel Strauß, 
Bismarckstr. 31 

18 . 00 - 21.00 Uhr 


www.marx-engels-stiftung.de 



Hoffnungstr. 18, 

10.30-17.00 Uhr 


Ausstellungseröffnung ■ Donnerstag, 12. April, 19 Uhr jungewelt.de/ladengalerie 

Arno Mohr 
Frühe Druckgrafik 
1947-1955 

Eröffnung: Michael Mäde (JW) 

Es spricht: Andreas Wessel 

(Herausgeber des Werkverzeichnisses 
der Druckgrafik von Arno Mohr) 

Musik: Annegret Enderle 

Ausstellung bis 12. Juni 2018 

Abb.: Arno Mohr, Frühstückspause, um 1950 

junge Welt ■ Ladengalerie 

Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin ■ Mo.-Do. 11-18 Uhr, Fr. 10-14 Uhr 




Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 




20. UZ-Pressefest 
7. - 9. September 2018 
Revierpark Wischlingen 
Dortmund 


KONSTANTIN WECKER 
ESTHER BEJARANO & 
MICROPHONE MAFIA 
CALUM BAIRD * KAI DEGENHARDT 
KLAUS DER GEIGER * JANE ZAHN 
ERICH SCHAFFNER U.V.M. 


Unterstütze das UZ-PRESSEFEST 2018 
mit Deiner Spende! 

DKP-Parteivorstand 
IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 
BIG: GENODEM1GLS 
Verwendungszweck: 
UZ-Pressefest 
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Leserbriefe / Termine 
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Termine@unsere-zeit.de 


Innen- und Außenpolitik 
vermengt 

Betr.: „Kalter Krieg“, UZ vom 23.3., S.9 

Uli Brockmeyer schreibt in seinem 
Kommentar zum neuen Kalten Krieg 
gegen Russland „Wir Kommunisten 
haben keinen Grund, den kapitalisti¬ 
schen Staat Russland in Schutz zu neh¬ 
men.“ Hier werden wieder Innen- und 
Außenpolitik vermengt. Wozu wurde 
denn lange in der UZ über Russland 
diskutiert? Es gibt doch allen Grund, 
Russland, das international eine sehr 
positive Rolle spielt, gegen das welt¬ 
kriegsgeile, menschheitsgefährdende 
imperialistische Kartell zu verteidigen. 
Denn Russland steht für achtsame in¬ 
ternationale Beziehungen, für die Ver¬ 
teidigung der nationalen und weltli¬ 
chen Souveränität Syriens, für globale 
Multipolarität, die Wiedereinsetzung 
des Völkerrechts in den internationa¬ 
len Beziehungen und für die Schang¬ 
hai-Kooperation. Und dafür trägt es 
die militärischen (und ideologischen) 
Hauptlasten gegen den Imperialismus. 


In verschiedenen Städten im Ruhrge¬ 
biet wurde in den vergangenen Tagen 
der über 1 000 Arbeiter gedacht, die 
1920 Opfer der Kämpfe, mehrheitlich 
aber von Freikorps und Reichswehr er¬ 
mordet worden sind. 

In Bottrop fand am Karfreitag eine 
Kundgebung am Ehrenmal der Op¬ 
fer der Brigade Loewenfeld auf dem 
Westfriedhof statt, zu der DKP und die 
Partei „Die Linke“ eingeladen hatten. 
Auf dem Friedhof Alt-Walsum ver¬ 
sammelten sich am gleichen Tag rund 
40 Menschen vom Niederrhein zu ei¬ 
ner Gedenkveranstaltung. Der Oster¬ 
marsch in Hamm endete am Montag 
mit einer Kundgebung vor dem Ge¬ 
denkstein in Pelkum. In der Schlacht 
von Pelkum wurden 150 bis 300 Arbei¬ 
ter und Arbeitersamariterinnen getö¬ 
tet, auf Seiten der Reichswehr gab es 
einen Toten. 

★ 

Mit dem Kapp-Putsch am 13. März ver¬ 
suchten 1920 die aggressivsten Kreise 
der herrschenden Klasse, die Errun¬ 
genschaften der Novemberrevolution 
zurückzudrängen und anstelle der ihr 
verhassten Demokratie eine Militär¬ 
diktatur zu errichten. Denn mit dem 
November 1918 erkämpften vor allen 
Dingen die deutschen Arbeiter nicht 
nur den Frieden, nicht nur das Ende 
der Monarchie in Deutschland, son¬ 
dern zugleich Errungenschaften wie 
die Anerkennung freier Gewerkschaf¬ 
ten, das Verbot „gelber Gewerkschaf¬ 
ten“, das Frauenwahlrecht, das Be¬ 
triebsrätegesetz, den Achtstundentag, 
das Tarifvertragsgesetz und das Sozia¬ 
lisierungsgesetz. 


Viele gute Gründe also, Russland, seine 
Regierung, Putin und die internationa¬ 
le Politik, die sie machen, zu verteidi¬ 
gen - wohl wissend, dass es ein kapita¬ 
listisches System ist. 

W. Elsner ; Bremen 

Nicht „abenteuerlich“ 

Betr.: Afrin eingenommen, UZ vom 
23. März 

Ich widerspreche Manfred Ziegler in 
mehreren Aussagen. Die YPG habe 
den Waffen der Angreifer wenig ent¬ 
gegenzusetzen gehabt, schreibt er. 
Doch, das haben sie! Als Nicht-Armee 
hielten sie einer NATO-Armee zwei 
Monate lang stand - bis massiv von 
der Luft aus angegriffen wurde. So¬ 
dann haben sie letzten Endes die Stadt 
Afrin den Besatzern überlassen - um 
die verbliebene Zivilbevölkerung zu 
schützen. 

Der scheinbare „Trumpf“ eines 
Bündnisses mit den USA: Es gab kei¬ 
nen „Trumpf“, sondern die Kurden ha¬ 
ben einen Teil des Kampfes gegen den 


Ein Generalstreik der Arbeiter¬ 
schaft beendete den Putsch nach fünf 
Tagen. Nach der Niederschlagung des 
Kapp-Putsches wuchs bei vielen Ar¬ 
beitern die Erkenntnis, dass es nicht 
genügte, die Putschisten zu schlagen, 
sondern dass es notwendig war, den 
Einfluss der Monopole, der Junker und 
Militaristen aus Staat und Gesellschaft 
auszuschalten und eine wirkliche Wen¬ 
de in der deutschen Politik herbeizu¬ 
führen, nicht zuletzt, um einen weiteren 
Putsch auszuschließen. „Wir knüpfen 
nicht mehr da an, wo man am 13. März 
aufgehört hat. Wir wollen Neuordnung 
der Dinge“, erklärte der stellvertreten¬ 
de Vorsitzende des ADGB, Peter Graß¬ 
mann, während einer Verhandlung mit 
Regierungsvertretern am 18./19. März. 
Die großen Gewerkschaften, ADGB 
und AfA verlangten mehr Einfluss¬ 
nahme der Gewerkschaften. 

Die zurückgekehrte Reichsregie¬ 
rung gab den Gewerkschaften dazu 
aber nur Versprechungen ab. Sie si¬ 
cherte allerdings zu, dass die bewaffne¬ 
ten Arbeiter im Ruhrgebiet nicht ange¬ 
griffen würden. Diese Vereinbarungen 
führten dazu, dass der Generalstreik 
am 20. März beendet wurde. 

In der Folge wurden im Auftrag 
der Reichsregierung in Bielefeld Ver¬ 
handlungen geführt - ohne Vertreter 
der Roten Ruhrarmee. Auch hier gab 
es nur Versprechen für die Arbeiter, 
keinerlei Garantien. Die Arbeiter sa¬ 
hen sich nach wie vor umstellt, von 
der Reichswehr mit ihrem Befehls¬ 
haber Watter und den Freikorps, die 
noch vor wenigen Tagen den Putsch 
mit getragen hatten. Es gelang, die Ar¬ 
beiter auseinanderzudividieren, Zwie- 


IS mit der Unterstützung dieser Groß¬ 
macht bestritten. Daraus resultierte die 
Hoffnung, dass die Türkei sich nicht ge¬ 
trauen würde, in der Art, wie es dann 
geschah, die kurdischen Gebiete anzu¬ 
greifen. Auch wenn in der UZ immer 
wieder steht, dass es eine „Illusion der 
Kurden“ war, „auf die USA zu setzen“, 
macht das ständige Wiederholen dieser 
Phrase sie nicht wahrer! (...) 

Und eine weitere Formulierung von 
Manfred Ziegler ist abwegig, denn es ist 
durchaus nicht „abenteuerlich“, seine 
Staatsgrenzen gegen Invasoren zu ver¬ 
teidigen. 

Syrien hat dies nicht getan, aber es 
wäre ein ganz normaler Akt der Selbst¬ 
verteidigung gewesen, den gerade wir 
hätten bedingungslos unterstützen müs¬ 
sen. 

Diese und andere Formulierungen 
lassen daran zweifeln, dass hier echte 
Solidarität mit den mutigen, fortschritt¬ 
lichen Verteidigern Afrins empfunden 
wird! 

Bettina Mandellaub, Frankfurt a. M. 


tracht zu säen, die gemeinsame Front 
aufzuweichen. Etliche Arbeiter gaben 
die Waffen ab, vertrauten den Verspre¬ 
chungen. Am 28. März stellte die neu¬ 
gewählte Reichsregierung den Arbei¬ 
tern an der Ruhr ein Ultimatum, die 
durch Watter noch weiter verschärft 
wurden. Die Reaktion schuf sich selbst 
die Vorwände, die Arbeiterschaft blu¬ 
tig niederzuschlagen. 

WSK 



Angehörige der putschenden Marine¬ 
brigade Ehrhardt am 13. März in Berlin, 
deutlich sichtbar die Hakenkreuze auf 
den Helmen. 


FR ★ 6. APR 


Berlin: Frau Kapital und Dr. Marx, Musikthea¬ 
ter zum 200. Geburtstag von Karl Marx, Kre¬ 
ativhaus Berlin Mitte, Fischerinsel 3,20 Uhr 


SA ★ 7. APR 


Gelsenkirchen: Protest gegen rechtsradi¬ 
kale Partei „Die Rechte“, auf verschiedenen 
Kundgebungen in der Innenstadt: Heinrich- 
König-Platz, Bahnhofsvorplatz, Weberstra- 
ße, ehemals Verwaltungsgericht, 13.30 Uhr 

Stuttgart: Stadtführung: 100 Jahre Frauen¬ 
wahlrecht - auf Spurensuche in Stuttgart, 
Anmeldung: christa.hourani@t-online.de, 

Liederhalle am Berliner Platz, Ecke Büchsen- 
straße/Schloßstraße, 13.30 Uhr_ 

Essen: Zu den Entwicklungen im und um 
den Iran mit Beiträgen von Klaus Wagener, 
Dr. Matin Baraki und einem iranischen Ge¬ 
nossen, Marx-Engels-Stiftung, Haus der 
DKP, Hoffnungstr. 18,10.30 Uhr 


MO ★ 9. APR 


Usingen: Gruppenabend der Wohngebiets¬ 
gruppe „Hochtaunus“, Schwerpunktthema: 
Referat eines SDAJ-Genossen zum Bun¬ 
deskongress und Erarbeitung von Unterstüt¬ 
zungsmöglichkeiten für die SDAJ, Büro „DIE 
ANDRE“, Emminghausstraße 1,18.30 Uhr 


Dl ★IO.APR 


Marburg: 200 Jahre Karl Marx mit Georg 
Fülberth, DKP Marburg-Biedenkopf, Käte- 
Dinnebier-Saal, Bahnhofstraße 6,19.30 Uhr 

Recklinghausen: Mitgliederversammlung 
der DKP zur Vorbereitung des UZ-Pres- 
sefestes und der Albert-Funk-Ehrung am 
26. April. Ladenlokal Kellerstraße 7, Reck¬ 
linghausen-Innenstadt, 19.30 Uhr 


Ml *11. APR 


München: Berichte aus Betrieb, Gewerk¬ 
schaft und Betriebsratswahlen, Grup¬ 
penabend des Betriebsaktivs, KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19 Uhr 


DO ★ 12. APR 


Gießen: 200 Jahre Karl Marx mit Georg Fül¬ 
berth, DGB Mittelhessen, Versailleszimmer, 
Berliner Platz 2,19 Uhr_ 

Nürnberg: Übergänge zum Sozialismus, 
Bildungsabend der DKP im Roten Zentrum, 
Reichstraße 8,19 Uhr 


FR ★ 13. APR 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP-Un- 
terfranken, Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1; 19 Uhr 


SA ★ 14. APR 


Nürnberg: Buchverkauf von linker und re¬ 
volutionärer Literatur im Roten Zentrum bis 
Sonntag, Reichstraße 8,13-16 Uhr 


MO ★ 16. APRIL 


Chemnitz: Gedenkveranstaltung zum Ge¬ 
burtstag Ernst Thälmanns am Chemnitzer 
Thälmann-Denkmal, Schloßteich (Arndt¬ 
platz), 16 Uhr 


Ml ★IS.APR 


Röthenbach/Pegnitz: Landtagswahl in Bay¬ 
ern mit Gustl Ballin, Versammlung der DKP 
Nürnberger Land, Floraheim, Sandstraße 10, 
19 Uhr 


DO ★19. APR 


Nürnberg: Internationale Solidarität am 
Beispiel Kurdistan, Gruppenabend im Roten 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr_ 

Frankfurt a. M.: Lesekreis „Manifest der 
Kommunistischen Partei“, DKP Gruppe 
Frankfurt-Süd, Bürgerhaus Bornheim, Arns- 
burger Straße 24,19.30 Uhr 


FR ★ 20. APR 


Hof/Saale: Umgang mit Geschichte: Der 
Kampf um die Erinnerung mit Dr. Kai Köh¬ 
ler, Jürgen Voigt und Randolph Oechslein, 
Marx-Engels-Stiftung zusammen mit der 
WN-BdA Hof-Wunsiedel, Hotel Strauß, Bis- 
marckstr. 31,18 Uhr_ 

Osnabrück: Peter Gingold In der Resis¬ 
tance. Seine Tochter Silvia Gingold liest 
aus seinen Erinnerungen, StadtgalerieCafe, 
Große Gildewart 14,19 Uhr 


SA ★ 21. APR 


Olching: Guido Zingerl führt uns durch 
seine Ausstellung: „Und sie machten sich 
die Erde untertan“, Anmeldung bitte über 
DKP München, KOM-Kulturwerkstatt am 
Olchinger Mühlbach, Hauptstraße 68, 14 
Uhr 


Ml ★ 25. APR 


München: Das neue bayrische Polizeiauf¬ 
gabengesetz, Gruppenabend des Betriebs- 
aktivs, KommTreff, Holzapfelstraße 3,19 Uhr 

Gießen: Vor-Mai-Veranstaltung von DKP 
und SDAJ mit Jane Zahn, Lieder und Tex¬ 
te zur Arbeiterbewegung, und Axel Koppey, 
DKP-Vorsitzender Hessen, DGB-Haus, Wall¬ 
torstraße 17,19 Uhr 


DO ★26. APR 


Nürnberg: Betriebsratswahlen und Ge¬ 
werkschaftsarbeit, Gruppenabend im Roten 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr_ 

Frankfurt a. M.: Lesekreis „Manifest der 
Kommunistischen Partei“, DKP Gruppe 
Frankfurt-Süd, Bürgerhaus Bornheim, Arns- 
burger Straße 24,19.30 Uhr 


FR ★ 27. APR 


Osnabrück: Arbeiterlieder-Abend mit Achim 
Bigus, Im Balou, Seminarstraße 32,19.30 Uhr 


SA ★ 28. APR 


München: Kreismitgliederversammlung 

der DKP München, KommTreff, Holzapfel¬ 
straße 3,11 Uhr 


SO ★ 29. APR 


Dachau: Gedenkfeier zum 73. Jahrestag 
der Befreiung des Konzentrationslagers Da¬ 
chau, KZ Gedenkstätte Dachau, 10.45 Uhr, 
anschließend Gedenken am ehemaligen 
SS-Schießplatz Herbertshausen, Akazien¬ 
ring 19, Herbertshausen 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der entspre¬ 
chenden Ausgabe der UZ mit Angabe des The¬ 
mas, des Ortes, des Datums und der Uhrzeit 
der Veranstaltung an termine@unsere-zeit.de 
oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen. Die Termine erscheinen online auch auf 
news.dkp.de. 


Gedenken an die Opfer des Kapp-Putsches 

Im Ruhrgebiet lebt die Erinnerung an den Widerstand der Arbeiterklasse 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1 ,- bis 3 ,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 1,00 € pro Monat 

□ Normalabo 2,00 € pro Monat 

□ Förderabo 3,00 € pro Monat 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 7,00 € pro Monat 

□ Normalabo 14,00 € pro Monat 

□ Förderabo 21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnement EU monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 


Hanne, Vornan - # 


□ E inzLigsarmächhg u ng / S EPA-Laatachriftma ndat 


»LZ. Qrl 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Der Maestro 

Herbert von Karajan würde in diesen 
Tagen seinen 110. Geburtstag feiern, 
der Sender 3sat widmet ihm einen gan¬ 
zen Abend. Zuerst zeigt eine Doku¬ 
mentation, wie Karajan das Fernsehen 
für sich und seine Zwecke entdeckte, 
wie er sich gemeinsam mit seinen Re¬ 
gisseuren an eine Filmsprache für Or¬ 
chesteraufnahmen heranarbeitete, die 
angeblich Meilensteine der Konzert¬ 
verfilmung seien. Im Anschluss zwei 


Konzerte, die in genau seiner Bildspra¬ 
che gefilmt wurden. 

Sa., 7.4., 20.15 Uhr, 3sat 

Greenpeace 

Der kanadische Dokumentarfilm er¬ 
zählt die Geschichte der frühen Jah¬ 
re der Non-Profit-Organisation. Die 
Gründer von Greenpeace waren sich 
der Macht der Bilder für politische 
Kampagnen von Anfang an bewusst 
und dokumentierten ihre Aktionen auf 


16-mm-Filmmaterial. Ob die Organi¬ 
sation ihren frühen Ansprüchen noch 
genügt, darf bezweifelt werden, denn 
Greenpeace ist ein Konzern wie jeder 
andere, er verkauft nur statt Autos oder 
Lebensmitteln eine Weitsicht und eine 
Meinung. Unabhängig sind sie nicht, 
denn die Gehälter für über 1 000 Fest¬ 
angestellte fallen nicht vom Himmel. 
Also muss Angst und Empörung ge¬ 
schaffen und bewirtschaftet werden. 
Mo., 9.4., 20.15 Uhr, 3sat 


Game of Bones 

Lasst die Hungerspiele beginnen 


Auch dieses Jahr rief Heidi Klum zu 
einer neuen Staffel „Germany‘s next 
Topmodel“. Hunderte junge, meist ma¬ 
gere Mädchen folgten diesem Ruf und 
bewarben sich. Denn, wie Heidi nicht 
müde wird zu erwähnen, „nur eine 
kann Germanys next Topmodel wer¬ 


den“. Doch geht es in der inzwischen 
13. Staffel eigentlich nur noch darum 
zu schockieren und zu polarisieren. 
Bereits in der 2. Folge müssen die jun¬ 
gen Mädchen und Frauen in der Kari¬ 
bik ihre Hüllen fallen lassen. Sex sells. 
Während man selber mit Chips, Scho- 


ki und Sekt vor der Glotze hängt und 
über die Allüren oder Walks einiger 
Teilnehmerinnen herzieht, müssen die 
jungen Damen bei heißen Temperatu¬ 
ren in Wintermänteln auf einem Tram¬ 
polin hüpfen, mit einem nackten Mann 
posieren oder ihre Mitstreiterinnen kri¬ 
tisieren, bis das perfekte Bild im Kas¬ 
ten ist. 

Eine Neuheit in diesem Jahr sind 
die zwei „Plus-size Models“ oder, wie 
ich sagen würde, zwei gesunde schlan¬ 
ke Frauen. Doch natürlich fallen Mäd¬ 
chen mit Konfektionsgröße 38 neben 
den ganzen abgemagerten, knöcher¬ 
nen, kleinkindlichen Körpern in Grö¬ 
ße „Embryo“ als „kurvig“ auf. Traurig, 
dass solch ein Körperbild jungen Mäd¬ 
chen und Frauen als erstrebenswert 
suggeriert wird. 

Die Juroren predigen immer wie¬ 
der, sie sollen als junge, selbstbewuss¬ 
te Mädchen auftreten. Doch eigent¬ 
lich sollen sie diese nur spielen, denn 
eine eigene Meinung oder gar Charak¬ 
terstärke sind nicht erwünscht. Diese 
jungen Frauen werden schnellstens 
von der „Modelmama“ entfernt oder 
als Zicke der Staffel dargestellt. Ihnen 
wird eine Disziplin und Gehorsamkeit 
abverlangt, wie man es sonst nur von 
der Bundeswehr kennt. 

Die Sendung lebt davon, jungen 
Frauen einzuimpfen, dass man im¬ 
mer noch dürrer und „schöner“ sein 
kann. Dass der Zuschauer vor dem 
Fernseher durch inszenierte Zicken¬ 
kriege, Heulkrämpfe oder furchtba¬ 
re Umstylings unterhalten wird. Dass 
Heidi Klum mit einem bezaubernden 
Lächeln die Träume junger Mädchen 
reihenweise platzen lässt und dass das 
Publikum in den Augen der Kandida¬ 
tinnen sehen kann, wie etwas in ihnen 
zerbricht. 

Wie bereits Schülerinnen einer 
Hamburger Schule sangen, bin auch 
ich #NotHeidisGirl (dt. Nicht Heidis 
Mädchen). 

Jana Sauer-Pätzold 



Foto:gemeinfrei 


Dortmund 06 

Ohne Scham - Bayern gegen Dortmund 



B ei der Bierausgabe wurde ich zum 
Tippen aufgefordert, welches ich 
mit einem „Nach 10 Minuten 
wird es 2:0 stehen, da tippe ich kein 
Endergebnis“ beantwortete. Wie im¬ 
mer hatte ich mich verhauen, die Bay¬ 
ern brauchten doch glatte 14 Minuten 
für den zweiten Treffer. 

Die Kneipe selber war 328 Prozent 
voller als sonst, sämtliche Modefans, 
von uns gerne „Hanni & Nanni“ ge¬ 
nannt, waren in Erwartung eines glor¬ 
reichen Auswärtssieges eingefallen. 
Das vielleicht einzig Schöne an diesem 
Abend war zu beobachten, wie der Lat¬ 
te mit veganer Milch und das Bananen¬ 
weizen dem einen oder der anderen im 
Halse stecken blieb. Zur Halbzeit leer¬ 
te sich der Laden dann auch rapide. 
Und tschüss! 

Zum Thema BVB muss man an die¬ 
sem Abend eigentlich nichts schreiben, 
denn es war nichts vorhanden. Kein 
Mut, kein Aufbäumen, kein Ballbe¬ 
sitz, kein Gefühl im Fuß und schon mal 
überhaupt kein Zusammenspiel, ge¬ 
schweige denn Gegenwehr. Von Scham¬ 
gefühl mal gar nicht zu reden. Es war 
absolut NICHTS. Das Ganze mutete an 
wie die 4. Mannschaft des „Turn- und 
Sportvereines Lola Hohenlockstedt“ 
in doppelter Unterzahl gegen den FC 


Barcelona. Und hätten die Bayern ge¬ 
wollt, wir wären zweistellig nach Hau¬ 
se geschickt worden. Bei unserm Verein 
stimmt überhaupt nichts mehr und man 
möchte in die unschuldige Bierbank 
beißen vor Wut über diese millionen¬ 
schweren Facebook-Selfie-Lackaffen, 
die dort auf dem Rasen unser Trikot 
spazierentragen. Wobei: Spazieren wür¬ 
de ja noch Bewegung beinhalten. 

Drumherum war auch alles Eins 
A prima. Meine Ex-Freundin mit am 
Tisch, die gefühlt 721 mal fröhlichst von 
sich gab, wie gut es ihr mit dem neu¬ 
en und so viel jüngeren Freund geht. 
Supi. Mein Gegenüber, Kollegin M., 
beschloss acht Minuten nach Anpfiff 
nicht mehr zu sprechen, also wirklich 
überhaupt nicht mehr, selbst auf Nach¬ 
frage nicht, und mein Nebenmann U. ist 
nicht zu verstehen, ihr wisst: keine Zäh¬ 
ne. Drei Biere und einen Wodka später 
hatte ich sein sprachliches Niveau er¬ 
reicht und konnte den Rest des Spieles 
vor mich hin dösen. Danke für nichts. 

Und sonst? Diesmal ... nix. Mir ist 
die Lust vergangen. Oder um es mit 
Dettmar Cramer zu sagen: „Es hängt 
alles irgendwo zusammen. Sie können 
sich am Hintern ein Haar ausreißen, 
dann tränt das Auge.“ Eben. 

Karl Rehnagel 
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NEUE IMPULSE VERLAG 


Von Autorinnen der Marxistischen Blätter empfohlen: 


karl rftarx 


Dietmar Dath 
Karl Marx. 100 Seiten 

Phil. Reclam jr., 2018, 100 S., kart., 
10,00 Euro; ISBN 9783150204542 

Mit diesem Beitrag zu Marx' 200. 
Geburtstag hat Dietmar Dath nicht 
nur ein äußerst persönliches Buch 
über Marx geschrieben, sondern 
eines, das in seiner Klarheit und 
Dynamik gleichzeitig eine brillante 
Einführung in die Marxsche Lehre 
und deren Wirkung bietet. So zeigt 
er unter anderem, dass Marx das zu 
Bekämpfende immer zuerst einmal 
verstehen will und sich stets an der 
Praxis orientiert - zwei der vielen 
Gründe für seine Aktualität. 



Richard Sorg 
Dialektisch Denken 

PapyRossa, 2018, 313 S, 22,00 Euro; 
ISBN 9783894386603 

Was unter Dialektik und dialekti¬ 
schem Denken zu verstehen ist, wird 
durch eine eingehende Lektüre einer¬ 
seits von Georg Wilhelm Friedrich 
Hegel, andererseits von Karl Marx 
und Friedrich Engels und ihrer kriti¬ 
schen Auseinandersetzung mit ihrem 
>Lehrer< untersucht. Im Schlussteil 
analysiert Richard Sorg aktuelle 
Dialektik-Konzepte (von Holz, Haug, 
Losurdo und Arndt), in denen gezeigt 
wird, wie dialektisches Denken zur 
Orientierung in einer widerspruchs¬ 
vollen Gegenwart beitragen kann. 


Egon Krem 

CHINA 

Wie ich u sehe 


Egon Kreuz 

China - Wie ich es sehe 

Eulenspiegel, 2018, 160 S., kart., 
12,99 Euro; ISBN 9783360018854 

China - die neue Bedrohung für die 
europäischen Wirtschaftsmächte? 
China - die zweitgrößte Wirt¬ 
schaftsnation unter Führung einer 
kommunistischen Partei auf dem 
besten Weg, die Weltmacht USA zu 
überholen? Land im Aufbruch oder 
Land des enthemmten Kapitalismus? 
Diese Fragen beschäftigen auch Egon 
Krenz. Er kennt China nicht nur 
aus Zeiten, als er es in politischer 
Funktion bereiste, sondern ist bis 
heute regelmäßig zu Gast, zuletzt 
im Oktober 2017. 



Jörg Kronauer 
Meinst Du, die Russen 
wollen Krieg? 

Russland der Westen 
und der zweite Kalte Krieg 
PapyRossa, 2018, 207 S., kart.; 

14,90 Euro; ISBN 9783894386504 

Russland hat nach 1990 zunächst 
versucht, an die westlichen Struktu¬ 
ren anzudocken - erst an die NATO, 
dann an die EU; als ihm beides 
verweigert wurde, hat es begonnen, 
wieder eigene Weltpolitik zu betrei¬ 
ben. Das Buch zeichnet die Stränge 
der US-amerikanischen, deutschen 
und russischen Außenpolitik nach, 
die schließlich in den zweiten Kal¬ 
ten Krieg mündeten. 


:laus gieti 


DER VERPASSTE 

FRÜHLING 

OES 20. JAHRHUNDERTS 


Klaus Gietinger 

November 1918 - der verpasste 

Frühling des 20. Jahrhunderts 

Nautilus, 2018, 272 S., 18,00 Euro; 
ISBN 9783960540755 

Die Novemberrevolution war tatsäch¬ 
lich ein Aufbruch, ein Aufbäumen 
gegen die herrschenden Klassen. 
Matrosen, Soldaten und Arbeiter 
hatten genug von den alten Eliten, 
sie wollten das allgemeine Wahlrecht, 
die Sozialisierung, die Zerschlagung 
des Militarismus und die Revolution. 
Ein flammendes Plädoyer dafür, die 
verpasste soziale Revolution zwi¬ 
schen Kieler Matrosenaufständen und 
Weimarer Republik dem Vergessen 
zu entreißen! 


Weitere 3 Mio. Artikel im Lieferservice für Lesende Linke: www.neue-impulse-verlag.de 



USB-Stick 



Marxistische Lehrbriefe & 
ausgewählte Bildungshefte 
der DKP 

19,80 Euro 


Bestelladresse: 

Neue Impulse Verlag, Hoffnung Straße 
18, 45127 Essen, Tel. 0201-236757 
info @neue-impulse-verlag. de 






























